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Ombuds- und Beschwerdestellen der Kinder- und Jugend-

hilfe sind in Deutschland noch relativ neu.Die bundesweit

erste Ombudsstelle der Kinder- und Jugendhilfe wurde

2002 in Berlin als BERLINER RECHTSHILFEFONDS JUGENDHILFE

E.V. (BRJ) gegründet. Seitdem hat das Modell schnell Ver-

breitung gefunden. Es haben sich kontinuierlich weitere 

Initiativen in unterschiedlichen Bundesländern gegrün-

det und 2008 in einem BUNDESNETZWERK OMBUDSCHAFT IN

DER JUGENDHILFE zusammengeschlossen, das durch eine 

eigene NETZWERKSTELLE beim BRJ unterstützt wird. Der-

zeit gehören dem Netzwerk acht Initiativen aus sieben 

Bundesländern an. Ziel der im Netzwerk zusammenge-

schlossenen Initiativen ist es, Klientinnen und Klienten 

der Kinder- und Jugendhilfe darin zu unterstützen, ihre 

Rechte nach dem SGB VIII (und damit auch den SGB I 

und X) gegenüber freien und öffentlichen Trägern wahr-

nehmen und durchsetzen zu können.

Die Beteiligung von Betroffenen an Entscheidungen 

sowohl über die Gewährung als auch über die Gestal-

tung von Hilfen ist aus fachlichen, ethischen und recht-

lichen Gründen notwendig und geboten. Dennoch ist die 

Sicherung von Betroffenenrechten in sozialpädagogischen 

Organisationen in der Praxis mit erheblichen strukturel-

len Problemen verbunden. Ombuds- und Beschwerde-

stellen setzen an diesen Punkten an und unterstützen die 

Betroffenen durch Informationen, fachliche Expertise 

und persönlichen Beistand sowie durch die Bereitstellung 

rechtlicher Beratung und ggf. rechtlicher Vertretung in 

Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. Sie stehen damit in 

intensivem und häufi g auch längerfristigem Kontakt mit 

Menschen, die mit dem Handeln von Fachkräften oder 

mit Strukturen, Prozessen oder Entscheidungen in der 

Kinder- und Jugendhilfe unzufrieden sind. Ihre Arbeit 

könnte wertvolle Hinweise für die Frage, wie Bürgerinnen 

und Bürger als Klientinnen und Klienten Kinder- und Ju-

gendhilfe erleben, und für die Analyse von Problemen in 

Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe geben. Om-

budsstellen könnten damit strukturell für das »Lernen aus 

Fehlern« der Regelorganisationen genutzt werden.

Bisher ist dieses Gebiet jedoch »Neuland« und nicht er-

forscht. Auch fehlt empirisch gesichertes und strukturier-

tes Wissen über die Breite von Ombuds- und Beschwer-

destellen der bundesdeutschen Kinder- und Jugendhilfe. 

Solches Basiswissen zur Verfügung zu stellen ist Anliegen 

der vorliegenden Untersuchung.

AUFTRAG, ZIEL UND AUFBAU DER 
EXPERTISE

Ziel der Expertise ist eine Bestandserhebung der Om-

buds- und Beschwerdestellen in der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich ihrer Strukturen, Arbeits-

weisen und Erfahrungen sowie eine erste Einschätzung 

der bestehenden Entwicklungspotentiale und Erweite-

rungsmöglichkeiten im Sinne des Lernens aus Fehlern im 

Kinderschutz. Der Auftrag der Expertise bezieht sich auf 

solche Ombuds- und Beschwerdestellen, die außerhalb 

von Einrichtungen angesiedelt sind.

Darüber hinaus existiert eine Vielzahl von Modellen ein-

richtungsinterner (man könnte auch sagen einrichtungs-

bezogener) Ombuds- und Beschwerdestellen. Aktuellen 

Untersuchungen des Deutschen Jugendinstituts zufolge1

gibt es in etwa der Hälfte aller stationären Einrichtungen 

der Erziehungshilfe institutionalisierte Formen der Betei-

ligung von Kindern und Jugendlichen – mit steigender 

Tendenz. Offensichtlich nimmt die Sensibilität für die 

Notwendigkeit der Partizipation von Betroffenen in Ein-

richtungen der Kinder- und Jugendhilfe zu. Aus diesen 

Untersuchungen ist jedoch nicht abzulesen, welche For-

men der Institutionalisierung gewählt wurden und um 

welche Art von Institution es sich im Detail handelt. Zwar 

sind einzelne Praxisbeispiele gut dokumentiert. Betrach-

tet man diese im Detail, so wird jedoch auch die Hetero-

genität dieser Stellen deutlich. Es ist daher aus den Er-

gebnissen vorliegender Untersuchungen nicht abzuleiten, 

wie viele einrichtungsinterne Ombuds- und Beschwerde-

stellen es in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 

in Deutschland gibt. Hierzu existiert bisher keine Erhe-

bung, hier bestünde weiterer Forschungsbedarf.

Diesen zu füllen kann im Rahmen der vorliegenden 

Studie nicht geleistet werden. Um jedoch einen Eindruck 

von der Breite des Themas und den darin liegenden Mög-

lichkeiten zur Sicherung der Rechte von jungen Menschen 

und ihren Familien in der Kinder- und Jugendhilfe zu geben, 

werden ergänzend zur Gesamterhebung der einrichtungs-

externen Initiativen in einem Exkurs zwei ausgewählte 

einrichtungsinterne Ombuds- und Beschwerdestellen ex-

emplarisch und kontrastierend dargestellt.

Die Expertise ist in sechs Kapitel gegliedert. Im An-

schluss an die Klärung von Begriffl ichkeiten und Hin-

tergründen des Themas (Kapitel 1) erfolgt die Bestand-

1 Mündliche Auskunft von Liane Pluto, Projekt »Jugendhilfe im Wandel«. Die Ergebnisse werden demnächst veröffentlicht.
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8 EINLEITUNG

serhebung der einrichtungsexternen Ombuds- und 

Beschwerdestellen in der Kinder- und Jugendhilfe in 

Deutschland (Kapitel 2) und die Auswertung ihrer bis-

herigen Erfahrungen (Kapitel 3). Zur Verdeutlichung der 

Weite des Themas werden darüber hinaus zwei Beispiele 

für einrichtungsinterne Beschwerdestellen dar- und den 

einrichtungsexternen Stellen gegenübergestellt (Kapitel 

4). Auf dieser Grundlage wird der Frage nachgegangen, 

ob und ggf. inwiefern Ombudsstellen Hinweise auf Fehler 

im Kinderschutz aus der Betroffenenperspektive liefern 

und ob sie potentiell im Sinne des Lernens aus Fehlern im 

Kinderschutz zu erweitern oder zu nutzen wären (Kapitel 

5). Abschließend erfolgt eine Einschätzung zu Perspek-

tiven und Entwicklungspotentialen von Kinder- und Ju-

gendhilfe-Ombuds- und Beschwerdestellen in Deutsch-

land unter besonderer Berücksichtigung des Lernens aus 

Fehlern (Kapitel 6).

Wie im Folgenden deutlich wird, handelt es sich bei 

Ombuds- und Beschwerdestellen in der Kinder- und Ju-

gendhilfe um einen dynamischen, sich in Veränderung 

befi ndlichen Bereich. Die Expertise stellt den Stand vom 

15. Juni 2010 dar. 

BEGRIFFSKLÄRUNG OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN

Die Begriffe »Ombudsstelle« und »Beschwerdestelle« 

haben zwar unterschiedliche Wurzeln und kommen aus 

unterschiedlichen Bereichen, weisen jedoch große inhalt-

liche Überschneidungen auf. Die folgenden Ausführungen 

sollen verdeutlichen, warum und in welchem Sinne die be-

schriebenen Initiativen diese Begriffl ichkeiten verwenden.

Ombudschaft wird in den Initiativen verstanden als 

unparteiische Vorgehensweise bei Streitfragen, in der die 

Interessen der strukturell unterlegenen Partei durch den 

Ombudsmann (oder die Ombudsfrau) besondere Be-

achtung fi nden. Ziel ist es, durch den Ombudsmann/die 

Ombudsfrau strukturelle Machthierarchien auszuglei-

chen und eine gerechte Einigung zu erzielen. Das Kon-

zept des »Ombudsman« stellt in seiner Entstehung ein 

rechtsstaatliches Konzept der Vermittlung zwischen Bür-

gern und Staat und zur Verhinderung von Missständen in 

der öffentlichen Verwaltung dar. Der Ombudsmann/die 

Ombudsfrau wird benannt, um Anliegen, Interessen und 

Beschwerden der Bürgerinnen und Bürger über Unge-

rechtigkeiten gegenüber der öffentlichen Verwaltung zu 

unterstützen. Er/Sie soll sowohl für einzelne Bürgerinnen 

und Bürger tätig werden als auch die Erfahrungen der 

Arbeit nutzbar machen für politische Entscheidungen, 

z.B. durch Vorschläge für Gesetzesänderungen oder Sen-

sibilisierung für Problematiken.

Der Ursprung dieser rechtlichen Konzeption liegt in 

Schweden, wo 1809 die erste unabhängige Institution 

eines Ombudsmän geschaffen wurde.2 Der englische Be-

griff »Ombudsman« stammt dementsprechend aus dem 

Schwedischen. Ombud bezeichnet dort »eine Person, 

die als Sprecher oder Vertreter eines anderen handelt«3. 

1919 folgte Finnland diesem Beispiel. Verbreitung fand 

das Modell jedoch erst, nachdem es 1955 in Dänemark 

in einer neuen Weise rechtlich verankert wurde und an-

dere Länder wie Norwegen (1963) und Großbritannien 

(1967) dem folgten. Heute gibt es Ombudsmodelle als 

»rechtsstaatliches Konzept einer unabhängigen, leicht zu-

gänglichen und ’sanften‘ Kontrolle der Verwaltung durch 

hoch angesehene Persönlichkeiten«4 in der Mehrzahl der 

europäischen Staaten und darüber hinaus. Es soll einen 

wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Prinzipien 

von Demokratie und Rechtsstaat leisten. Allerdings ist 

eine deutliche Heterogenität der unterschiedlichen Mo-

delle festzustellen. Kucsko-Stadlmayer spricht von der 

»vielfältigen Umsetzung einer Idee«5. Gegenstand der 

Kontrolle durch Ombudsman-Institutionen können die 

Verwaltung und nicht-staatliche Rechtsträger, aber auch 

die Staatsanwaltschaften und die Gerichtsbarkeit sein.

In Deutschland ist weniger das Ombudsman-Modell 

als vielmehr das Petitionswesen verbreitet. Während es 

bereits seit 1949 Petitionsausschüsse auch auf Bundes-

2 Vgl. ebd.

3 Von Hippel 2000, S. 2.

4 Kucsko-Stadlmayer (Hg.) 2008, S. 1.

5 Kucsko-Stadlmayer (Hg.) 2008 stellt eine rechtsvergleichende Untersuchung der Ombudsman-Institutionen in Europa 

 dar und nimmt darin auch eine Typisierung unterschiedlicher Ombudsman-Modelle vor.

8
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ebene gibt, wurden bisher nur in einigen Bundesländern 

Ombuds-Institutionen (meist als Bürgerbeauftragte) 

eingeführt. Allerdings fi ndet das Ombuds-Modell auch 

in Deutschland zunehmend Verbreitung, z.B. im Versi-

cherungs- und Bankenwesen, in der Altenpfl ege und in 

der Psychiatrie sowie jüngst auf Bundesebene im Zusam-

menhang mit Beschwerden über die Umsetzung der sog. 

Hartz-IV-Gesetze6. Teilweise werden der/die Wehrbeauf-

tragte und der/die Datenschutzbeauftragte ebenfalls als 

Varianten von Ombudschaft beschrieben.7

Neben dem öffentlich-rechtlichen Konzept der Om-

budschaft entwickelte sich seit Beginn der 70er Jahre eine 

weitere, eine »privatrechtliche«8 Bedeutung des Ombuds-

man im Rahmen des Verbraucherschutzes. »Der positiv 

besetzte Begriff ’Ombudsmann‘, der für Integrität, Un-

abhängigkeit und Bürgernähe stand, sollte auch als Wer-

bung für die Unparteilichkeit und Bürgernähe solcher 

Stellen dienen.«9 Der Rückgriff auf den Begriff und das 

Konzept der Ombudschaft wurde u.a. mit Parallelen zwi-

schen der Beziehung Bürgerin/Bürger – Staat einerseits 

und Bürgerin/Bürger – private Organisationen anderer-

seits hinsichtlich der Unterlegenheit einzelner Bürgerin-

nen und Bürger in Konfl iktsituationen mit Institutionen 

und Organisationen begründet. Beispiele hierfür sind 

etwa Banken und Versicherungen.10

Der Begriff Beschwerde entstammt demgegenüber 

dem betriebswirtschaftlichen Bereich. Er bezeichnet die 

negative Äußerung eines Kunden/einer Kundin mit dem 

Ziel der Korrektur eines Fehlers, der Revision einer Ent-

scheidung, des Schadensersatzes oder auch einfach einer 

Entschuldigung. Die jeweilige Äußerung kann direkt an 

den Adressaten gerichtet werden oder an dessen Vorge-

setzte. Möglich ist jedoch auch die Beschwerde bei einer 

extra dafür zuständigen internen oder externen Stelle. 

Eine solche Stelle kann dann auch eine Ombudsstel-

le sein. Während der Begriff Beschwerdestelle also eher 

umgangssprachlich die Zuständigkeit einer Stelle für die 

Bearbeitung von Beschwerden betont, aber noch nichts 

über deren Selbstverständnis oder Arbeitsweise aussagt, 

stellt der Begriff der Ombudsstelle die Initiativen in eine 

bestimmte Tradition und betont dabei die Machtasym-

metrie zwischen den Beteiligten.

Die im Folgenden beschriebenen Stellen nutzen die 

beiden Begriffe nicht einheitlich. Manche nutzen nur ei-

nen Begriff, andere nutzen beide Begriffe additiv oder so-

gar synonym. Rückschlüsse auf das Selbstverständnis und 

die Arbeitsweise der Initiativen sind aus der Verwendung 

der beiden Begriffe bisher nicht zu ziehen.

ZUR STRUKTURELLEN NOTWENDIG-
KEIT VON OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN IN DER 
KINDER- UND JUGENDHILFE11

Die Sicherung von Betroffenenrechten in der Kinder- 

und Jugendhilfe ist sowohl in der Hilfeplanung als auch 

in der Hilfeerbringung mit strukturellen Problemen 

verbunden. Die Verwirklichung von Betroffenenrechten 

steht neben anderen notwendigen Entscheidungskrite-

rien wie fachlicher Diagnose und Kontrollauftrag, aber 

auch begrenzten Ressourcen, institutionellen Regeln und 

Zwängen, politischen Interessen und gesellschaftlichen 

Erwartungen – und damit stets auch in potentieller Kon-

kurrenz zu diesen. Betroffene haben in dieser Konstellati-

on eine relativ schwache Position, da sie nur selten in der 

Lage sind, ihre Rechte zu vertreten. Hierzu müssten sie 

nicht nur über ihre Rechte informiert sein, sondern auch 

deren Missachtung im konkreten Fall erkennen und ihre 

Einhaltung einfordern können. Bei der Mehrzahl der 

sozialpädagogischen Klientel sind die dafür notwendigen 

Voraussetzungen wie rechtliches und fachliches Wissen, 

aber auch emotionale und fi nanzielle Ressourcen nicht 

gegeben.

Die meisten Bürgerinnen und Bürger, die  beispielsweise 

im Jugendamt um Hilfe bitten oder mit denen das Jugend-

amt von sich aus in Kontakt tritt, kennen sich mit den fach-

lichen und rechtlichen Regeln der Behörde nicht aus. Sie 

6 Der Bund richtete Ende 2004 einen Hartz-IV-Ombudsrat ein, um Schwachstellen der Hartz-IV-Reform zu überprüfen 

 und Beschwerden von Arbeitslosen nachzugehen. Er beendete offi ziell am 30. Juni 2006 seine Tätigkeit. 

7 Vgl. von Hippel 2002, S. 3.

8 Von Hippel 2002, S. 3.

9 Ebd.

10 Vgl. von Hippel 2000, S. 3f.

11 Vgl. Urban-Stahl 2010.

1 9
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10 EINLEITUNG

haben wenig Wissen über die Abläufe im Jugendamt, über 

das Verfahren der Hilfeplanung, bestehende Hilfsmöglich-

keiten und ihre persönlichen Rechte im Hilfeplanverfah-

ren. Während die institutionellen Rahmenbedingungen 

für Fachkräfte ein »Heimspiel« darstellen, können die 

meisten Betroffenen über die Befugnisse, Möglichkeiten 

und Grenzen des Jugendamts nur spekulieren. Die Mehr-

zahl der Klientinnen und Klienten hat zudem einen ge-

ringeren sozialen Status als die Fachkräfte des ASD und 

ein geringeres sprachliches und intellektuelles Vermögen. 

Ähnliche Konstellationen können für die Situation Betrof-

fener in freien Trägern beschrieben werden.

Fachkräfte verfügen demgegenüber über den Status 

der Profession. Damit verbunden sind nicht nur Fach-

wissen und Defi nitionsmacht, sondern auch ein Vor-

sprung an Orientierung, Information und Rollensicher-

heit. Sie entscheiden über die Verteilung von Ressourcen, 

vermögen den Klientinnen und Klienten zu Leistungen 

zu verhelfen oder ihnen diese vorzuenthalten. Und wäh-

rend sich Klientinnen und Klienten in einer psychoso-

zialen Belastungssituation befi nden, die den Inhalt der 

Interaktion mit den Fachkräften darstellt, agieren Fach-

kräfte in ihrer berufl ichen Rolle, in der ihre Persönlich-

keit, ihre Probleme, Unzulänglichkeiten etc. nicht thema-

tisiert werden.

Es liegt also im Regelfall eine strukturelle Macht-

asymmetrie zwischen den Fachkräften der Kinder- und 

Jugendhilfe und ihren Klientinnen und Klienten vor. 

Macht ist in sozialen Prozessen unvermeidlich. Sie ist, 

wie das Bild der Machtbalancen von Norbert Elias ver-

deutlicht12, überall existent, wo Menschen ihr Verhalten 

aufeinander abstimmen. Es stellt sich daher nicht die Fra-

ge, ob Fachkräfte in der Kinder- und Jugendhilfe Macht 

haben, sondern welche Macht sie haben und wie sie mit 

ihr umgehen: Ist es das »gute Recht« von Fachkräften, 

ihre Macht zu nutzen, ohne sich hierfür rechtfertigen zu 

müssen, oder gibt es Mechanismen, die Legitimität fach-

lichen Handelns zu hinterfragen? Gibt Macht den Fach-

kräften das pauschale Recht, den Umgang mit Grenzen 

und Selbstbestimmungsrechten anderer Menschen nach 

ihrem Interesse zu gestalten, oder unterziehen sie sich 

und ihr Handeln einer Kontrolle durch Dritte? Ein ver-

antwortungsvoller Umgang mit Macht setzt voraus, sich 

der Macht bewusst zu sein, sie transparent auszuüben, 

sich darin kontrollieren und kritisieren zu lassen und be-

reit zu sein zu bewusstem Machtverzicht. Wird nur ver-

deckt mit Macht agiert oder wird sie gar geleugnet, dann 

hindern Fachkräfte ihre Klientinnen und Klienten daran, 

diese Einfl ussnahme zu thematisieren und erhöhen da-

mit die Gefahr des Machtmissbrauchs.

Die Thematisierung der strukturellen Machthierar-

chie zugunsten von Fachkräften soll nicht in Frage stellen, 

dass auch Betroffene über Machtpotentiale im Helfer-

Klient-Verhältnis verfügen und viele Fachkräfte sich im 

Alltag eher ohnmächtig als mächtig erleben. Das Bild der 

Machtbalance von Elias betont ja gerade, dass in Inter-

aktionsbeziehungen stets eine beidseitige Abhängigkeit 

besteht. So könnten auch für die Betroffenen durchaus 

potentielle Machtquellen in der Helfer-Klient-Beziehung 

benannt werden. Allerdings sind diese eher personell oder 

situativ begründet. Strukturell gesehen ist die Fachkraft 

in der Kinder- und Jugendhilfe, im Jugendamt – noch 

deutlicher als im freien Träger – gegenüber den Betroffe-

nen in einer mächtigeren Position.

Dieser Struktur wird bisher auf zwei Ebenen begegnet: 

gesetzlich und professionell. Der Gesetzgeber verankerte 

im Kinder- und Jugendhilfe- und Verfahrensrecht Vorga-

ben, die dazu beitragen sollen, diese Machtasymmetrie 

zwischen Bürger und Verwaltung sowie Leistungserbrin-

gern auszugleichen. Die Verwaltung ist gebunden an die 

Verpfl ichtung zur Beratung, Aufklärung und Beteiligung 

der Betroffenen an Entscheidungen, zu Transparenz im 

Verfahren und zur Beachtung fachlicher Regeln. Auf der 

professionellen Ebene sind Fachkräfte zur Refl exion der 

Helfer-Klient-Beziehung und ihrer eigenen Rolle darin 

verpfl ichtet.

Für den Fall, dass Fachkräfte der Kinder- und Jugend-

hilfe sich nicht an diese rechtlichen und professionellen 

Vorgaben halten, bietet der Rechtsstaat Wege, sich sowohl 

beim freien als auch beim öffentlichen Träger zu beschwe-

ren oder bei Verfahrensfehlern und fehlerhaften Entschei-

dungen von Jugendämtern auch gerichtlich gegen die Be-

hörde vorzugehen. Doch an dieser Stelle schließt sich der 

Kreis: Dies müsste durch die Betroffenen erfolgen, denen 

zumeist das notwendige Wissen fehlt, um einschätzen zu 

können, ob überhaupt ein unberechtigtes oder fehler-

haftes Handeln vorliegt. Wie bereits ausgeführt verfügen 

sie in der Regel weder über die notwendigen Fachkennt-

12 Vgl. Elias 2004 [1970]; Wolf 2007.
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nisse noch über die fi nanziellen Mittel und emotionale 

Stabilität, um einen solchen fundamentalen Konfl ikt 

auszutragen oder gar die Instrumente des Rechtsstaats in 

der Auseinandersetzung mit der öffentlichen Verwaltung 

nutzen zu können. In der Praxis kommt es daher nur sel-

ten und wenn, dann vor allem bei Klientinnen und Klien-

ten aus der gehobenen Bildungsschicht, zu Beschwerden 

und gerichtlichen Klagen gegen freie Träger oder Jugend-

ämter.

Vor diesem Hintergrund ist die Gründung von Om-

buds- und Beschwerdestellen in der Kinder- und Jugend-

hilfe zu betrachten. Es wird deutlich, dass die Motivation 

zum Aufbau einrichtungsunabhängiger Ombuds- und 

Beschwerdestellen nicht im Zusammenhang mit den Re-

gelungen des § 8a SGB VIII stand. Gleichwohl gibt es in 

der Arbeit Berührungspunkte mit Kinderschutz im en-

geren und im weiteren Sinne. Diese werden in Kapitel 5 

dargestellt und eingeordnet.

1
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Beschwerdemöglichkeiten in der Kinder- und Jugendhil-

fe wurden zwar in den vergangenen Jahrzehnten immer 

wieder diskutiert. Die Umsetzung von einrichtungsexter-

nen und unabhängigen Ombuds- und Beschwerdestellen 

ist jedoch etwas Neues. Die vorliegende Expertise stellt 

insofern einen ersten Versuch dar, ein neues Feld der Kin-

der- und Jugendhilfe zu beschreiben. Will man nicht bei 

individuellen Portraits stehen bleiben, muss man Kate-

gorisierungen entwickeln. Ziel war es, in der Darstellung 

eine angemessene Balance zwischen der Berücksichti-

gung individueller Aspekte einerseits und notwendiger 

Verallgemeinerung andererseits zu fi nden. Die in dieser 

Expertise verwandten Kategorien stellen Vorschläge dar, 

die im weiteren Entwicklungsverlauf des Handlungsfel-

des zu überprüfen sein werden.

DATENGRUNDLAGE

Die folgenden Ausführungen basieren auf Experteninter-

views mit Vertreterinnen und Vertretern aller beschrie-

benen Initiativen, die im Zeitraum von April bis Oktober 

2009 durchgeführt wurden. Ergänzend wurden schrift-

liche Unterlagen der Initiativen wie Satzungen, Konzep-

tionen und Selbstdarstellungen herangezogen und für die 

Auswertung und Diskussion die Protokolle der Treffen 

des BUNDESNETZWERKES OMBUDSCHAFT IN DER JUGENDHILFE

genutzt.

Das Feld der Ombuds- und Beschwerdestellen in der 

Kinder- und Jugendhilfe befi ndet sich in Entwicklung 

und weist eine hohe Dynamik auf. Um den aktuellen 

Stand erfassen zu können sowie Deutungs- und Inter-

pretationsweisen der Expertisennehmerin zu überprüfen 

und zu diskutieren, wurden am Ende der Expertisener-

stellung im Mai und Juni 2010 nochmals telefonische 

Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern aller Initia-

tiven durchgeführt.

ÜBERSICHT ÜBER BESTEHENDE 
INITIATIVEN IN DEUTSCHLAND

Ombuds- und Beschwerdestellen in der Kinder- und 

Jugendhilfe sind in Deutschland noch relativ neu. Erste 

Initiativen hierzu gab es 2002. In diesem Jahr gründe-

te sich der BERLINER RECHTSHILFEFONDS JUGENDHILFE E.V. 

(BRJ) und arbeitet seitdem als erste Ombudsstelle in der 

Kinder- und Jugendhilfe kontinuierlich. Etwa zeitgleich 

richtete der Caritasverband für die DIÖZESE MÜNSTER eine 

LOBBYSTELLE ein. Sie unterstützt junge Menschen und ihre 

Familien, die in Caritaseinrichtungen betreut werden, bei 

der Durchsetzung Kinder- und Jugendhilfe rechtlicher 

Ansprüche auf Weitergewährung von Hilfen. Hinzu ka-

men erste Vorbereitungen zur 2003 erfolgten Gründung 

des Vereins SCHUTZGEMEINSCHAFT KINDER- UND JUGENDHILFE

E.V. (SKJ) in Passau, und 2005 gründete sich die LOBBY-

STELLE HZE in München.

Seit 2007 ist nun eine zweite Entwicklungswelle zu 

beobachten. Zunächst nahmen 2007 zwei neue Initia-

tiven die Arbeit auf (INITIATIVE HABAKUK in Baden-Würt-

temberg und NETZWERK: RECHT BEKOMMEN in Hessen) und 

zwei weitere begannen mit der Vorbereitung zur Grün-

dung von Ombuds- und Beschwerdestellen (LOTSE E.V. 

in Halle und INITIATIVGRUPPE BREMEN). 2008 entwickelte 

sich aus der LOBBYSTELLE HZE in München das PROJEKT

FIDELIS und in NRW gründete sich die INITIATIVE OMBUD-

SCHAFT JUGENDHILFE als Arbeitsgruppe der Landesarbeits-

gemeinschaft der Freien Wohlfahrtspfl ege. 2010 kamen 

zwei weitere Initiativen hinzu: die INITIATIVE SALOMON in 

Hessen und das PROJEKT GERECHT in NRW nahmen die 

Arbeit auf. Weitere zwei Stellen befi nden sich in Vorberei-

tung (INITIATIVGRUPPE HANNOVER und INITIATIVGRUPPE LAND

BRANDENBURG).

Auf der folgenden Karte sind alle bisher im Bundes-

gebiet tätigen Ombuds- und Beschwerdestellen in der 

Kinder- und Jugendhilfe verzeichnet. Die dunkelblau ge-

kennzeichneten Initiativen sind aktuell in der Beratungs-

arbeit aktiv, die hellgrün gekennzeichneten befi nden sich 

noch in der Vorbereitung bzw. Gründung. Zwei weitere 

Initiativen (LOBBYSTELLE HZE und SKJ) waren in der Ver-

gangenheit tätig, konnten ihre Arbeit in dieser Form je-

doch leider nicht verstetigen und haben sich aufgelöst 

oder in andere Initiativen integriert. 
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Die folgende Auswertung bezieht sich auf bestehende 

und auf die in Entwicklung befi ndlichen Initiativen (vgl. 

Karte). Die Erfahrungen der wieder aufgelösten Initiati-

ven werden nicht in die Darstellung des aktuellen Stands 

einbezogen. Sie fl ießen jedoch in die Auswertung im drit-

ten Kapitel (»Allgemeine Ergebnisse und Empfehlungen 

aus der Arbeit der Ombuds- und Beschwerdestellen«) ein. 

ANLÄSSE UND HINTERGRÜNDE DER 
ENTSTEHUNG VON INITIATIVEN

Die Impulse zur Gründung dieser Initiativen gingen in 

der deutlichen Mehrzahl auf fi nanzielle Haushaltskür-

zungen in der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere in 

den Bereichen Hilfe zur Erziehung und Jugendberufshilfe, 

OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN IN DER KINDER- UND JUGENDHILFEAbbildung 1

Initiativgruppe 
Unabhängiges Bremer 

Beschwerde- und Beratungsbüro

Bremen

Initiativgruppe 
Hannover

Hannover

Seit 2002 Berliner Rechtshilfe-
fonds Jugendhilfe e.V.

Berlin

Initiativgruppe 
Land Brandenburg

Königs Wusterhausen

Seit 2008 LOTSE e.V.

Halle (Saale)

2005–2007 Lobbystelle HzE

München

2003–2008 SKJ e.V.

Passau

Seit 2008 Projekt Fidelis

Deutscher Kinderschutzbund, 

Landesverband Bayern e.V.

Seit 2007 Initiative Habakuk

ein Beratungsnetzwerk der Caritas

Baden-Württemberg

Seit 2007 Netzwerk: Recht 
bekommen

Projekt der Caritas und Diakonie 

Hessen

Seit 2010 Initiative „Salomon“

eine Ombudsstelle des Instituts 

für Vollzeitpfl ege und Adoption e.V.

Frankfurt/Main

Initiative Ombudschaft 
Jugendhilfe

NRW

Seit 2010 Projekt „reRecht“

Deutscher Kinderschutzbund

Landesverband NRW

Seit 2002 Lobbystelle Münster

Diozesan Caritasverband

Münster

Stand: 06/2010
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und eine daraus folgende restriktive Bewilligungspraxis 

des öffentlichen Trägers zurück. So wurden etwa in Berlin 

im Zeitraum von 2002-2007 die Ausgaben für Hilfe zur 

Erziehung um 36% und die Fallzahlen in diesem Bereich 

um 39% gesenkt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

öffentlicher und freier Träger wurden damit in ihrer täg-

lichen Arbeit mit Kürzungen, Spardruck und qualitati-

ven Einschränkungen neuen Ausmaßes konfrontiert. Es 

war diese Drucksituation und die daraus resultierende 

Empörung der Fachkräfte, die schließlich zur Bildung 

einer Initiative und zur Gründung des BRJ führte. Auch 

in Halle war ein skandalöser Vorfall der ausschlaggeben-

de Anlass zur Gründung des Vereins LOTSE: Seit 2005 

plante die Stadt massive Einsparungen im Bereich Hilfe 

zur Erziehung (20% Ausgabensenkung). Im September 

2007 wurde schließlich eine Dienstanweisung veröffent-

licht, nach der die Rückführung aller Kinder, Jugend-

lichen und jungen Volljährigen aus der Heimerziehung 

erfolgen sollte, um die geplanten fi nanziellen Einspa-

rungen zu erreichen. Diese Anweisung löste bundesweit 

öffentliche Proteste und Diskussionen aus und führte 

Anfang 2008 zur Vereinsgründung in Halle.

Anderenorts waren es langsamere, weniger offensicht-

liche Entwicklungen, die zu Ombuds- und Beschwerde-

stellen führten. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 

Jugendhilfeeinrichtungen freier Träger beobachteten, 

dass Hilfen zur Erziehung nach ihrer Einschätzung nicht 

mehr ausreichend und angemessen gewährt wurden. 

Statt fachlicher Kriterien standen, so die Wahrnehmung, 

zunehmend wirtschaftliche Erwägungen im Mittelpunkt 

der Hilfeplanung. Es wurden kostengünstige statt fach-

lich notwendige Hilfen gewährt und das Wunsch- und 

Wahlrecht der Betroffenen wurde, so die Kritik, häufi g 

nicht beachtet. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Einrichtungen berichteten ihren Vorgesetzten und 

den Wohlfahrtsverbänden von ihren Erfahrungen. Die-

se wurden daraufhin aktiv und initiierten Ombudsstel-

len vor Ort (z.B. INITIATIVE HABAKUK, NETZWERK: RECHT

BEKOMMEN).

Mittlerweile werden jedoch auch andere Anlässe und 

Begründungslinien für die Schaffung von Ombudsstellen 

deutlich. Bei mehreren Initiativen ging der Gründung 

eine intensive Beschäftigung mit den UN-Kinderrech-

ten voraus (z.B. INITIATIVE HABAKUK, NETZWERK: RECHT

BEKOMMEN, PROJEKT FIDELIS). Die INITIATIVE SALOMON ent-

stand aus der Erfahrung, dass Pfl egekinder bei der 

Einforderung ihrer Rechte besonderen Schwierigkeiten 

ausgesetzt sind. Während in stationären Einrichtungen 

mehrere Ansprechpartnerinnen und -partner für die 

Kinder zur Verfügung stehen, haben Pfl egekinder meist 

nur ihre Pfl egeeltern als direkte Ansprechpartner. Die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendämter wer-

den von den Kindern und Jugendlichen selten als mög-

liche Kontaktpersonen für Konfl ikte und persönliche 

Anliegen wahrgenommen. Wenn Pfl egekinder mit ihren 

Pfl egeeltern in Konfl ikt geraten oder ihre Rechte missach-

tet sehen, stehen sie daher meist völlig alleine da. 

ORGANISATIONSFORMEN

Ombuds- und Beschwerdestellen sind nicht im SGB VIII 

verankert. Damit ist ihre Organisationsform und ihre 

strukturelle Ansiedlung nicht vorgegeben. Jede Initiative 

steht vor der Herausforderung, eine den jeweiligen Gege-

benheiten entsprechende, sinnvolle Lösung zu entwickeln 

und zu gestalten. Unter den bestehenden Initiativen kön-

nen drei Formen unterschieden werden:

1. eigenständige gemeinnützige Vereine, die sich aus-

schließlich zu diesem Zweck gegründet haben;

2. Ombuds- und Beschwerdestellen, die von einem (oder 

mehreren) der LIGA der freien Wohlfahrtspfl ege ange-

hörenden Wohlfahrtsverband betrieben werden, und

3. Ombuds- und Beschwerdestellen, die von einem freien 

Träger der Kinder- und Jugendhilfe betrieben werden.

Zwei der Initiativen – BRJ und LOTSE – sind eigenstän-

dige gemeinnützige Vereine. Sie gründeten sich ausschließ-

lich zu dem Zweck, jungen Menschen und ihren Familien 

in der Kinder- und Jugendhilfe zu ihrem Recht zu verhel-

fen. Diese Vereine können, wie der BRJ in einem langen 

Rechtsstreit und mit Hilfe eines Rechtsgutachtens von 

Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner im Jahr 2008 hat fest-

stellen lassen, als freier Träger der Kinder- und Jugendhil-

fe nach § 75 SGB VIII anerkannt werden.

Drei der aktiven Initiativen gehören Wohlfahrtsver-

bänden an: die LOBBYSTELLE MÜNSTER (Caritas), die INITIA-

TIVE HABAKUK (Caritas) und das NETZWERK: RECHT BEKOM-

MEN (Caritas und Diakonie).

Ebenfalls drei Initiativen sind Projekte innerhalb von 

bestehenden freien Trägern der Jugend-hilfe: das PROJEKT

FIDELIS (Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband 
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Bayern e.V.), die INITIATIVE SALOMON (Institut für Voll-

zeitpfl ege und Adoption e.V.) und das PROJEKT GERECHT

(Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband NRW).

Vier weitere Initiativen befi nden sich in der Entste-

hung (vgl. Karte), hier ist die strukturelle Ansiedlung/

Verortung noch nicht entschieden. Welche Überlegungen 

in dieser Phase eine Rolle spielen und zur Entscheidung 

über Strukturen und Organisationsformen führen, wird 

im folgenden Abschnitt dargestellt.

ENTWICKLUNGSSTADIEN

Zwei Entwicklungsphasen sind bei allen Initiativen zu er-

kennen: die Vorlauf- und die Arbeitsphase. 

In der Vorlaufphase schließen sich Menschen zu-

sammen, die Missstände in der Kinder- und Jugendhil-

fe kritisieren und jungen Menschen und ihren Familien 

helfen möchten, ihre Rechte in der Kinder- und Jugend-

hilfe zu realisieren. In der Regel sind dies Fachkräfte aus 

dem sozialen Bereich, die in ihrem Arbeitsalltag Situati-

onen erleben, die sie empören und gegen die sie vorge-

hen möchten. In eher kleinen Arbeitsgruppen erfolgt die 

Klärung der inhaltlichen und strukturellen Ausrichtung 

des Vorhabens. Viele Akteure beschreiben es als hilfreich, 

andere Ombuds- und Beschwerdestellen zu kontaktieren, 

sich mit ihnen auszutauschen und von deren Erfahrun-

gen zu lernen. Inhaltlich geht es sowohl um grundsätzli-

che Überlegungen zum Zweck der Initiative, etwa um die 

Frage, ob die Ombuds- und Beschwerdestelle Betroffene 

gegenüber freien und öffentlichen Trägern oder nur einer 

Seite gegenüber unterstützt, als auch um konzeptionelle, 

rechtliche und methodische Aspekte der Beratungsarbeit. 

Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung 

der jeweiligen konkreten Gegebenheiten und Strukturen 

vor Ort wird nach einer passenden Organisationsform 

gesucht, d.h. überlegt, ob ein neuer Verein gegründet 

werden soll oder ob eine Angliederung an einen bereits 

bestehenden freien Träger oder Wohlfahrtsverband sinn-

voller und realistischer erscheint (vgl. S. 15, Organisati-

onsformen). Ausschlaggebend für diese Entscheidung 

sind individuelle und inhaltliche Überlegungen verschie-

denster Art. Wo kann ich Mitstreiterinnen und Mitstrei-

ter fi nden? Welcher Verband hat Interesse am Thema 

Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe, unterstützt 

die Arbeit und ist bereit, hierfür auch öffentlich einzu-

stehen? Wo gibt es bereits Kooperationen zwischen den 

Verbänden? Was kann ich aus meiner hauptberufl ichen 

Anbindung heraus beeinfl ussen? Wo gibt es schon ge-

lungene Arbeitsmodelle, auf die ich verweisen kann? Das 

NETZWERK: RECHT BEKOMMEN konnte beispielsweise über 

die Caritas schnell Kontakt zur INITIATIVE HABAKUK in 

Baden-Württemberg herstellen und sich zu den Inhalten 

und zur Konzeption austauschen. Ideen wurden von dort 

übernommen und eine Orientierung an der bereits vor-

handenen Konzeption fand statt. Für viele Fachkräfte der 

Kinder- und Jugendhilfe erscheint es darüber hinaus pro-

blematisch, sich angesichts ihrer hauptberufl ichen Rolle 

in einer Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe auch 

als Akteur/in einer solchen Initiative öffentlich zu zeigen. 

In der Vorlaufphase wird daher auch geklärt, welche Per-

sonen bereit sind, öffentlich für die Initiative aufzutreten. 

Und schließlich stellt sich die Frage, welche Ressourcen 

erforderlich sind und woher die benötigten fi nanziellen 

Mittel kommen können.

Die Arbeitsphase beginnt, wenn die Ansprechpartne-

rinnen und -partner benannt und öffentlich sind, die 

Initiativen ihre Zuständigkeiten defi niert haben und 

Fälle bearbeitet werden. Auch in der Arbeitsphase ent-

wickeln sich die Initiativen jedoch weiter. Viele Fragen 

lassen sich erst im Laufe der Arbeit klären und müssen 

immer wieder neu diskutiert werden, sowohl hinsicht-

lich der Beratungsarbeit als auch hinsichtlich der Struk-

tur der Initiativen selbst. Fragen sind beispielsweise: 

Was erweist sich in der täglichen Beratungsarbeit als 

hilfreich? Worauf sollte im Kontakt mit den Betroffe-

nen sowie den öffentlichen und freien Trägern geach-

tet werden? Welche Unterstützungen wünschen sich die 

ehrenamtlichen Beraterinnen und Berater? Ist unsere 

Zuständigkeitsdefi nition noch sinnvoll? Welche neuen 

Herausforderungen stellen sich, welche neuen Themen 

und Problematiken werden deutlich und wie verhalten 

wir uns dazu? Welche Rolle haben Hauptamtliche, wel-

che haben Ehrenamtliche? Die Arbeitsphase stellt einen 

immerwährenden Prozess des Lernens, der Refl exion, 

der Weiterentwicklung und Veränderung dar. Die beste-

henden Arbeitsweisen, Verfahren und Regelungen wer-

den überprüft und ggf. angepasst. 

Von den bestehenden zwölf Initiativen können vier 

der Vorlaufphase zugeordnet werden (INITIATIVGRUPPE

BREMEN, INITIATIVGRUPPE HANNOVER, INITIATIVGRUPPE LAND

BRANDENBURG, INITIATIVE OMBUDSCHAFT JUGENDHILFE NRW) 
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und acht Initiativen befi nden sich in der Arbeitsphase. In 

den folgenden Ausführungen wird jedoch deutlich, wie 

heterogen sich diese Arbeitsphase darstellen kann.

ZUSTÄNDIGKEITSDEFINITIONEN

Alle Initiativen nehmen eine klare Zuständigkeits-

defi nition vor. Diese erfolgt inhaltlich, regional und 

trägerbezogen. Zwei der Initiativen nehmen darüber hin-

aus Eingrenzungen auf konkrete Leistungserbringer bzw. 

-empfänger vor.

Die inhaltliche Zuständigkeit wird von den Verant-

wortlichen vor Ort weitgehend einheitlich beschrieben: 

Alle Initiativen haben es sich zur Aufgabe gemacht, jun-

ge Menschen und ihre Familien im Sinne des SGB VIII 

zu beraten und sie bei der Durchsetzung ihrer Rechte 

gegenüber den Trägern der Kinder- und Jugendhilfe zu 

unterstützen. Demzufolge beraten alle Initiativen zum 

SGB VIII und zu den Schnittstellen, die sich aus der Ar-

beit mit Familien und jungen Volljährigen ergeben. Dies 

sind zumeist Vorgaben des SGB II, SGB III und SGB XII. 

Einen deutlichen Schwerpunkt innerhalb des SGB VIII 

bilden die §§ 5, 13 und 19 sowie 27 bis 41 SGB VIII. Die 

Beratungsarbeit erfolgt unabhängig von den Interessen 

freier und öffentlicher Träger. Um diese Unabhängigkeit 

zu betonen, wurde sie bei den beiden Vereinen Bestand-

teil der Satzungen und bei den an bestehende Träger oder 

Verbände angegliederten Initiativen in den Konzeptionen 

festgelegt. Die Unabhängigkeit wird von allen Initiativen 

als zentraler Punkt in der Ausgestaltung benannt.

Alle Initiativen grenzen ihre Zuständigkeit regional ab: 

Es gibt acht Initiativen, die bundeslandbezogen arbeiten, 

davon sechs in Flächenstaaten (INITIATIVE HABAKUK-Baden 

Württemberg, PROJEKT FIDELIS-Bayern, PROJEKT GERECHT 

und INITIATIVE OMBUDSCHAFT JUGENDHILFE-NRW, NETZ-

WERK: RECHT BEKOMMEN und INITIATIVE SALOMON-Hessen) 

und zwei in Stadtstaaten (BRJ-Berlin und INITIATIVGRUPPE

BREMEN-Bremen). Eine Initiative ist stadt- bzw. kreisbezo-

gen aktiv (LOTSE-Halle und Saalekreis). Die LOBBYSTELLE

DES CARITASVERBANDES DER DIÖZESE MÜNSTER E.V. ist auf den 

kirchlichen Verwaltungsbezirk bezogen und regional für 

alle der Diözese Münster angehörenden Einrichtungen 

und Ortscaritasverbände zuständig. Die Initiativen im 

Land Brandenburg und der Stadt Hannover haben sich 

regional noch nicht festgelegt. Aus dem Beratungsalltag 

berichten die Initiativen, dass diese örtlichen Abgren-

zungen immer wieder in Frage gestellt werden, da über 

das Internet Betroffene aus dem gesamten Bundesgebiet 

auf das Beratungsangebot aufmerksam werden, sich bei 

den Initiativen melden und um Unterstützung bitten. Da 

es derzeit noch nicht überall Ombuds- und Beschwerde-

stellen für Kinder- und Jugendhilfe gibt, können sie oft 

nicht an eine Beratungsstelle vor Ort weitervermittelt 

werden.

Kinder- und Jugendhilfe wird in partnerschaftlicher 

Zusammenarbeit zwischen freien und öffentlichen Trä-

gern realisiert. Betroffene junge Menschen und ihre Fa-

milien sind bei einer individuellen Hilfe nach dem SGB 

VIII in der Regel mit beiden Trägern konfrontiert. Om-

buds- und Beschwerdestellen können daher grundsätz-

lich für beides zuständig sein, d.h. Beratung bei Proble-

men mit öffentlichen und mit freien Trägern anbieten. 

Bei Konfl ikten mit öffentlichen Trägern geht es eher um 

die Hilfeplanung und -gewährung, den Neubeginn und 

die Fortführung einer Jugendhilfemaßnahme, bei Kon-

fl ikten mit freien Trägern dagegen eher um die konkrete 

Umsetzung einer Hilfe und deren Gestaltung im Alltag, 

die in irgendeiner Form nicht mit den Wünschen und 

Erwartungen der Betroffenen übereinstimmt. Daher 

nehmen die Initiativen auch eine trägerbezogene Zu-

ständigkeitsklärung vor. Bis auf eine Ausnahme (PROJEKT

GERECHT) verstehen sich alle Initiativen als Anlaufstel-

len für Betroffene bei Konfl ikten mit dem öffentlichen 

Träger der Jugendhilfe. Unterschiede gibt es im Bereich 

des Beschwerdemanagements gegenüber freien Trägern. 

Vier der momentan in Deutschland befi ndlichen aktiven 

Ombuds- und Beschwerdestellen werden auch gegenüber 

freien Trägern direkt vermittelnd tätig und die Berate-

rinnen und Berater wenden sich an die entsprechenden 

Fachkräfte der freien Träger (LOTSE, INITIATIVE HABAKUK, 

INITIATIVE SALOMON, PROJEKT GERECHT). Die andere Hälf-

te der Initiativen (BRJ, PROJEKT FIDELIS, NETZWERK: RECHT

BEKOMMEN, LOBBYSTELLE DES CARITASVERBANDES DER DIÖZESE

MÜNSTER E.V.) sieht dieses nicht explizit als ihre Aufgabe 

und verweist bei Konfl ikten mit freien Trägern zunächst 

an das Jugendamt als fachlich zuständige Beschwerdein-

stanz. Das PROJEKT GERECHT ist ein Sonderfall, da diese 

Beschwerdestelle ausschließlich ein unabhängiges exter-

nes Beschwerdemanagement in NRW für Kinder und 

Jugendliche in Heimen und teilstationären Jugendhilfe-

einrichtungen gegenüber den freien Trägern anbietet. Die 
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INITIATIVGRUPPE BREMEN plant, ein Beschwerdemanage-

ment gegenüber dem freien und öffentlichen Träger zu 

installieren. Die übrigen Initiativgruppen in der Vorlauf-

phase haben sich diesbezüglich noch nicht festgelegt. 

Zwei von acht Initiativen, die sich in der Arbeitspha-

se befi nden, nehmen über die beschriebenen inhaltli-

chen, regionalen und trägerbezogenen Zuständigkeiten 

hinaus auch Eingrenzungen in Bezug auf den konkreten 

Leistungserbringer bzw. -empfänger vor. Das NETZWERK: 

RECHT BEKOMMEN erklärt sich für Familien und junge Voll-

jährige zuständig, die in Hessen erzieherische Hilfen in 

der Diakonie oder der Caritas angeschlossenen Einrich-

tungen erhalten. Der Diözesan-Caritasverband Münster 

unterhält in Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft 

der Erziehungshilfen in der Diözese Münster (AGE) eine 

Lobbystelle zur Durchsetzung jugendhilferechtlicher An-

sprüche von Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die 

eine Jugendhilfeleistung in einer Einrichtung der Caritas 

im Diözesan-Caritasverband Münster erhalten. Zugangs-

voraussetzung zum Beratungsangebot für die Hilfe-

suchenden ist bei diesen zwei Initiativen, dass sie bereits 

Jugendhilfeleistungen erhalten und die erzieherischen 

Hilfen von den entsprechenden Trägern (Diakonie bzw. 

Caritas) erbracht werden. Alle anderen Initiativen werden 

ggf. bereits vor Einsatz einer Leistung nach dem SGB VIII 

und unabhängig von den jeweiligen Leistungserbringern 

tätig. Ähnlich wie alle anderen Zuständigkeitsdefi nitio-

nen ist auch die Eingrenzung auf bestimmte Leistungs-

erbringer bzw. -empfänger mit Problemen verbunden. 

Zum einen sind die zwei genannten Initiativen konzepti-

onell nur für ein ganz bestimmtes, eng eingegrenztes Kli-

entel offen und müssen sich immer wieder dem Vorwurf 

der Selbstbeschaffung von Hilfen stellen. Zum anderen 

ist diese Eingrenzung für viele junge Menschen und ihre 

Personensorgeberechtigten, aber auch für Fachkräfte der 

Kinder- und Jugendhilfe, nicht nachvollziehbar und es 

kommen viele Anfragen, die aufgrund dieser Eingren-

zung nicht bearbeitet werden können. In Hessen führte 

dies sogar zur Gründung einer zweiten Initiative: Wäh-

rend das NETZWERK: RECHT BEKOMMEN sich ausschließlich 

für Betroffene in konfessionellen Einrichtungen zustän-

dig erklärt, wird die neu gegründete INITIATIVE SALOMON

als Ombudsstelle bereits vor Hilfegewährung und ge-

genüber allen freien und öffentlichen Trägern in Hessen 

tätig. Bei Anfragen von Betroffenen, die Hilfe in konfes-

sionellen Einrichtungen der Caritas oder Diakonie erhal-

ten, verweist die INITIATIVE SALOMON sie zunächst an das 

NETZWERK: RECHT BEKOMMEN mit dem Hinweis, dass sich 

die Betroffenen wieder an sie wenden können, falls der 

Konfl ikt nicht bearbeitet werden kann.

FINANZIERUNG

Keine der Initiativen verfügt über eine gesicherte Dauer

fi nanzierung, die über Verbands- und Vereinsmittel 

(Spenden, Mitgliedsbeiträge) hinausgeht. Diese bilden 

lediglich eine geringe Sockelfi nanzierung, mit der Räum-

lichkeiten und telefonische Erreichbarkeit sicher gestellt 

werden. Die Arbeit wird weitgehend ehrenamtlich er-

bracht (vgl. Abschnitt Akteure). Die Implementierung 

und Ausweitung der Arbeit sowie die Finanzierung haupt-

amtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgen in 

der Regel über Stiftungsmittel. Dabei spielt die Stiftung 

Aktion Mensch eine wichtige Rolle. Sie hat bereits drei 

Initiativen (BRJ, INITIATIVE HABAKUK, PROJEKT FIDELIS) mit 

Projektmitteln unterstützt. Darüber hinaus fi nanzierte 

Aktion Mensch die erste LOTSE-Fortbildungsreihe für 

ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Für das im Juli 

2010 gestartete PROJEKT GERECHT hat der Landesjugend-

hilfeausschuss Rheinland die Modellförderung für zwei 

Jahre übernommen.

Projekte, die an Wohlfahrtsverbände oder freie Trä-

ger der Kinder- und Jugendhilfe angeschlossen sind und 

von ihnen unterstützt werden, können zumeist – wenn 

auch in begrenztem Umfang – auf deren fi nanzielle und 

personelle Ressourcen, auf Sachmittel und Strukturen 

zurück greifen und entsprechend Phasen zwischen den 

Stiftungsprojekten besser überbrücken als die ausschließ-

lich als Ombuds- und Beschwerdestellen gegründeten ei-

genständigen Vereine.

AKTEURE

Die Initiierung der Initiativen erfolgt weitgehend 

ehrenamtlich durch sozialpädagogische Fachkräfte der 

Kinder- und Jugendhilfe und einzelne Vertreter anderer 

Berufsgruppen, vor allem Juristinnen und Juristen. In 

allen Initiativen gibt es haupt- und ehrenamtliche Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter. Die einzige Ausnahme 

bildet hier der Verein LOTSE, der auf rein ehrenamtlicher 
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Basis arbeitet. Sowohl Haupt- als auch Ehrenamtliche 

sind in der Regel Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe 

und ihr Engagement in den Initiativen steht in Verbin-

dung mit ihrer Berufstätigkeit. Die Abgrenzung zwischen 

Haupt- und Ehrenamt ist aus diesem und weiteren, im 

Folgenden beschriebenen Gründen in den bestehenden 

Ombuds- und Beschwerdestellen nicht eindeutig. In 

dieser Expertise werden daher drei Arten der Mitarbeit 

unterschieden: zwei Formen von Hauptamtlichkeit (Auf-

gabenerweiterung innerhalb der bestehenden Stelle und 

Hauptamtliche Stelle mit ausgewiesenem Stellenanteil) so-

wie das Ehrenamt.

In der Hauptamtlichkeit mit Aufgabenerweiterung in-

nerhalb der bestehenden Stelle werden die Aufgaben für die 

Ombudsstelle von einer Mitarbeiterin oder einem Mitar-

beiter innerhalb des bisherigen Stellenumfangs additiv zur 

bestehenden inhaltlichen Zuständigkeit mit übernommen 

(NETZWERK: RECHT BEKOMMEN, INITIATIVE SALOMON, LOBBY-

STELLE DES CARITASVERBANDES DER DIÖZESE MÜNSTER E.V.). 

Diese Art der Hauptamtlichkeit ist nur bei Projekten mög-

lich, die Wohlfahrtsverbänden oder freien Trägern ange-

schlossen sind (vgl. S. 15, Organisationsformen).

Das Hauptamt mit ausgewiesenem Stellenanteil grenzt 

sich von der Aufgabenerweiterung durch einen klar de-

fi nierten Stellenanteil für die Projektarbeit ab. In vier 

Initiativen gibt es derzeit solche Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Sie werden über Stiftungsgelder (BRJ, IN-

ITIATIVE HABAKUK, PROJEKT FIDELIS) oder vom Landesju-

gendhilfeausschuss (PROJEKT GERECHT) fi nanziert und 

sind befristet für die jeweilige Projektlaufzeit eingestellt. 

Die INITIATIVE HABAKUK stellt eine Mischform der eben 

beschriebenen zwei Formen von Hauptamtlichkeit dar. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Initiative werden 

sowohl über Projektförderung, d.h. mit ausgewiesenem 

Stellenanteil, als auch über Aufgabenerweiterung des bis-

herigen Stellenprofi ls tätig. 

Das klassische Ehrenamt bezeichnet eine Tätigkeit, 

die freiwillig und unentgeltlich ausgeführt wird. Ehren-

amtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in allen 

Initiativen tragende Säulen der Arbeit, insbesondere der 

Beratungsarbeit. In diesem Bereich wird ein großer Stun-

denumfang an ehrenamtlicher Tätigkeit erbracht. Geht 

die Beratung über ein einmaliges telefonisches Gespräch 

hinaus, so werden pro Fall zwischen zehn und 30 Stun-

den ehrenamtlich gearbeitet. In Einzelfällen, insbeson-

dere bei lange andauernden Beratungsprozessen und bei 

besonders unterstützungsbedürftigen Klientinnen und 

Klienten, kann der Aufwand auch darüber hinausgehen. 

Bis auf eine Ombudsstelle, die LOBBYSTELLE DES CARITAS-

VERBANDES DER DIÖZESE MÜNSTER E.V., wurde die ehren-

amtliche Tätigkeit in diesem Bereich von allen Initiativen 

konzeptionell verankert – ebenso wie die Vorbereitung 

der Ehrenamtlichen auf die Beratungstätigkeit und die 

Gewährleistung fachlicher Begleitung. Alle Initiativen 

betonen die Notwendigkeit einer Qualifi zierung der 

ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch 

Fortbildungen, Schulungen und Workshops. Die Inhal-

te der Qualifi zierungen gleichen sich in hohem Maße. 

Neben der Vermittlung von Zuständigkeitsdefi nitionen, 

Arbeitsverfahren und formellen Regelungen geht es um 

die Rechtsgrundlagen des SGB VIII/SGB X, um Kommu-

nikation und Gesprächsführung sowie um die Klärung 

der Rolle ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter als Berater. Sechs Initiativen befi nden sich momen-

tan mit ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern in der Arbeitsphase. Von diesen sechs haben zwei 

Initiativen ihre Arbeit erst in diesem Jahr begonnen und 

befi nden sich noch in der Werbung für ehrenamtliches 

Engagement. Alle Initiativen, die bereits über eine feste 

Anzahl von ehrenamtlich Tätigen verfügen, bieten regel-

mäßig Schulungen an (BRJ, INITIATIVE HABAKUK, LOTSE, 

PROJEKT FIDELIS). 

Die überwiegende Mehrzahl der ehrenamtlichen 

Beraterinnen und Berater arbeitet hauptamtlich in 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe und ist 

bei zumeist freien Trägern der Kinder- und Jugend-

hilfe, in Einzelfällen auch bei öffentlichen Trägern, 

angestellt. Diese Konstellation kann zu einem Rol-

lenkonfl ikt führen, wenn die Ehrenamtlichen in den 

Beratungsprozessen Personen – ob Fachkräften oder 

Klientinnen und Klienten – begegnen, mit denen sie auch 

in ihrem hauptberufl ichen Kontext zu tun haben. Die 

Beraterinnen und Berater geraten damit in eine Doppel-

rolle und unter Umständen in einen Loyalitätskonfl ikt. 

Die Rolle der Beraterinnen und Berater und damit ver-

bundene Schwierigkeiten werden von allen Initiativen 

offen thematisiert und es wird versucht, diesen bereits im 

Vorfeld entgegenzusteuern. So werden z.B. ehrenamtliche 

Beraterinnen und Berater nicht in ihrem hauptberuf-

lichen örtlichen Zuständigkeitsbereich eingesetzt. Eine 

Initiative hat direkt in ihrer Konzeption festgeschrieben, 

dass eine Voraussetzung für die Auswahl der Beraterin-
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nen und Berater ist, dass keine Verbindung zum Einzelfall 

oder zum belegenden Jugendamt gegeben ist.

Die berufl iche Qualifi kation der haupt- und 

ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist 

in der überwiegenden Mehrheit eine sozialpädago-

gische oder sozialarbeiterische Qualifi kation (Dipl. 

Sozialarbeiterinnen/-arbeiter, Dipl. Sozialpädagoginnen/-

pädagogen, Dipl. Pädagoginnen/-pädagogen, in Einzelfäl-

len Erzieherinnen/Erzieher und erste BA-Absolventinnen 

und -Absolventen der Sozialen Arbeit und der Pädago-

gik). An zweiter Stelle stehen die Juristinnen und Juristen 

mit entsprechenden Kenntnissen im Bereich SGB VIII, 

Psychologinnen und Psychologen und ver einzelt auch 

Medizinerinnen und Mediziner. Eine Initiative bezieht 

in die Beratungsarbeit gezielt Studierende der Sozialen 

Arbeit ein. Dabei wird darauf geachtet, dass die Studie-

renden immer mit einer voll ausgebildeten Fachkraft ein 

Team bilden. Auch bei anderen Initiativen sind einzelne 

Studierende aus dem sozialen Bereich vertreten. Eine 

weitere Initiative hat konzeptionell die Beratung durch 

geschulte Laien vorgesehen. Diese Arbeitsweise wurde 

jedoch noch nicht in die Praxis umgesetzt und wird im 

Rahmen des BUNDESNETZWERKES OMBUDSCHAFT IN DER JU-

GENDHILFE aufgrund der anspruchsvollen fachlichen Auf-

gabenstellung kontrovers diskutiert.

ARBEITS- UND VERFAHRENSWEISEN

Alle Initiativen unterstützen betroffene junge Menschen 

und ihre Familien in Form von Beratung und bei Bedarf 

durch Begleitung zu Terminen bei öffentlichen und frei-

en Trägern. Dieses Unterstützungsangebot steht ihnen 

kostenlos zur Verfügung. Im Interesse der Betroffenen 

stehen bei allen Initiativen außergerichtliche Vermitt-

lungsversuche im Vordergrund. Die Beratung erfolgt 

weitgehend durch Fachkräfte der Kinder- und Jugend-

hilfe (vgl. S. 18, Akteure). Für ggf. erforderliche gericht-

liche Verfahren hält die überwiegende Mehrzahl der In-

itiativen darüber hinaus einen Fonds für Anwaltskosten 

vor. Zwei Initiativen können keinen Fonds bereitstellen 

und verweisen in den entsprechenden Fällen an geeig-

nete Rechtsanwälte. Wenn fi nanzielle Bedürftigkeit vor-

liegt und das Klagebegehren hinreichende Aussicht auf 

Erfolg hat, kann der Rechtsanwalt/die Rechtsanwältin 

über Prozesskostenhilfe fi nanziert werden. Die Bereit-

stellung eines Fonds dient der zusätzlichen Sicherung 

der Betroffenen.

Das im nächsten Abschnitt dargestellte Beratungsmo-

dell ist stark auf Konfl iktlinien mit öffentlichen Trägern 

ausgelegt, da die deutliche Mehrzahl der Fälle in diesem 

Bereich liegt. Bisher werden in den Konzeptionen keine 

davon abweichenden Vorgehensweisen und Verfahren 

für Beratungen bei Konfl ikten mit freien Trägern be-

schrieben. Die Beschwerden gegenüber freien Trägern 

werden aktuell nach dem gleichen Prinzip bearbeitet wie 

Beschwerden gegenüber öffentlichen Trägern. Eine kon-

zeptionelle Weiterentwicklung in diesem Bereich wird 

jedoch angestrebt.

Der Beratungsprozess kann bei allen Initiativen ideal-

typisch als Stufenmodell skizziert werden:

Der Erstkontakt wird bei allen Initiativen per Telefon 

oder E-Mail hergestellt. Damit wird eine Art »Filter« vor 

die Erstberatung gesetzt und anhand der Zuständigkei-

ten (vgl. S. 17, Zuständigkeitsdefi nitionen) geprüft, ob es 

ein Fall für die jeweilige Initiative ist. Geklärt wird in die-

sem Gespräch, ob ein Konfl ikt mit dem freien und/oder 

öffentlichen Träger vorliegt, was bisher geschehen ist und 

wo sich die Betroffenen Unterstützung wünschen. Bis auf 

den Verein LOTSE, der keine Hauptamtlichen beschäf-

tigt, wird der Erstkontakt über die hauptamtlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter hergestellt. Sie sichern die 

telefonische Erreichbarkeit und stehen mit ihren Namen 

in der Öffentlichkeit. Dieser Filter ist auch aus der Erfah-

rung heraus entwickelt worden, dass sich Betroffene mit 

Problematiken an die Beratungsstellen wenden, die nicht 

in die Zuständigkeit einer Ombuds- und Beschwerdestelle 

der Kinder- und Jugendhilfe fallen. Laien können sich die 

Arbeit solcher Initiativen abstrakt nur schwer vorstellen 

und dementsprechend vielfältig sind die Anfragen in der 

täglichen Arbeit. So geht es z.B. um Sorgerechtsstreitigkei-

ten oder Umgangsrechtsfragen, um die Überprüfung von 

ALG-II-Bescheiden, weitere Konfl ikte mit dem Jobcenter 

oder Schulden.

Ist die Zuständigkeit geklärt, wird in der Regel im 

zweiten Schritt ein persönliches Treffen oder ein ausführ-

licher Telefontermin mit den Beraterinnen und Beratern 

vereinbart. Im Gespräch mit den Betroffenen wird ge-

klärt, welcher Anspruch auf Kinder- und Jugendhilfe be-

steht, was bislang im Kontakt mit dem öffentlichen bzw. 

freien Träger passiert ist und worin der Konfl ikt genau 

liegt. »Überprüfen« bedeutet in diesem Prozess eine Be-

RAHMENDATEN, STRUKTUREN UND ARBEITSWEISEN VON OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN ...

11-00821_Expertise_Ombudsstelle 2011-00821_Expertise_Ombudsstelle   20 30.03.11 17.1230.03.11   17.12



212

ratung im Sinne von Hilfeplanung (§§ 5, 8, 36 SGB VIII) 

und die Prüfung von Bedarf/Nichtbedarf sowie der aus-

reichenden Beachtung des Verwaltungsverfahrens nach 

dem SGB X (z.B. Einhaltung von Fristen, Akteneinsicht) 

und der Partizipation der Betroffenen im gesamten Ver-

fahren. Es erfolgt die Sichtung vorhandener Schriftstücke 

und eine Rekonstruktion des bisherigen Fallverlaufs. Die 

Betroffenen werden darüber aufgeklärt, welche Möglich-

keiten ihnen offen stehen. Es geht nie um eine anwaltliche 

Beratung in dem Sinne, dass die Wünsche der Betroffe-

nen durchgesetzt werden, sondern um die Prüfung des 

Bedarfes und der Einhaltung der rechtlichen Grund-

lagen und Vorgaben nach SGB VIII und SGB X durch 

den öffentlichen bzw. den freien Träger. Es erfolgt eine 

Aufklärung über die Rechtsansprüche und Mitwirkungs-

pfl ichten im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe. Nur 

in einer geringen Anzahl von Fällen wird juristische Hilfe 

beansprucht, um gerichtliche Verfahren einzuleiten oder 

spezielle Rechtsgebiete, z.B. örtliche oder inhaltliche Zu-

ständigkeiten nach dem SGB VIII, zu klären.

Die eingehenden Fälle haben in der Regel eine 

lange Vorgeschichte, sind vielschichtig und die Betrof-

fenen stehen unter akutem Leidensdruck. In der Praxis 

hat sich unter diesen Bedingungen das Vier-Augen-

Prinzip in der Beratung entwickelt und bewährt. Alle 

Initiativen arbeiten nach diesem Prinzip, d.h. die Refl e-

xion des Falls mit mindestens zwei Beteiligten wird als 

grundlegend angesehen. Die Ausgestaltung dieser Refl e-

xion in der konkreten Beratungsarbeit erfolgt in zwei 

unterschiedlichen Weisen: 

1. Ein Teil der Initiativen bildet Teams mit mindestens 

zwei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die für eine 

Fallanfrage zuständig sind. Alle Gespräche mit den 

jungen Menschen und/oder Personensorgeberechtig-

ten werden immer im Tandem durchgeführt. 

2. Andere Initiativen arbeiten nach dem Prinzip, dass im 

konkreten Gespräch nur eine Beraterin oder ein Be-

rater berät. Diese Mitarbeiterin oder dieser Mitarbei-

ter hat stets einen festen Ansprechpartner oder eine 

feste Ansprechpartnerin zur Fallrefl exion im Hin-

tergrund. Der Fall und die nächsten Schritte werden 

nach der Beratung besprochen und gemeinsam Vor-

gehensweisen entwickelt. Im Vordergrund und damit 

direkter Ansprechpartner oder direkte Ansprechpart-

nerin ist aber zunächst nur eine Person.

Im Hintergrund wird bei allen Initiativen ein Netzwerk 

spezialisierter sozialpädagogischer und juristischer Fach-

kräfte vorgehalten, an die sich die Teams bei Unklarheiten 

oder Fragen wenden können.
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FORMELLE REGELUNGEN

Ebenso wie die Initiativen ihre Organisationsform erst 

entwickeln müssen, betreten sie auch hinsichtlich der 

Entwicklung formeller Regelungen von Ombuds- und 

Beschwerdestellen der Kinder- und Jugendhilfe Neuland. 

In den bestehenden Initiativen sind solche Regelungen 

in zwei Bereichen zu fi nden: Es gibt Formalien innerhalb 

der Beratungsarbeit und es gibt Regelungen zur rechtlichen 

Absicherung der Beraterinnen und Berater.

Zu den Formalien innerhalb der Beratungsarbeit

gehören Dokumente und Regelungen zum Verhältnis 

zwischen Beratenden und den ratsuchenden jungen 

Menschen und ihren Familien. Dies sind Vereinba-

rungen zwischen den Betroffenen und ehrenamtlichen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über Rolle und Un-

terstützungsformen, Einverständniserklärung zum Da-

tenschutz, Bevollmächtigung im Verwaltungsverfahren 

und die Schweigepfl ichterklärung der ehrenamtlichen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegenüber Dritten. 

Außerdem gibt es Vorgaben für die Beraterinnen und 

Berater zur Dokumentation der Fälle. Hierzu gehören 

standardisierte Falleingangsbögen, Bögen zum Fallver-

lauf und Fallabschlussbögen. Diese Falldokumenta-

tionen dienen sowohl der besseren Fallbearbeitung als 

auch der späteren Evaluation der Beratungsarbeit, die 

in allen Initiativen angestrebt wird. In der Praxis zeigt 

sich, dass diese ausführliche Dokumentation für die Eh-

renamtlichen neben der hauptamtlichen Tätigkeit eine 

Belastung darstellt. Die Initiativen, welche über haupt-

amtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfügen 

(vgl. S. 18, Akteure), versuchen gezielt, über diese die 

Ehrenamtlichen bei der Dokumentation zu entlasten. 

Der Standardisierungsgrad der Dokumentation ist zwar 

unterschiedlich, die Dokumente gleichen sich inhaltlich 

jedoch in hohem Maße. Dies kann auf die Zusammen-

arbeit der Initiativen und das Voneinanderlernen in der 

Entwicklung zurückgeführt werden.

Darüber hinaus bemühen sich alle Initiativen um 

eine rechtliche Absicherung der Akteure in der sensib-

len Beratungsarbeit. Alle Initiativen halten für ihre 

haupt- und ehrenamtlichen Beraterinnen und Berater 

Haftpfl ichtversicherungen vor. Die Initiativen, die an 

Wohlfahrtsverbände oder freie Träger angegliedert sind, 

können die Beraterinnen und Berater direkt über diese 

mitversichern. Die beiden Vereine LOTSE und BRJ haben 

Haftpfl ichtversicherungen für ihre Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter abgeschlossen.

In der Vergangenheit gab es Debatten darüber, ob die 

Beratungsarbeit der Ombuds- und Beschwerdestellen 

eine unzulässige Rechtsberatung darstellt. Auch wenn 

sich mittlerweile gezeigt hat, dass die Arbeit eine primär 

sozialpädagogische Beratungsarbeit ist, berufen sich die 

Initiativen zu ihrer Absicherung zusätzlich auf das 2008 

in Kraft getretene Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG). 

Die ehrenamtlichen Beraterinnen und Berater sind nach 

diesem Gesetz im Sinne der unentgeltlichen Rechts-

dienstleistung tätig. Das RDG erlaubt Rechtsdienstleis-

tungen durch öffentliche und öffentlich anerkannte Stel-

len – Verbände der freien Wohlfahrtspfl ege und Träger 

der freien Kinder- und Jugendhilfe – im Rahmen ihres 

Aufgaben- und Zuständigkeitsbereichs. Voraussetzung 

hierfür ist, dass die Anleitung der Beraterinnen und Be-

rater durch einen Volljuristen gesichert ist und eine per-

sonelle, sachliche und fi nanzielle Ausstattung vorgehalten 

wird. Alle Ini tiativen verfügen über ein Juristennetzwerk 

(vgl. S. 20, Arbeits- und Verfahrensweisen) und somit 

über die Möglichkeit des Rückgriffs auf Juristinnen und 

Juristen sowie über die entsprechenden Ausstattungen. 

FALLSTATISTIK

Die Initiativen in der Vorlaufphase können noch kei-

ne kontinuierliche Beratung anbieten. Zwei Mitarbeiter 

von Initiativen in der Vorlaufphase beraten eingehende 

Fallanfragen bereits ehrenamtlich und verweisen dann 

bei Bedarf an einen Anwalt/eine Anwältin weiter, der/die 

über Prozesskostenhilfe fi nanziert werden kann.

Betrachtet man die Fallzahlen der acht Initiativen in 

der Arbeitsphase, ergibt sich ein sehr heterogenes Bild 

von null bis 625 bearbeiteten Fällen. Diese höchst un-

terschiedlichen Fallzahlen müssen vor dem Hintergrund 

verschiedener Faktoren betrachtet werden. Hierzu ge-

13 Vgl. Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe e.V. (2009): »Fallstatistik Stand 2009«, 

 www.ombudschaft-jugendhilfe.de/uploads/media/Fallstatisitik_2009_.pdf [sic] [Letzter Zugriff: 8.11.2010]
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hört an erster Stelle natürlich der Zeitraum der Arbeits-

phase, aber auch Zuständigkeitsdefi nitionen, die Anzahl 

der hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

und die Intensität der Öffentlichkeitsarbeit haben einen 

erheblichen Einfl uss auf die Menge der Fallanfragen. So 

sind zwei Initiativen erst seit 2010 aktiv in der Fallbe-

ratung tätig. Die INITIATIVE SALOMON hat im Januar 2010 

mit der Arbeit begonnen und das PROJEKT GERECHT im Juli 

2010. Dementsprechend haben diese Ombudsstellen bis-

her nur einzelne (drei) bzw. noch keine Fälle beraten. Am 

anderen Ende der Skala ist es nicht verwunderlich, dass 

der BRJ, der bereits seit Juni 2002 arbeitet, den Vorteil des 

Standortes innerhalb eines Stadtstaates mit guten infra-

strukturellen Anbindungen besitzt und über hauptamt-

liche Unterstützung verfügt, mit insgesamt 625 Fällen die 

mit Abstand größte Fallzahl aufzuweisen hat.

Die genannten Fälle beziehen sich in der deutlichen 

Mehrzahl auf Konfl ikte junger Menschen und ihrer Fa-

milien mit den öffentlichen Trägern. Die Initiativen, die 

ein Beschwerdemanagement auch gegenüber dem freien 

Träger anbieten, haben bisher in diesem Bereich erst eine 

noch nicht sinnvoll zu analysierende Anzahl von Fällen 

(4) beraten. Das PROJEKT GERECHT als ausdrückliche 

Beschwerdestelle gegenüber dem freien Träger startete 

erst im Juli 2010 und kann somit noch keine Fallzahlen 

aufweisen. Detaillierte Auswertungen und Veröffentli-

chungen gibt es in diesem Bereich nur vom BRJ13. Im Fol-

genden wird daher am Beispiel dieser Initiative verdeut-

licht, um welche Altersgruppen es in den Fällen ging, um 

welche Hilfeformen und wie die Beratungsfälle endeten. 

Veröffentlichungen der anderen Initiativen können der 

Literaturliste im Anhang entnommen werden.

Ende 2009 wurden insgesamt 400 Fälle beim BRJ sta-

tistisch ausgewertet. In diesen 400 Fällen waren insgesamt 

493 junge Menschen betroffen (davon 52% weiblich, 

48% männlich). 

FALLSTATISTIK BRJ: BETROFFENE JUNGE MENSCHEN NACH ALTER Abbildung 2

(N = 400 Fälle, Mehrfachnennungen möglich)
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Grundsätzlich sind in den Fällen des BRJ alle Altersgrup-

pen und Familienkonstellationen vertreten. Die mit Ab-

stand am häufi gsten beratene Altersgruppe war jedoch 

die der 17- und 18-Jährigen. Sie machten etwa ein Drittel 

aller betroffenen jungen Menschen aus. Zählt man die 

über 18-Jährigen noch hinzu, so erhöht sich dieser Anteil 

sogar auf 40% (197 der insgesamt 493 jungen Menschen). 

Der seit Gründung des BRJ gleich bleibend hohe Anteil 

junger Menschen ab 17 Jahren ist ein deutlicher Hinweis 

darauf, dass die Altersgruppe der jungen Volljährigen so-

wie der jungen Menschen, die kurz vor dem Erreichen 

der Volljährigkeit stehen, einem besonderen Druck in der 

Kinder- und Jugendhilfe ausgesetzt sind.

Um welche Hilfen ging es? Insgesamt hatten sich die 

Betroffenen in den 400 abgeschlossenen Fällen 451 Hilfen 

vom Jugendamt gewünscht. Grundsätzlich kommen alle 

Hilfeformen vor, es gibt jedoch ähnlich wie hinsichtlich 

der Altersgruppen deutliche Häufungen. Die Auseinan-

dersetzungen zwischen Jugendamt und Betroffenen be-

zogen sich in etwa einem Drittel (32%; 146 Nennungen) 

aller Nennungen auf stationäre Hilfen in Form des be-

treuten Wohnens nach § 34 SGB VIII. Weitere 21% ver-

teilen sich auf Jugendberufshilfen nach § 13.2 SGB VIII 

(55 Nennungen) und Eingliederungshilfen für seelisch 

behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 

(41 Nennungen). Hilfen für junge Volljährige nach § 41 

SGB VIII, bei denen es im Hilfeprozess um noch keinen 

weiter spezifi zierten Leistungsparagraphen ging, Sozial-

pädagogische Familienhilfen nach § 31 SGB VIII sowie 

die Vollzeitpfl ege nach § 33 SGB VIII machen weitere 

22% der Nennungen aus. Die übrigen 25% verteilen sich 

durchweg auf ambulante Hilfeformen. Betrachtet man 

diese Zahlen, dann fällt auf, dass es sich bei den beiden 

am häufi gsten genannten Hilfeformen (Jugendberufs-

hilfe und stationäre Hilfen in Form des betreuten Woh-

nens, insgesamt 201 Nennungen) um Hilfen handelt, die 

mit vergleichsweise hohen Kosten für den öffentlichen 

Träger verbunden sind.

In der relativen Mehrheit der Fälle (40%) konnten die 

Betroffenen mit Hilfe des BRJ ihren Jugendhilfeanspruch 

beim öffentlichen Träger geltend machen. Eine der be-

reits beschriebenen Arbeitsweisen (vgl. S. 20, Arbeits- 

und Verfahrensweisen) wurde dabei sehr erfolgreich und 

sichtbar umgesetzt: Im Interesse der Betroffenen hat die 

WIE ENDETEN DIE FÄLLE DES BRJ? 
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außergerichtliche Vermittlung stets Vorrang vor gericht-

lichen Schritten. Gerichtliche Schritte sind langwierig 

und stellen für die Betroffenen eine enorme zusätzliche 

emotionale Belastung dar. Die Mehrzahl der Fälle wur-

de daher erfolgreich auf außergerichtlichem Wege abge-

schlossen. In nur 19 von 400 Fällen wurde der Weg zum 

Gericht empfohlen und unterstützt, davon waren 12 Fälle 

erfolgreich und nur zwei Klagen wurden verloren. In den 

verbleibenden fünf Fällen hielten die Betroffenen, meist 

junge Volljährige ohne Unterstützung durch Fachkräfte, 

den langen Verfahrensweg nicht durch oder es wurde ih-

nen eine andere Hilfe vom Jugendamt angeboten, die für 

sie akzeptabel war. Die Erfahrungen aller Ombudsstellen 

machen deutlich, dass in der überwiegenden Mehrzahl 

der Fälle Gespräche mit den Betroffenen und dem öffent-

lichen Träger ausreichend sind, ohne das Gericht einzu-

schalten.

FALLPORTRAITS

Um die Arbeit zu illustrieren und die Betroffenen hinter 

den Fallzahlen sichtbar zu machen, werden im Folgenden 

konkrete Fallbeispiele dargestellt. Weitere Fallportraits 

können den im Literaturverzeichnis genannten Veröf-

fentlichungen entnommen werden. Falldarstellungen 

speziell zum Bereich Kinderschutz sind in Kapitel 5 dieser 

Expertise zu fi nden. Die Beispiele stammen überwiegend 

aus der Beratungspraxis des BRJ. Wo es möglich war, wur-

den Beratungsfälle aus anderen Initiativen einbezogen. 

Alle Fälle wurden aus Datenschutzgründen anonymisiert. 

Die folgenden Fallbeispiele stehen für unterschiedliche 

Vorgehensweisen bzw. Verläufe in der Fallberatung:

A. die prozessbegleitende sozialpädagogische Beratung 

und außergerichtliche Vermittlung mit dem Jugend-

amt,

B. die Unterstützung beim Klageweg vor Gericht, auch in 

zweiter Instanz,

C. die Aufklärung der Betroffenen über Verfahren beim 

öffentlichen Träger.

Wie bereits im vorigen Abschnitt beschrieben, wird die 

Mehrzahl der Fälle ohne gerichtliche Schritte erfolgreich 

für die Betroffenen geklärt. Dementsprechend sind in der 

ersten Kategorie (A) die meisten Fälle der Initiativen zu 

fi nden.

A. Prozessbegleitende sozialpädagogische 

Beratung und außergerichtliche Vermittlung

»Sophia« – Beschwerde gegenüber öffentli-

chem Träger

Der siebzehneinhalbjährigen Sophia verweigert ein Ju-

gendamt die weitere Unterbringung im Mädchennot-

dienst und eine stationäre Hilfe zur Erziehung mit der 

Begründung, die häusliche Situation sei nicht so gra-

vierend, dass eine stationäre Hilfe erforderlich sei. Die 

Eltern hätten keinen Antrag auf Hilfe zur Erziehung ge-

stellt und das Mädchen könne mit 18 Jahren ausziehen, 

auf Kosten des Jobcenters. So lange solle sie es noch zu 

Hause »aushalten«, eine Stellungnahme für das Jobcenter 

nach § 22 Abs. 2a SGB II (Härtefallregelung) könnte für 

sie dann sofort erstellt werden. Auf einer Hilfekonferenz 

im Jugendamt mit der Bezugsbetreuerin des Notdienstes 

und den Eltern befürwortet die Betreuerin den Auszug 

der Jugendlichen in betreutes Einzelwohnen. Die Eltern 

möchten, dass Sophia wieder zu Hause lebt, eine Hilfe

vom Jugendamt können sie sich nicht vorstellen. Sie 

hatten bisher noch keinen Kontakt zu dieser Institution 

und kennen die Angebote nicht. Das Jugendamt verlän-

gert den Aufenthalt der Jugendlichen im Notdienst um 

eine Woche und bietet der Familie ambulante Hilfen in 

Form von Familientherapie und Familienhilfe an, auch 

der Umzug von Sophia zu einer Tante wird besprochen. 

Formen der stationären Hilfe werden ihr und ihren Eltern 

nicht erklärt und angeboten. Sophia lehnt die angebo-

tenen ambulanten Maßnahmen ab und begründet erneut, 

warum ein Zusammenleben nicht mehr möglich ist. Ihre 

Einschätzung wird von der Mitarbeiterin des Notdienstes 

geteilt. Das Jugendamt ist nicht bereit, weitere Gespräche 

mit den Eltern zu führen und eine stationäre Maßnahme 

zu bewilligen. Die Kostenübernahme für den Notdienst 

wird um eine letzte Woche zugesagt. Nach dieser Frist 

muss Sophia entlassen werden, weitere Gespräche werden 

abgelehnt. Mit Unterstützung des Notdienstes nimmt So-

phia daraufhin Kontakt zum BRJ auf. 

Nach dem persönlichen Gespräch mit dem Mädchen 

und einer Betreuerin des Notdienstes nimmt eine Mitar-

beiterin des BRJ telefonischen Kontakt zum Jugendamt 

auf. Mit der zuständigen Mitarbeiterin des Jugendamtes 

erfolgt ein fachlicher Austausch über die notwendige und 

geeignete Hilfe für Sophia. Das Jugendamt wird auf seine 

Pfl icht zur Inobhutnahme hingewiesen, aus Sicht des BRJ 

wird begründet, warum die ambulanten Maßnahmen 
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nicht geeignet sind und weitere Schritte zum Familien-

gericht angekündigt, wenn Sophia entlassen wird. Im 

weiteren Verlauf des Gesprächs wird deutlich, dass es in-

terne Vorgaben im Jugendamt gibt, die gewünschte Hil-

feform generell bei fast 18-jährigen Jugendlichen nicht zu 

bewilligen und der Regionalleiter letztendlich entschei-

det. Die Mitarbeiterin kündigt an, mit ihrem Regionallei-

ter Rücksprache zu halten und sich noch am selben Tag 

bei Sophia zu melden. Nach dem Telefonat des BRJ mit 

dem Jugendamt wird für den nächsten Tag eine Hilfekon-

ferenz einberufen, die Eltern werden überzeugt, die Hilfe 

zur Erziehung für ihre Tochter zu beantragen und eine 

stationäre Maßnahme in Form des betreuten Einzelwoh-

nens wird sofort installiert. 

B. Unterstützung beim Klageweg vor dem 

Gericht

»Anna« – Klage vor Verwaltungsgericht

Anna ist 21 Jahre alt und lebt seit 14 Jahren bei ihrer 

Pfl egemutter Frau Sperling. Frau Sperling ist gesetzlich 

bestellte Betreuerin für Vermögens- und Vertragsangele-

genheiten. Es handelt sich um eine heilpädagogische Pfl e-

gestelle, Anna hat einen erhöhten Pfl egebedarf. Sie hat 

aufgrund traumatischer Kindheitserlebnisse eine mehr-

fach diagnostizierte emotionale Entwicklungsstörung. 

Die Jugendhilfemaßnahme wurde zu Annas 21. Geburts-

tag (10/2008) ohne Bescheid von Seiten des Jugendamtes 

beendet.

In einem Gespräch im Jugendamt einen Monat vor Be-

endigung der Hilfe im September 2008 wurde vereinbart, 

dass der Sozialpsychiatrische Dienst (SPD) erneut Stellung 

nehmen soll, um den Bedarf zu ermitteln. Die letzte Stel-

lungnahme lag sechs Monate zurück. Anna selbst äußerte 

in diesem Gespräch, dass sie sich überfordert fühlt, einen 

eigenen Haushalt zu führen, in ihrem vertrauten Umfeld 

bleiben möchte und gern zunächst die Ausbildung be-

enden würde. Die erneute Stellungnahme des SPD bestä-

tigte das Ergebnis von vor sechs Monaten. Bei Anna liegt 

eine ausgeprägte Reifestörung vor, sie besitzt allerdings er-

hebliches Verselbstständigungspotential und Maßnahmen 

der Eingliederungshilfe sind nicht indiziert. Der Prozess 

der Verselbstständigung sollte vielmehr durch die gezielte 

Unterstützung der Pfl egemutter begleitet werden. Anna 

selbst äußerte beim SPD, dass sie nicht allein leben könne, 

davor habe sie noch Angst. Die Kinder- und Jugendhilfe 

wurde noch vor Stellungnahme des SPD beendet. 

Einen Monat nach der Beendigung der Hilfe erhält Anna 

vom Jugendamt ein schriftliches Unterstützungsangebot 

bei der Verselbstständigung. In einer eigenen Wohnung 

würde sie Unterstützung im Rahmen von Hilfe zur Erzie-

hung durch eine »berufl ich erfahrene Sozialpädagogin« 

erhalten. Anna lehnt ab und legt mit Hilfe ihrer Pfl ege-

mutter nochmals schriftlich dar, warum sie noch nicht 

allein wohnen kann. 

Frau Sperling drängt auf einen schriftlichen Bescheid 

und erhält diesen einen Monat später, im Dezember 

2008. Darin steht, dass im Hilfeplangespräch im Septem-

ber 2008 Einvernehmen über die Beendigung der Hilfe 

erzielt worden sei. Es bestehe keine »Aussicht auf eine 

weiterhin spürbare Verbesserung und Förderung Ihrer 

Persönlichkeitsentwicklung«. Anna sei es vorrangig da-

rum gegangen, »an Ihrer bisherigen Lebenswelt festzu-

halten, um Ihre Ausbildung beenden zu können. Dieses 

wäre, wenn auch mit fi nanziellen Einschränkungen, mit 

Ihrer Ausbildungsbeihilfe und dem Kindergeld auch 

ohne Pauschale zum Lebensunterhalt aus der Hilfe für 

junge Volljährige möglich gewesen.« Vor diesem Hinter-

grund habe die zuständige Mitarbeiterin des Jugendamts 

»versucht, Ihnen zu verdeutlichen, dass diese von mir für 

Sie als notwendig erachtete Hilfe spezifi scher, pädagogi-

scher Konzepte bedarf, wie sie dann in der Regel von ent-

sprechend dafür qualifi zierten Sozialpädagogen geleistet 

werden. (…) Meinen Vorschlag, die Unterstützung einer 

ambulante Fachkraft (Erziehungsbeistand, Betreuungs-

helfer) anzunehmen, die die Ablösung von Ihrer Pfl ege-

mutter mit vorbereitet und begleitet sowie mit Ihnen die 

Wohnungssuche initiiert und mitwirkt bei der damit in 

Zusammenhang stehenden Bewältigung von Alltagspro-

blemen, konnten Sie nicht annehmen.«

Frau Sperling wendet sich mit diesem Bescheid an 

den BRJ und bittet um Hilfe. Nach einem persönlichen 

Gespräch mit Anna und Frau Sperling wird von einer 

Mitarbeiterin des BRJ Kontakt mit dem Jugendamt auf-

genommen. Weder die zuständige Sozialarbeiterin noch 

ihre Vorgesetzte lassen sich auf fachliche Diskussionen 

ein. Sie erklären die Hilfe für beendet bzw. verweisen auf 

die angebotene Hilfe nach § 41 i.V.m. 30 SGB VIII (Erzie-

hungsbeistand). Ein persönliches Gespräch im Jugend-

amt mit allen Beteiligten wird abgelehnt.

Nach den erfolglosen Vermittlungsversuchen werden 

Anna und Frau Sperling über den BRJ an einen Anwalt 

mit speziellen Kenntnissen im SGB VIII weitervermit-
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telt. Dieser reicht im Auftrag eine einstweilige Anord-

nung beim Verwaltungsgericht ein und Anna gewinnt 

ihre Klage. Im gerichtlichen Beschluss wird betont: »Die 

Argumentation des Antragsgegners, mit der begehrten 

Vollzeitpfl ege seien die Ziele der Kinder- und Jugendhil-

fe nicht zu erreichen und Entwicklungsfortschritte bzgl. 

Ausreifung und Verselbstständigung seien nicht zu er-

warten, ist beurteilungsfehlerhaft. Der Antragsgegner ist 

mit seiner Bewertung der Sachlage vom Gutachten seines 

eigenen SPD abgewichen, in welchem der Antragstelle-

rin ein erhebliches Verselbstständigungspotential attes-

tiert und eine Fortführung der Kinder- und Jugendhilfe 

für weitere zwei bis drei Jahre im bestehenden Rahmen 

(Verbleib in der Pfl egefamilie) für nötig erachtet wurde. 

Gründe, die die von der gutachterlichen Stellungnahme 

abweichende Einschätzung des Antragsgegners rechtfer-

tigen könnten, wurde von diesem nicht vorgebracht.« 

Ohne die Unterstützung durch ihre Pfl egemutter und die 

Beratung und Begleitung durch den BRJ wäre es der jun-

gen Frau nicht möglich gewesen, ihre Rechte gegenüber 

dem Jugendamt durchzusetzen.

Der Fall »Anna« ist ein Beispiel für einen »klas-

sischen« Gerichtsfall. Die überwiegende Mehrzahl der 

Klagen wird beim Verwaltungsgericht eingereicht, um so 

das Jugendamt zur Hilfegewährung zu veranlassen. Das 

folgende Fallportrait mit einer Klage vor dem Famili-

engericht ist demgegenüber eher als untypisch anzuse-

hen, macht aber deutlich, mit welch unterschiedlichen 

Problemlagen Ombuds- und Beschwerdestellen in ihrer 

alltäglichen Beratungsarbeit konfrontiert sind und weist 

auf die Verbindungen zum Bereich Kinderschutz hin. In 

diesem Fall war eine der Initiativen in der Vorlaufphase 

im Hintergrund beratend tätig.

»Lena« – Klage vor dem Familiengericht.

Lena ist 17 Jahre alt. Es gibt seit langem massive Konfl ikte 

mit ihren Eltern, die sich zugespitzt haben. Als ihr Vater 

ihr gegenüber gewalttätig wird, meldet sich Lena in einer 

Inobhutnahmestelle. Diese informiert das Jugendamt. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Jugendamtes 

lehnen jedoch den Verbleib von Lena in der Inobhut-

nahme und eine weitergehende Hilfe ab. Sie begründen 

ihre Entscheidung damit, dass nach ihrer Einschätzung 

die häusliche Situation nicht bedrohlich sei und darüber 

hinaus die Personensorgeberechtigten keinen Antrag auf 

Hilfe zur Erziehung gestellt haben. Auf eine Vermittlung 

durch eine engagierte Lehrerin von Lena wollen sich 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht einlassen. 

In Zusammenarbeit mit der Ombudsinitiative und der 

Lehrerin entscheidet sich Lena schließlich dafür, sich an 

das Familiengericht zu wenden. Der Familienrichter ent-

scheidet im Eilverfahren für einen teilweisen Entzug der 

elterlichen Sorge. Nachdem die Pfl egerin beim Jugendamt 

sofort einen Antrag auf Hilfe zur Erziehung stellt, wird 

unmittelbar eine Betreuung über § 27 i.V.m. § 34 SGB 

VIII installiert. Ohne Beratung und Begleitung durch en-

gagierte Fachkräfte hätte die 17-Jährige ihre Rechte bei 

Gericht nicht einfordern können.

C. Aufklärung der Betroffenen über Verfahren 

beim öffentlichen Träger

Aus der Fallauswertung des BRJ wird deutlich, dass Kon-

fl ikte auch bei fachlich und rechtlich korrekten Entschei-

dungen entstehen können, wenn sich die Betroffenen 

nicht gut oder nicht ausreichend beraten fühlen. Aufgabe 

der Ombuds- und Beschwerdestellen ist dann die Auf-

klärung der Betroffenen. Ein exemplarischer Fallverlauf 

hierfür wird im Folgenden dargestellt.

»Irina« – Aufklärung und Beratung der Eltern

Die Familie Meyer hat eine acht Jahre alte Adoptivtochter: 

Irina aus Russland. Seit vier Jahren lebt das Kind in der Fa-

milie, zu der auch noch ein jüngerer Adoptivsohn, eben-

falls aus Russland, gehört. In den ersten vier Lebensjahren 

hat Irina viele Bezugspersonenwechsel und traumatische 

Erfahrungen (Misshandlungen, Vernachlässigung) erlebt. 

Sie ist entwicklungsverzögert, bindungsgestört und lei-

det unter starken Autoaggressionen. Ein entsprechendes 

Gutachten eines Sozialpädiatrischen Zentrums liegt vor. 

Momentan besucht Irina eine deutsch-russische Privat-

schule, in der zwölf Kinder in einer Klasse lernen. Den 

Eltern war es möglich, in den letzten Jahren eine Ärztin, 

die sich auf die Behandlung von traumatisierten Pfl ege- 

und Adoptivkindern spezialisiert hat, privat zu fi nanzie-

ren. Diese Ärztin arbeitet bundesweit und reist tageweise 

zur Beratung der Eltern und der Lehrerinnen und Lehrer 

der Privatschule an. Bei Fragen steht sie den Eltern auch 

telefonisch zur Verfügung und trainiert mit der Tochter 

u.a. Verhaltensweisen in bestimmten Problemfällen. Die 

Eltern beschreiben die Zusammenarbeit mit der Ärztin 

als vertrauensvoll und erfolgreich. Durch private fi nanzi-

elle Schwierigkeiten ist es den Eltern nicht mehr möglich, 
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die Ärztin selbst zu fi nanzieren. Sie stellen daraufhin ei-

nen Antrag beim Jugendamt auf Übernahme der Kosten 

genau für diese spezielle Fachkraft, nach § 35a SGB VIII. 

Mit den Eltern wurde zeitnah ein Termin gemeinsam 

mit der zuständigen Sozialarbeiterin des Jugendamtes 

und einem Psychologen der Erziehungs- und Familien-

beratungsstelle vereinbart. Die Notwendigkeit einer Hil-

fe wurde grundsätzlich anerkannt und der Familie ver-

schiedene Hilfeformen vorgeschlagen. Die Kindesmutter 

betont, dass ihre Tochter nicht mit mehreren Fachkräf-

ten zusammenarbeiten kann, da sie solche Situationen 

überfordern. Des Weiteren besitzt aus ihrer Sicht nur die 

gewünschte Ärztin das nötige Fachwissen über bindungs-

gestörte, traumatisierte Kinder in Adoptivfamilien. Das 

Gespräch wird ohne Resultat beendet und die Familie 

wendet sich an den BRJ. 

Im persönlichen Gespräch wird die Kindesmutter 

über ihr Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 SGB VIII, 

die Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII und die ihr zuste-

henden Rechte sowie ihre Pfl ichten aufgeklärt. Eingehend 

wird besprochen, warum es diese spezielle Beratung sein 

soll und was die besagte Ärztin von anderen Fachkräften 

unterscheidet. Deutlich wird die enge Bindung der Fa-

milie an die Ärztin und die Sorge der Mutter, dass eine 

fremde Person bereits erreichte Ziele zunichte machen 

könnte. Es wird besprochen, dass mit dem Jugendamt 

Konsens darüber besteht, dass eine Hilfe notwendig ist. 

Jetzt geht es um die geeignete Hilfeform. Wenn zwei Hil-

fen als geeignet erscheinen, dann greift das Wunsch- und 

Wahlrecht, wenn keine unverhältnismäßigen Mehrkosten 

entstehen. Die gewünschte Ärztin überschreitet allerdings 

diese Mehrkosten um ein Vielfaches. Kann das Jugend-

amt eine geeignete Hilfe anbieten? Angeboten wurde 

den Eltern u.a. eine aufsuchende Familientherapie mit 

zwei Fachkräften als Co-Team. Die Eltern werden dar-

über aufgeklärt, dass bei Therapien nach dem SGB VIII 

grundsätzlich die Eltern und die Schule beteiligt und im 

Umgang mit dem Kind beraten werden. In Berlin gibt 

es Therapeutinnen und Therapeuten, die im Umgang 

mit traumatisierten Kindern geschult sind, bei der Aus-

wahl der Fachkräfte besitzen die Eltern ein Wunsch- und 

Wahlrecht. Es wird besprochen, dass die Eltern einen 

schriftlichen Bescheid auf ihren Antrag einfordern. Sie 

erhalten diesen mit dem Angebot einer sofortigen Fami-

lientherapie und der Ablehnung der gewünschten Ärztin. 

Die Eltern lassen sich noch einmal beim BRJ beraten. Es 

wird ihnen mitgeteilt, dass das Jugendamt fachlich richtig 

handelt und versucht, sie dafür zu motivieren, sich die 

angebotene Hilfe und Fachkräfte anzusehen. Eine Mit-

arbeiterin des BRJ ruft, nachdem sie mehrere Wochen 

nichts von der Familie gehört hat, bei der Mutter an und 

erfährt, dass die Eltern beschlossen haben den Kontakt 

zum Jugendamt abzubrechen und die Ärztin weiterhin 

privat zu fi nanzieren.

RAHMENDATEN, STRUKTUREN UND ARBEITSWEISEN VON OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN ...
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Anschließend an die Darstellung der Ombuds- und 

Beschwerdestellen der Kinder- und Jugendhilfe in 

Deutschland erfolgt nun zunächst eine Auswertung 

der Erfahrungen dieser Initiativen: Welche Ergebnis-

se und Schlussfolgerungen sind aus der Darstellung 

zu ziehen? Hierbei wird unterschieden zwischen Hin-

weisen zur Arbeit und zu den Strukturen der Om-

buds- und Beschwerdestellen selbst, Hinweisen zur 

Kooperation dieser neuen Initiativen mit den Regelin-

stitutionen der Kinder- und Jugendhilfe und Überle-

gungen zu möglichen gesetzlichen Konsequenzen dieser 

Arbeit. Vorab sind jedoch zwei übergreifende Charakte-

ristika der Ombuds- und Beschwerdestellen festzuhalten.

Erstens wird deutlich, dass die Entwicklungsprozesse 

der einzelnen Initiativen in hohem Maße abhängig sind 

von konkreten personellen und organisationalen Kon-

stellationen vor Ort. Die Frage, wie eine solche Initiative 

ihre Struktur entwickeln und die Arbeit aufbauen kann, 

ist nur vor dem Hintergrund der konkreten regionalen 

Gegebenheiten und Möglichkeiten zu beantworten. Ent-

scheidungen richten sich vor allem aus an den konkre-

ten Akteuren und Unterstützerinnen und Unterstützern, 

aber auch an der Einschätzung der Fehler- und Konfl ikt-

kultur vor Ort, unterschiedlichen Interpretationsweisen 

von Partizipationsrechten in den Regelinstitutionen (bei-

spielsweise Beteiligungsrechte in der Hilfeplanung) und 

ähnlichen Aspekten. Ombuds- und Beschwerdestellen 

müssen daher, so ähnlich sie sich in ihrem Anliegen, ihren 

Zielen und den damit verbundenen Problemstellungen 

auch sind, in der Entwicklung doch individuelle, regional 

sinnvolle Lösungen fi nden. Die Erfahrungen der einzel-

nen Initiativen sind somit nur begrenzt auf andere Initi-

ativen übertragbar. Die Akteure jeder Initiative betreten 

wieder Neuland und müssen bestimmte Entwicklungen 

selbst vollziehen. 

Zweitens fällt auf, dass sich die Initiativen fortlau-

fend in Entwicklung und Veränderung befi nden. Bereits 

im Zeitraum der Erstellung dieser Expertise war nicht 

nur die Gründung neuer Initiativen zu beobachten, son-

dern es fanden auch Weiterentwicklungen innerhalb der 

bestehenden Initiativen statt. Die Interviewpartnerin-

nen und -partner machten deutlich, dass die Gründung 

einer Ombuds- und Beschwerdestelle nicht eine einma-

lige Aktivität ist, in der ein Modell entworfen und aufge-

baut wird, das dann nur noch umzusetzen ist. Vielmehr 

können diese Initiativen nur bestehen, wenn sie lernende 

Organisationen darstellen, die sich fortlaufend refl ektie-

ren, ihre Struktur und ihre Arbeit prüfen, Anregungen 

und Infragestellungen von außen ebenso wie politische 

und fachliche Veränderungen konstruktiv aufnehmen, 

neue Akteure einbinden und sich weiterentwickeln.

HINWEISE ZU STRUKTUR UND 
ARBEITSWEISEN VON OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN

Die beschriebenen Ombuds- und Beschwerdestellen be-

fi nden sich nicht nur in sehr unterschiedlichen Entwick-

lungsphasen, sondern diese Phasen erstrecken sich auch 

über unterschiedlich lange Zeiträume. Einige beginnen be-

reits nach kurzer Vorbereitungszeit mit der Arbeitsphase, 

andere unternehmen über mehrere Jahre hinweg immer 

wieder neue Anläufe, um Verbündete zu gewinnen und 

arbeitsfähige Strukturen aufzubauen. Einzelne Initiativen 

mussten nach mehreren Versuchen aufgeben oder haben 

sich in neue Initiativen integriert. Wovon jedoch hängt die 

Arbeitsfähigkeit einer Ombuds- und Beschwerdestelle ei-

gentlich ab? Wodurch entsteht in einer solchen Initiative 

Stabilität? Drei Faktoren spielen hierbei eine Rolle: Erstens 

eine zuverlässige Anzahl von verbindlich Beteiligten, zwei-

tens ein unterstützendes fachliches Netzwerk und drittens 

eine gesicherte Finanzierung. Dabei sind diese drei Aspekte 

allerdings unterschiedlich zu gewichten.

Stabilität und Arbeitsfähigkeit einer Ombuds- und 

Beschwerdestelle setzt zunächst einmal eine ausreichende 

Anzahl verbindlich Beteiligter voraus. Ohne eine zuver-

lässige Gruppe von Menschen, die die Ombuds- und Be-

schwerdestelle mit hohem Engagement und Zeitaufwand 

sowie fachlicher Qualifi kation aufbauen, tragen und ge-

stalten, können diese Initiativen nicht bestehen. Ein sym-

pathisierendes Netzwerk unterstützt und erleichtert die 

Arbeit dieser Akteure – und zwar sowohl durch konkrete 

Beratungsmöglichkeiten beim Aufbau der Initiativen und 

in der Fallarbeit als auch durch emotionale Bestätigung 

und fachliche Vergewisserung der Sinnhaftigkeit, Not-

wendigkeit und Berechtigung eines solchen Vorhabens. 

Diese zwei Faktoren, engagierte Akteure und unterstüt-

zendes Netzwerk, sind für die Frage, ob eine Initiative 

existieren und arbeiten kann, einfl ussreicher als eine über 

die erforderlichen Sachkosten (Telefon, Räumlichkeiten, 

Kopien, Porto etc.) hinausgehende Finanzierung. Aller-
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dings entscheidet die Höhe der Finanzierung und damit 

die Möglichkeit der Anstellung von hauptamtlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern oder auch von Honorar-

mitarbeiterinnen und -mitarbeitern über den leistbaren 

Arbeitsumfang. Es ist von der Höhe der Finanzierung 

abhängig, wie viele Anfragen bearbeitet werden können 

und ob über die Fallberatung hinaus Aktivitäten wie 

zeitnahe Reaktionen auf politische Entscheidungen oder 

Öffentlichkeitsarbeit möglich sind.

Vor diesem Hintergrund stellen sich die Initiativen, 

die als eigenständige Vereine zu diesem Zweck gegründet 

wurden, als sehr stabil dar. Die beiden Vereine BRJ und 

LOTSE sind aus »klassischem« ehrenamtlichem Engage-

ment heraus entstanden: Engagierte Menschen fanden 

sich in ihrer Freizeit zusammen, bildeten Arbeitsgruppen 

und gründeten einen Verein. Die Gründung der Vereine 

war überhaupt erst durch die Existenz einer engagierten 

Ehrenamtlichengruppe möglich und die Akteure waren 

und sind regional und überregional sehr gut vernetzt. Die 

Akteure der Gründungsphase engagierten sich auch nach 

der Gründung weiterhin, beispielsweise in der Beratungs- 

und Öffentlichkeitsarbeit. Gleichzeitig wird fortlaufend 

versucht, neue Mitglieder und ehrenamtliche Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter zu gewinnen. Große Teile der 

Arbeit werden in den Vereinen (bei LOTSE die gesamte 

Arbeit, beim BRJ Teile der Arbeit) bis heute ehrenamtlich 

erbracht.

Nicht immer gelingt es jedoch, dieses Durchhaltever-

mögen und Engagement zu erhalten, wie die Erfahrungen 

des Vereins SKJ zeigen. Nachdem es weder ausreichend 

Ehrenamtliche gab noch hauptamtliche Unterstützung 

bestand, war die geringe Anzahl der verbindlich ehren-

amtlich Tätigen schließlich ausschlaggebend für die Auf-

lösung des Vereins. 

Initiativen, die sich aus bestehenden Verbänden oder 

Trägern heraus entwickelt haben, müssen sich spätes-

tens ab Ende der Vorbereitungsphase um ehrenamtliche 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bemühen. Dies wird 

von den Vertreterinnen und Vertretern der Initiativen 

als langwierig, zeitintensiv und auch problematisch be-

schrieben. Es wird zunächst – meist im Rahmen haupt-

amtlicher Tätigkeit – eine Struktur aufgebaut und eine 

anspruchsvolle, zeitaufwendige Aufgabe beschrieben, 

für deren Umsetzung dann Ehrenamtliche gesucht wer-

den, die dies zusätzlich zu ihrer hauptberufl ichen Arbeit 

tun. Und auch wenn am Anfang noch vieles unklar ist, 

ist der Gestaltungsspielraum doch eher gering. In den 

an Verbände oder Träger angegliederten Initiativen wer-

den Entscheidungen über Strategien und Strukturen der 

Ombuds- und Beschwerdestellen in letzter Instanz häufi g 

nicht allein von den Ehrenamtlichen getroffen, sondern 

stets mindestens in Absprache mit dem Leitungspersonal 

der übergeordneten Organisationen. Diese Gesamtkon-

stellation erschwert die Gewinnung von Ehrenamtlichen.

Diese Ausführungen zu ehrenamtlichem Engagement 

und Stabilität von Ombuds- und Beschwerdestellen zei-

gen, wie zufällig es derzeit ist, ob sich eine solche Initiati-

ve gründet oder nicht und ob junge Menschen und ihre 

Familien Zugang zu einem solchen Beratungsangebot ha-

ben oder nicht. Es gibt keinerlei strukturelle Absicherung 

dieser Arbeit.

Die beschriebenen Initiativen haben unterschiedliche 

regionale Zuständigkeitsdefi nitionen vorgenommen. Sie 

reichen von der Beschränkung auf eine Stadt bzw. einen 

Kreis bis zur Ausdehnung auf ein Flächenland. Die Erfah-

rungen der Initiativen hinsichtlich dieser Zuständigkeits-

defi nitionen zeigen, dass die Formulierung zu großer ört-

licher Zuständigkeitsbereiche sowohl die Gewinnung von 

Ehrenamtlichen als auch die Zugänge der Betroffenen 

eher ungünstig beeinfl usst. Die potentiell Ehrenamt lichen 

erwarten einen fortgeschrittenen Konkretisierungsgrad 

der Arbeit und persönliche Ansprechpartnerinnen und 

Ansprechpartner vor Ort. Ähnlich verhält es sich mit den 

Hilfesuchenden, die Beratungsangebote in ihrer Nähe 

in Anspruch nehmen möchten. Es scheint daher kaum 

möglich, und dies bestätigen auch die Erfahrungen der 

Initiativen, die Arbeit von einer zentralen Anlaufstelle 

aus für ein ganzes Flächenland zu gestalten. Vielmehr ist 

der Aufbau von Regionalstellen erforderlich. Es ist daher 

ratsam, in Flächenländern zunächst mit Modellregionen 

zu beginnen und diese Arbeit dann, wenn sie stabilisiert 

wurde, ausgehend von diesen erfolgreichen Regionen 

auszuweiten.

In allen Interviews war die Rolle haupt- und ehren-

amtlicher Akteure ein wichtiges Thema, weniger hinsicht-

lich der Herausforderungen in der Zusammenarbeit als 

vielmehr hinsichtlich der Spannungsfelder, die durch das 

Engagement in einer solchen Initiative für Fachkräfte 

der Kinder- und Jugendhilfe entsteht. Die überwiegende 

Mehrheit derjenigen, die in einer solchen Initiative bera-

ten oder die Initiative nach außen vertreten, sind haupt-

amtlich als Fachkraft in der Kinder- und Jugendhilfe in 
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der Leistungserbringung bei einem freien Träger oder, in 

wenigen Ausnahmen, auch beim öffentlichen Träger be-

schäftigt. Sie müssen sich als Vertreterinnen und Vertreter 

der Initiative von den Beschränkungen und Verpfl ichtun-

gen dieser Rolle lösen und eine andere Rolle ausfüllen. 

Dieses fällt vielen schwer und wird von außen häufi g in 

Frage gestellt, etwa indem Vertreterinnen und Vertreter 

öffentlicher Träger aufgrund dieser Doppelrolle die Un-

abhängigkeit der Beratung anzweifeln. Eine besondere 

Schwierigkeit entsteht dann, wenn die Akteure als ehren-

amtliche Berater der Ombudsstelle auf Menschen treffen, 

mit denen sie auch in ihrer hauptberufl ichen Rolle zu tun 

haben. Diese Doppelrolle und die damit potentiell ver-

bundenen Loyalitätskonfl ikte werden von allen Initiativen 

offen angesprochen und auch innerhalb der Initiativen 

diskutiert. Viele Fachkräfte formulieren Bedenken, sich 

in der Fachöffentlichkeit als zu einer solchen Initiative 

zugehörig »zu outen«.

Es gibt mehrere Strategien, um den Umgang mit die-

ser Doppelrolle zu vereinfachen. In allen Initiativen wird 

vermieden, dass Beraterinnen und Berater der Initiative 

Anfragen bearbeiten, in die sie auch hauptamtlich invol-

viert sind. Manche Ehrenamtliche formulieren darüber 

hinaus Ausschlüsse, dass sie nicht in Konfl ikten mit Ins-

titutionen beraten, mit denen sie auch in ihrer hauptbe-

rufl ichen Tätigkeit zu tun haben. In Flächenländern ist 

dies grundsätzlich machbar, auch wenn damit ein hoher 

Organisationsaufwand (Fahrtwege u.ä.) verbunden sein 

kann. In regional kleineren Initiativen hingegen ist dies 

nur begrenzt möglich. Ein weiterer Umgang mit der Dop-

pelrolle besteht darin, dass die Ehrenamtlichen selbst ent-

scheiden, ob ihr Name veröffentlicht wird und ob sie die 

Betroffenen im Hintergrund beraten oder aber selbst mit 

dem Jugendamt oder anderen Institutionen in Kontakt 

treten.

Ähnliche Konfl ikte werden in den Interviews für Trä-

ger und Einrichtungen beschrieben, die sich an den Initi-

ativen beteiligen oder dafür gewonnen werden sollen. Sie 

schrecken häufi g vor offenen Konfl ikten mit dem öffent-

lichen Träger zurück und fürchten darum, nicht mehr 

belegt zu werden, wenn ein solches Engagement bekannt 

wird. Gerade die Initiativen, die an Verbände oder freie 

Träger angegliedert ist, haben immer wieder mit dem 

Vorwurf des »Verdachts auf Selbstbeschaffung« zu kämp-

fen. Es wird versucht, dagegen zu argumentieren, dass 

Ehrenamtliche beraten, die unabhängig und nicht an die 

Träger gebunden sind. Dennoch müssen diese Initiativen 

Rücksicht nehmen auf verbandliche Interessen.

Akteure, die die Verantwortlichkeit für eine solche Ini-

tiative im Rahmen ihres bisherigen Stellenumfangs als 

zusätzliches Aufgabengebiet übernommen haben, be-

schreiben darüber hinaus die Schwierigkeit, dass ihre 

Aktivität für die Initiative stets in Konkurrenz zu ande-

ren Aufgaben steht und eher als zusätzliche Tätigkeit, als 

»Spielbein«, nicht aber als Kerngeschäft betrachtet wird. 

Entsteht Zeitdruck, so rückt sie in der Prioritätenliste da-

her in der Regel nach hinten. Hierzu trägt auch bei, dass 

von diesem Arbeitsfeld keine fi nanziellen Einnahmen er-

wartet werden.

Die Finanzierung ist ein gemeinsames Problem aller 

Ombuds- und Beschwerdestellen. Dabei stellt sich nicht 

nur die Frage, welche Stellen zur Finanzierung bereit sind 

– und diese Frage ist bereits schwer genug zu beantwor-

ten – sondern auch die Frage, welche Finanzierungen die 

Unabhängigkeit der Initiativen erhalten. Bisher hat vor 

allem die Stiftung Aktion Mensch einzelne Initiativen 

in der Entwicklung unterstützt. Angesichts der hohen 

Dynamik in der Entwicklung des Feldes wird jedoch in 

absehbarer Zukunft eine strukturelle Lösung für dieses 

Problem erforderlich. Das BUNDESNETZWERK OMBUDSCHAFT

IN DER JUGENDHILFE hat daher erste Überlegungen zur ge-

setzlichen Verankerung und zur strukturellen Finanzie-

rung unabhängiger Ombuds- und Beschwerdestellen in 

der Kinder- und Jugendhilfe formuliert, die in auf S. 34 

vorgestellt werden.

Ein ebenfalls für alle Initiativen relevantes Problem 

ist die Außendarstellung. Alle Ombuds- und Beschwer-

destellen betreiben aktive Öffentlichkeitsarbeit, sofern es 

ihre zeitlichen und fi nanziellen Ressourcen ermöglichen. 

Angesichts der hohen Spezifi k ihres Tätigkeitsgebietes 

stellt es sich jedoch als schwierig dar, dieses kurz und 

auch für Laien verständlich zu kommunizieren. Hier 

wird erheblicher Entwicklungsbedarf formuliert. Für die 

einzelnen Initiativen wäre es entlastend, wenn es eine in-

itiativenübergreifende Öffentlichkeitsarbeit zur Existenz, 

zu den Aufgaben und zur Arbeitsweise von Ombuds- 

und Beschwerdestellen für unterschiedliche Zielgruppen 

(Betroffene, Fachkräfte, Öffentlichkeit, Politik, aber auch 

potentielle Spender) gäbe. Die NETZWERKSTELLE OMBUD-

SCHAFT IN DER JUGENDHILFE hat hierzu durch den Aufbau 

eines gemeinsamen Internetauftritts und einem gemein-

samen politischen Positionspapier, das mit einer Ein-
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ladung zu persönlichen Gesprächen an die Parteien im 

Bundestag verbunden war, erste Schritte gemacht (vgl. 

S. 34, Möglichkeiten der strukturellen Absicherung unab-

hängiger Ombuds- und Beschwerdestellen in der Kinder- 

und Jugendhilfe).

In der Fallarbeit zeigt sich, dass ein Hauptanliegen 

der jungen Menschen und ihrer Familien, die sich an die 

Ombudsstellen wenden, daraus entsteht, dass sie sich 

im Jugendamt (für freie Träger liegen nicht ausreichend 

Informationen vor) nur ungenügend beraten und aufge-

klärt fühlen. Wenn das Handeln der Jugendamtsvertre-

terinnen und -vertreter für die Betroffenen nicht nach-

vollziehbar, nicht transparent ist, entsteht das Bedürfnis 

nach unabhängiger Beratung. Dabei ist die Einhaltung 

von Zuständigkeitsdefi nitionen der Initiativen sowohl 

regional als auch inhaltlich eine Herausforderung. Die 

Erfahrungen der Initiativen zeigen, dass Anfragen aus 

dem ganzen Bundesgebiet kommen können, die Kom-

plexität der Fälle immer wieder Schnittstellen zu anderen 

Rechtsgebieten verdeutlicht und damit die Abgrenzung 

der eigenen inhaltlichen Zuständigkeiten immer wieder 

überprüft werden muss.

Die Arbeit der Initiativen ist nur begrenzt als »nied-

rigschwellig« zu bezeichnen. Der Zugang über Telefon 

bzw. E-Mail sowie die Vereinbarung längerfristiger Ter-

mine und Strategien sind Beispiele für Schwellen, die 

für einige Betroffene nicht bewältigbar sind. Der BRJ hat

daher zum 1. Januar 2010 ein neues, durch die Aktion 

Mensch fi nanziertes Projekt begonnen, mit dem diese 

Zugangsschwellen und die Gründe für Abbrüche in der 

Fallberatung identifi ziert und alternative Beratungsme-

thoden erprobt werden sollen.

Alle Initiativen, die mit der Fallberatung begonnen 

haben, betonen, dass es sich um eine fachlich hoch an-

spruchsvolle Arbeit handelt. Die Initiativen werden selten 

mit einfachen, klaren Anfragen konfrontiert. Häufi g sind 

es Fallkonstellationen, die sich über einen längeren Pro-

zess entwickelt und Konfl ikte, die sich über einen längeren 

Zeitraum zugespitzt haben. Ombuds- und Beschwerde-

stellen werden in der Regel erst in einem späten Stadium 

eines solchen Prozesses involviert und müssen zunächst 

einmal die Entwicklungen nachvollziehen, Unterlagen 

prüfen, sozialpädagogische Diagnosen und rechtliche 

Einordnungen vornehmen. Hier liegt ein Grund dafür, 

dass die kollegiale Beratung auch in den Initiativen als 

unabweisbar betrachtet wird. Von einer Einbeziehung 

sozialpädagogischer und juristischer Laien ist vor diesem 

Hintergrund eher abzuraten.

KOOPERATION VON OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN MIT DEN 
REGELINSTITUTIONEN DER KINDER- 
UND JUGENDHILFE

Die interviewten Initiativen streben die unbedingte Ori-

entierung ihrer Arbeit am Kindeswohl und an den An-

sprüchen von jungen Menschen und ihren Familien nach 

dem SGB VIII an. Eine Voraussetzung hierfür ist die Un-

abhängigkeit der Ombuds- und Beschwerdestellen von 

den Interessen freier und öffentlicher Träger. Die Ver-

treterinnen und Vertreter der Ombuds- und Beschwer-

destellen müssen in der Fallberatung eine distanzierte 

Haltung gegenüber freien und öffentlichen Trägern ein-

nehmen. So muss sowohl in der Kooperation mit freien 

als auch mit öffentlichen Trägern immer wieder geklärt 

werden, dass es um die Rechte der Betroffenen, nicht um 

die Belegung einer bestimmten Einrichtung geht. Wird 

bei der Unterstützung von Betroffenen gegenüber dem 

Jugendamt mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern frei-

er Träger zusammengearbeitet, so müssen auch deren 

Aussagen, Einschätzungen und Empfehlungen kritisch 

geprüft werden.

Es wurden bereits einige Wege beschrieben, mit de-

nen die Initiativen versuchen, ihre Unabhängigkeit zu 

sichern. Daran schließt sich die Frage an, wie sich die 

Zusammenarbeit dieser relativ neuen Anlaufstellen mit 

den Regelinstitutionen der Kinder- und Jugendhilfe, mit 

öffentlichen und freien Trägern, gestaltet.

Die Erfahrungen der Initiativen mit öffentlichen Trä-

gern sind durchaus konfl ikthaft. Zwar gehen alle Initiati-

ven auf die öffentlichen Träger zu und es gab an einigen 

Orten Versuche, den öffentlichen Träger in die Initiati-

ve einzubinden. Bisher lehnten jedoch alle öffentlichen 

Träger dies ab, sofern die Initiativen die Beratung von 

Konfl ikten mit dem Jugendamt anstrebten. Dieses wird 

als Angriff empfunden, als unberechtigte Infragestellung 

oder gar als Bedrohung gedeutet und produziert fast 

durchgängig Widerstand. Einige Jugendämter nutzen so-

gar ihre Möglichkeiten, um die Gründung von Ombuds- 

und Beschwerdestellen zu verhindern oder zumindest zu 

erschweren. Die Strategien reichen von ablehnenden Stel-

lungnahmen zu Stiftungsanträgen bis zu offenem Druck 
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auf freie Träger, ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

die Beteiligung an solchen Initiativen zu untersagen. Die 

Kooperation in der konkreten Fallarbeit gestaltet sich 

hingegen personenabhängig sehr unterschiedlich. Die 

Palette möglicher Haltungen und Zusammenarbeitsfor-

men reicht von Angst bzw. aggressiver Ablehnung und 

Einschüchterungsversuchen gegenüber den Betroffenen 

bis zu konstruktiver Kooperation und kollegialer Bera-

tung.

Bisher gibt es kaum Erfahrungen in der Zusammen-

arbeit mit freien Trägern bei der Beratung von jungen 

Menschen und ihren Familien in Konfl ikten mit eben-

diesen Trägern. Es deutet sich jedoch an, dass eine sol-

che Zusammenarbeit ähnlich konfl ikthaft sein könnte 

wie mit den öffentlichen Trägern. Auch in Einrichtungen 

freier Träger, so berichteten die Interviewpartnerinnen 

und -partner, nehmen sie Widerstand gegen die Hinzu-

ziehung von Dritten als eine Form der Kontrolle wahr.

Alle Initiativen berichteten jedoch, dass dort, wo Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter freier und öffentlicher 

Träger die Notwendigkeit einer unabhängigen Anlauf-

stelle für Klientinnen und Klienten der Kinder- und Ju-

gendhilfe akzeptieren, wo man sich selbst als überprüfbar 

ansieht, wo Interessenskonfl ikte nicht als Vorwurf, son-

dern als berechtigte Realität akzeptiert werden und Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter fachliche Auseinander-

setzungen als Teil von Qualitätsentwicklung verstehen, 

eine sehr gute Zusammenarbeit entsteht. So wird von 

einigen Fachkräften die Einbeziehung von Ombuds- und 

Beschwerdestellen produktiv im Sinne von Mediation 

genutzt, wenn sie selbst merken, dass die Kommunika-

tion zwischen ihnen und den Klientinnen und Klienten 

gestört ist.

MÖGLICHKEITEN DER STRUK-
TUR ELLEN ABSICHERUNG 
UNABHÄN GIGER OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN IN DER 
KINDER- UND JUGENDHILFE

Die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland ist ein pro-

fessionell hoch entwickeltes Feld und verfügt über eine 

sehr gute bundeseinheitliche Gesetzgebung. Junge Men-

schen und Familien verfügen auf dieser Grundlage über 

individuelle Rechtsansprüche auf professionelle Unter-

stützung. Unabhängige Ombuds- und Beschwerdestellen 

können dabei helfen, diese Rechtsansprüche auch um-

zusetzen. Diese Arbeit ist bisher jedoch weder rechtlich 

noch fi nanziell in der Kinder- und Jugendhilfe vorgese-

hen und abgesichert. Das BUNDESNETZWERK OMBUDSCHAFT

IN DER JUGENDHILFE hat daher ein Positionspapier entwi-

ckelt zur Notwendigkeit der strukturellen Absicherung 

von unabhängigen Ombuds- und Beschwerdestellen in 

der Kinder- und Jugendhilfe und formuliert darin erste 

Vorschläge zu einer möglichen gesetzlichen Verankerung 

der Arbeit dieser Initiativen.

Im Kern der Überlegungen geht es um die Gewähr-

leistung des Zugangs für junge Menschen und ihre 

Familien zu einer unabhängigen ombudschaftlichen 

Beratungs- und Beschwerdestelle. Hinsichtlich einer ge-

eigneten rechtlichen Verortung ombudschaftlicher Bera-

tung werden insbesondere die §§ 8 und 79 SGB VIII in 

Erwägung gezogen. So könnte z.B. § 8 Abs.1 SGB VIII um 

einen Satz 3 ergänzt werden: »Junge Menschen und ihre 

Familien haben Anspruch auf einen vom örtlichen Ju-

gendhilfeträger unabhängigen Zugang zu ombudschaft-

licher Jugendhilfeberatung. Darüber hinaus sind für die 

Hilfegewährung nach den §§ 33, 34, 35 und 35a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3 und 4 ehrenamtliche Beschwerdeinstanzen 

als Ombudschaften einzurichten«. Zur infrastrukturellen 

Absicherung könnte darüber hinaus in § 79 Abs.2 SGB 

VIII ein Satz 2 eingefügt werden, der sicher stellt, dass die 

Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe unab-

hängige Projekte ombudschaftlicher Jugendhilfeberatung 

und Beschwerdeinstanzen in geeigneter Weise fördern.

Die fi nanzielle Absicherung der notwendigen Un-

abhängigkeit von ombudschaftlichen Jugendhilfebera-

tungsstellen und Beschwerdestellen könnte beispielsweise 

durch einen Stiftungsfonds erfolgen. An dieser Stelle wird 

eine Öffnung der Thematik erwogen. So könnten sich an-

knüpfend an die Debatten des Runden Tisches ehemali-

ger Heimkinder oder auch an die Debatten zu Grenzver-

letzungen in kirchlichen Schulen und Internaten an dem 

Stiftungsfonds nicht nur die Bundesländer, sondern auch 

der Bund, die Wohlfahrtsverbände und Kirchen beteili-

gen. Neben dem ersten Zugang zu einer bedarfsgerechten 

Hilfegewährung könnten auf diese Weise auch ombud-

schaftliche Ansätze der Stärkung von Betroffenenrechten 

in der stationären Unterbringung von Kindern und Ju-

gendlichen und in Pfl egefamilien entwickelt und imple-

mentiert werden.

ALLGEMEINE ERGEBNISSE UND EMPFEHLUNGEN AUS DER ARBEIT DER OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN
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4

EXKURS: EINRICHTUNGSINTERNE 
OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN 

IN DER KINDER- UND JUGENDHILFE
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36 EXKURS: EINRICHTUNGSINTERNE OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN IN DER KINDER- UND JUGENDHILFE

Die bisher beschriebenen Initiativen streben einrich-

tungsübergreifend beratende Ombuds- und Beschwerde-

stellen an, die sich in ihrer Arbeit zumindest vorrangig 

auf Konfl ikte in der Hilfeplanung konzentrieren (mit 

einer Ausnahme). Es gibt jedoch auch Modelle solcher 

Anlaufstellen, die innerhalb von Einrichtungen der Kin-

der- und Jugendhilfe verankert sind und sich vorrangig 

auf Konfl ikte im Alltag der Hilfeerbringung beziehen. Im 

Folgenden werden zwei Beispiele solcher internen Om-

buds- und Beschwerdestellen vorgestellt und den bereits 

beschrie benen Erfahrungen gegenübergestellt.

Um einen sinnvollen Vergleich zu ermöglichen, wur-

den Modelle ausgewählt, die eine relative Ähnlichkeit 

mit den in Kapitel 2 dargestellten einrichtungsexternen 

Ombuds- und Beschwerdestellen aufweisen. Eine solche 

Ähnlichkeit besteht zunächst einmal hinsichtlich der 

Ansprechpersonen, die in beiden Modellen Erwachse-

ne sind. Andere einrichtungsinterne Beschwerdestellen 

beziehen auch Kinder und Jugendliche der Einrichtung 

als Ansprechpersonen ein. Solche Modelle fi nden im Fol-

genden jedoch keine Berücksichtigung. Ein weiteres Aus-

wahlkriterium für die vorzustellenden Modelle war, dass 

sie sich bereits in der Umsetzungsphase befi nden, also 

Erfahrungen in der Arbeit gesammelt haben, eine gewisse 

Stabilität vorweisen können und klar erkennbare verant-

wortliche Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner 

existieren.

Nach den genannten Kriterien wurden die BE-

SCHWERDESTELLE DER EVANGELISCHEN JUGENDHILFE GEL-

TOW und die Einrichtung DIAKONIE FREISTATT mit ih-

rem Ombuds-/Vertrauensmann ausgewählt. Während 

die BESCHWERDESTELLE DER EVANGELISCHEN JUGENDHIL-

FE GELTOW durch Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Einrichtung besetzt wird, ist der Ombuds-/

Vertrauensmann der JUGENDHILFE GELTOW ein externer, 

nicht zur Einrichtung gehörender Ansprechpartner für 

die Kinder und Jugendlichen. Nach der Sichtung schrift-

licher Unterlagen wurden leitfadengestützte Interviews 

mit einer Mitarbeiterin der BESCHWERDESTELLE DER EVAN-

GELISCHEN JUGENDHILFE GELTOW und dem Ombudsmann 

der DIAKONIE FREISTATT zur Entstehung und Entwicklung, 

den Arbeitsweisen und den Erfahrungen der beiden Mo-

delle durchgeführt. Die beiden Einrichtungen werden 

zunächst orientiert an den im Kapitel 2 entwickelten Ka-

tegorien vorgestellt. Im Anschluss daran werden die Er-

fahrungen der zwei Beschwerdestellen zusammengefasst 

und schließlich den Erfahrungen der träger- und einrich-

tungsübergreifend beratenden Ombuds- und Beschwer-

destellen gegenübergestellt.

BESCHWERDESTELLE DER EVANGE-
LISCHEN JUGENDHILFE GELTOW

Die EVANGELISCHE JUGENDHILFE GELTOW (EJH) ist eine Ein-

richtung im Land Brandenburg, die Hilfen zur Erziehung 

im teilstationären und stationären Bereich anbietet, eine 

Förderschule für Erziehungshilfe und eine weiterführen-

de Oberschule betreibt. Insgesamt 90 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter betreuen 84 Kinder und Jugendliche in 

Erziehungshilfen und 60 Schülerinnen und Schüler. Die 

Einrichtung befi ndet sich in der Trägerschaft des DIA-

KONIEVERBUNDS SCHWEICHELN E.V. und hat sich vorrangig 

auf Nachfragen spezialisiert, welche die Aufnahme und 

Betreuung von sehr problembeladenen Kindern und Ju-

gendlichen betreffen. 

Ausgangspunkt der Beschwerdestelle der EVANGE-

LISCHEN JUGENDHILFE GELTOW war vor etwa sechs Jahren ein 

Prozess zur Aufarbeitung von Fehlverhalten von Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern gegenüber Kindern und 

Jugendlichen der Einrichtung. Ein Modellprojekt »Erzie-

hung braucht eine Kultur der Partizipation« schloss sich 

an. In diesem Zusammenhang wurde eine Partizipations-

gruppe gegründet und gemeinsam mit den Kindern und 

Jugendlichen ein Rechtekatalog entwickelt. Daraus ergab 

sich die Frage, was passieren würde, wenn diese Rechte 

nicht berücksichtigt würden – und die Idee der Beschwer-

destelle. Seit fünf Jahren ist diese nun aktiv und in der 

Einrichtung fest etabliert. 

Die Beschwerdestelle ist für alle von der EVANGELISCHEN

JUGENDHILFE GELTOW betreuten Kinder und Jugendlichen 

und deren Eltern zuständig. Beschwerden der Eltern 

können direkt bei der Bereichs- oder Einrichtungslei-

tung eingelegt werden. Inhaltlich gibt es keine Beschrän-

kungen. Beschwerden jeglicher Art, z.B. auch über die zur 

Einrichtung gehörende Schule oder das Jugendamt, sind 

möglich. Eingeschränkt ist die Beschwerdemöglichkeit 

der Kindeseltern bei Konfl ikten mit dem Jugendamt. Die 

Eltern werden über ihre Rechte und Pfl ichten gegenüber 

dem öffentlichen Träger aufgeklärt, die Beschwerdestelle 

verweist sie bei entsprechenden Konfl ikten aber direkt an 

das Jugendamt und wird selbst nicht weiter tätig.
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Insgesamt sind drei hauptamtliche Akteure in der Be-

schwerdestelle beschäftigt. Sie alle sind Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Einrichtung. Zwei Fachkräfte (eine 

Bereichsleitung und der jeweilige Schulsozialpädagoge/

die jeweilige Schulsozialpädagogin) werden von der Ins-

titution gestellt und eine Fachkraft wird von den Kindern 

und Jugendlichen frei gewählt. Informationen und Fotos 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beschwerde-

stelle hängen in jeder Gruppe der Einrichtung. Die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter können frei wählen, ob sie in 

dem Bereich tätig sein wollen, somit ist ihr persönliches 

Engagement entscheidend bei der Auswahl. Die Arbeit 

für die Beschwerdestelle wird in Form von Aufgabener-

weiterung innerhalb der bestehenden Stelle übernommen. 

Es gibt kein festes Stundenbudget, sondern die Stunden 

werden vermerkt und als Arbeitszeit anerkannt.

Arbeits- und Verfahrensweisen: Den eindeutigen 

Schwerpunkt der Arbeit bilden die Beschwerden der Kin-

der und Jugendlichen. Der Weg einer Beschwerde ist klar 

strukturiert, in allen Phasen transparent und nach fol-

gendem Schema aufgebaut:

1. Das Kind/der Jugendliche füllt in der Regel einen frei 

zugänglichen, standardisierten Beschwerdebogen aus. 

Die Beschwerde muss schriftlich vorliegen. Der Bo-

gen dient als Vorlage, ist aber nicht zwingend auszu-

füllen. 

2. Der Bogen kann in den gut zugänglichen, täglich kon-

trollierten Postkasten der Beschwerdestelle geworfen 

oder bei einer Erzieherin/einem Erzieher abgegeben 

werden.

3. Ein/e Mitarbeiter/in der Beschwerdestelle informiert 

innerhalb einer Woche alle beteiligten Parteien per-

sönlich über den Eingang des Bogens und das weitere 

Verfahren.

4. Das Kind oder der/die Jugendliche kann jederzeit 

seine/ihre Beschwerde zurückziehen, es sei denn, 

es ist eine Beschwerde gegenüber Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern. Bei diesen wird immer die Ein-

richtungsleitung informiert und es erfolgt eine Klä-

rung. Mit dieser Regelung soll sichergestellt werden, 

dass weder Beschwerden unter Druck zurückgezogen 

werden noch Unstimmigkeiten oder gar Verdachts-

momente gegen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

bestehen bleiben.

5. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beraten über 

die Bearbeitung der Beschwerde.

6. Die Beschwerdestelle beruft maximal vier Wochen 

nach Eingang der Beschwerde die Klärungsrunde mit 

allen Beteiligten ein. 

7. Die Klärungsrunde besteht immer aus zwei Personen 

der Beschwerdestelle und dem Kind/Jugendlichen. 

Das Kind oder der/die Jugendliche kann immer eine 

Person des Vertrauens (Mitarbeiter/in, Lehrer/in oder 

anderes Kind/Jugendlichen) benennen, die ebenfalls 

am Gespräch teilnimmt. Wenn eine Beschwerde ge-

genüber einer Mitarbeiterin/einem Mitarbeiter vor-

liegt, werden auch diese/dieser und die Einrichtungs-

leitung an der Klärungsrunde beteiligt.

Grundlage für die Arbeit der Beschwerdestelle ist der 

Rechtekatalog der Einrichtung, den jedes Kind und je-

der Jugendliche beim Einzug erhält. In ihm sind kind-

gerecht aufbereitet die Rechte jedes einzelnen Kindes/

Jugendlichen in der Einrichtung benannt (z.B. Recht auf 

soziale Kontakte, Recht auf vertraulichen Umgang mit 

persönlichen Informationen) sowie die Gruppenregeln 

erklärt. Auch der § 8a SGB VIII ist ein zentraler Punkt 

dieses Rechtekatalogs. Das Recht auf Beschwerde wird 

dargelegt und die einzelnen Schritte transparent darge-

stellt. Transparenz ist ein wichtiges Qualitätskriterium 

der Arbeit. Die Kinder und Jugendlichen wissen, dass 

Bereichs- und Einrichtungsleitung über jede Beschwer-

de informiert werden. Weitere festgelegte Qualitätsstan-

dards für die Arbeit sind eine Kultur der Offenheit und 

die Wertschätzung jedes einzelnen Kindes/Jugendlichen 

als oberstes Gebot. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Einrichtung stehen als Ansprechpartnerinnen und 

-partner für Beschwerden zur Verfügung. Wichtig ist, den 

Kindern/Jugendlichen zu vermitteln, dass sie mit Ihren 

Anliegen ernst genommen werden. Die Mitarbeiter innen 

und Mitarbeiter der Beschwerdestelle treffen sich zur 

Auswertung der Arbeit alle sechs Wochen. Einmal jähr-

lich erfolgt eine Befragung der Kinder/Jugendlichen zum 

Angebot und zu ihren Wünschen. Alle zwei Jahre wird 

zusätzlich eine Elternbefragung durchgeführt. 

Eine wichtige Voraussetzung für die Arbeit der Be-

schwerdestelle ist, dass die Kinder und Jugendlichen der 

Einrichtung sie als eine mögliche Anlaufstelle wahrneh-

men. Trotz der erschwerten Rahmenbedingungen in ei-

ner Einrichtung mit dezentral angesiedelten Gruppen 

gibt es hierfür relativ günstige Bedingungen. Es gibt noch 

ein »Haupthaus« als Zentrum der Einrichtung mit ei-
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ner einrichtungseigenen Schule. Hierdurch kennen die 

Kinder und Jugendlichen viele der Betreuerinnen und 

Betreuer und auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Beschwerdestelle. Zusätzlich werden gemeinsame 

Veranstaltungen durchgeführt, bei denen die Kinder/

Jugendlichen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Beschwerdestelle persönlich kennenlernen können (z.B. 

Sommerfeste, Fußballturniere). 

Formelle Regelungen: Das Angebot ist kostenlos und 

die Beschwerdestelle dokumentiert alle Vorgänge sorgfäl-

tig, um die Transparenz im Prozess zu gewährleisten. Die-

se Dokumentation wird verwahrt und jährlich verfassen 

die Beschwerdestellenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 

einen schriftlichen Auswertungsbericht. Diese Beschwer-

deanalyse wird im Rahmen des Qualitätsmanagements 

in einem gemeinsamen Gespräch mit der Einrichtungs-

leitung, den Bereichsleitungen und der Beschwerdestelle 

ausgewertet. Die Beschwerdestelle ist dafür verantwort-

lich, auf die Aktualität und das Funktionieren des Be-

schwerdesystems zu achten und ggf. auf Probleme hin-

zuweisen.

Die Beschwerdestelle ist im Jahr mit 15 bis 20 Fällen

beauftragt. Als die Beschwerdestelle mit ihrer Arbeit be-

gann, war diese Zahl zunächst höher. Die Kinder/Jugend-

lichen testeten das Angebot aus: Über was kann ich mich 

alles beschweren? Werde ich ernst genommen? Wie gehen 

sie wirklich mit unseren Beschwerden um? Dieses hat sich 

jedoch schnell wieder normalisiert. Die deutliche Mehr-

zahl der Beschwerden kommt aus dem stationären Bereich. 

Aus den Tagesgruppen als teilstationäre Maßnahmen gab 

es bisher hingegen kaum Fälle. Eine Erklärung hierfür 

könnte die räumliche Distanz zur Beschwerdestelle sein. Es 

könnte jedoch auch sein, dass die Kinder sich bei Proble-

men anstatt an die Beschwerdestelle an ihre Eltern wenden.

Etwa die Hälfte der Beschwerden wird in Klärungs-

runden bearbeitet. Oft geht es bei diesen Fällen inhaltlich 

um festgelegte Gruppenregeln und Missverständnisse 

zwischen den Erziehern und den Kindern/Jugendlichen. 

Zirka fünf der 20 Beschwerden klären sich nach der Be-

schwerde in der Gruppe selbst, z.B. während der regel-

mäßigen Gruppenversammlungen. In vereinzelten Fällen 

werden Beschwerden auch von Kindern/Jugendlichen 

zurückgezogen (zwei Fälle im letzten Jahr). Es gab bisher 

keine Fälle mit personalrechtlichen Konsequenzen und 

keine Beschwerden gegenüber Jugendamtsmitarbeiterin-

nen und -mitarbeitern. Eine Erklärung hierfür könnte 

sein, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ju-

gendamts im Alltag der Kinder/Jugendlichen nicht prä-

sent sind und durch häufi ge Wechsel der Zuständigkeiten 

auch keine Konstanz in der Betreuung gegeben ist.

Die Erfahrungen der Beschwerdestelle zeigen, dass 

ein solches Beschwerdemanagement auch mit sogenann-

ten »schwierigen«, problembeladenen Kindern und Ju-

gendlichen, die sich sonst schwer an Grenzen und Regeln 

halten können, möglich ist.

OMBUDSTEAM DER DIAKONIE 
FREISTATT

Die DIAKONIE FREISTATT in Niedersachsen ist Teil der AN-

STALT BETHEL in den VON BODELSCHWINGHSCHEN ANSTALTEN

BETHEL. BETHEL ist mit Einrichtungen und Diensten für 

kranke, behinderte, pfl egebedürftige oder sozial be-

nachteiligte Menschen in verschiedenen Bundesländern 

vertreten. Eines der größten Arbeitsfelder der DIAKONIE

FREISTATT ist die Kinder-, Jugend- und Familienhilfe. Etwa 

120 Kinder und Jugendliche werden in stationären Hil-

fen (Wohngruppen und Erziehungsstellen) in der Region 

Diepholz/Bremen/Oldenburg betreut und etwa 70 junge 

Menschen in der Region Hannover. Hinzu kommen am-

bulante Hilfen.

Die DIAKONIE FREISTATT setzt sich seit 2006 aktiv mit 

ihrer Vergangenheit als konfessionelle Einrichtung der 

Heimerziehung in den 50er- und 60er-Jahren auseinan-

der. In einer hierzu vom Vorstand BETHELS beauftragten 

Forschungsarbeit, die unter dem Titel »Endstation Frei-

statt« veröffentlicht wurde, wurden die Aussagen ehema-

liger Heimkinder bestätigt, nach denen der Umgang mit 

den Zöglingen der damaligen BETHELER ZWEIGANSTALTEN

FREISTATT besonders berüchtigt war. Aus diesem Prozess 

über die Aufarbeitung von Gewalt und Unrecht wurde 

die Beschwerdestelle in Form eines unabhängigen Om-

budsmannes/einer Ombudsfrau initiiert.

Seit 2007 gibt es in der DIAKONIE FREISTATT das Angebot 

der Beschwerde bei einem Ombuds-/Vertrauensmann. 

Das Projekt begann in der Region Diepholz/Bremen/

Oldenburg. Eine Ausweitung auf die Region Hannover 

ist geplant. Zu Beginn wurde eine Probephase von etwa 

eineinhalb Jahren durchgeführt. Nach Ablauf dieser Zeit 

wurde ein Fragebogen entwickelt und an die Kinder und 

Jugendlichen der Einrichtung verteilt. Sie sollten ihre 

EXKURS: EINRICHTUNGSINTERNE OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN IN DER KINDER- UND JUGENDHILFE

11-00821_Expertise_Ombudsstelle 3811-00821_Expertise_Ombudsstelle   38 30.03.11 17.1230.03.11   17.12



394

Wünsche und Vorstellungen benennen und daraufhin 

wurde das Angebot im Jahr 2009 modifi ziert und ange-

passt. Die Kinder und Jugendlichen nehmen das Angebot 

seit 2009 gut an. Aktuell ist die Ausweitung dieser om-

budschaftlichen Unterstützung auf eine andere Einrich-

tung von BETHEL geplant.

Alle Akteure sind ausschließlich ehrenamtlich tätig. 

Die Finanzierung der anfallenden Fahrt- und Telefon-

kosten erfolgt durch die STIFTUNG BETHEL. In der Probe-

phase gab es nur eine Person als Ansprechpartner. Seit 

2009 stehen insgesamt drei Menschen den Kindern und 

Jugendlichen als Ombuds-/Vertrauenspersonen zur Ver-

fügung: ein Mann und zwei Frauen. Zwei Personen haben 

Erfahrungen in dem Bereich Heimunterbringung, sind 

selbst ehemalige Heimkinder und waren in den 60er-

Jahren stationär untergebracht. Eine Ombudsfrau lebt in 

der Nähe der Erziehungsstellen und ist somit vor Ort als 

Ansprechpartnerin präsent. Der Einrichtungsleiter ist als 

Ansprechpartner stets im Hintergrund präsent und bei 

schwierigen Problemlagen unmittelbar erreichbar.

Der Ombudsmann/die Ombudsfrau ist für alle Erzie-

hungsstellen der Einrichtung zuständig. Alle Kinder und 

Jugendliche, momentan im Alter von 6-18 Jahren, kön-

nen sich bei ihm/ihr beschweren. Inhaltliche Beschrän-

kungen gibt es nicht.

Die Reaktionen der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter der Einrichtung auf die Installation dieses neuen 

Angebotes waren sehr unterschiedlich und zunächst von 

Skepsis geprägt. Einige Fachkräfte waren z.B. der Mei-

nung, dass sie als Ansprechpartnerinnen und -partner 

und Vertrauenspersonen bei Problemen fungieren. Wozu 

brauchen die Kinder/Jugendlichen zusätzlich ombud-

schaftliche Unterstützung? Daraufhin wurde ein Work-

shop veranstaltet, in dem sich der Ombudsman persön-

lich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorstellte 

und sein Anliegen und seine Arbeitsweise erläuterte. Dies 

förderte die Offenheit der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter für das Angebot deutlich und es gibt mittlerweile 

eine gute Zusammenarbeit.

Arbeits- und Verfahrensweisen: In jeder Gruppe hän-

gen Flyer, die das Angebot der Beschwerde darstellen und 

die Ansprechpartnerinnen und -partner mit den jeweili-

gen Kontaktdaten benennen. Aus Sicht des Ombudsmans 

ist es wichtig, präsent für die Kinder und Jugendlichen 

zu sein, »es geht nur über den persönlichen Kontakt«. 

Diese persönliche Ebene muss immer wieder aktiv herge-

stellt werden. In der DIAKONIE FREISTATT geschieht dies u.a. 

durch gemeinsame Sommerfeste, Fußballturniere und 

Kaffee trinken. Die Kinder und Jugendlichen erhalten so 

die Möglichkeit, die Personen näher kennenzulernen und 

sie sofort bei Problemen ansprechen zu können. 

Der Erstkontakt kann telefonisch, per E-Mail oder 

persönlich bei den regelmäßigen Treffen mit den Grup-

pen der Erziehungsstellen erfolgen. In der Regel wird 

nach dem ersten Kontakt ein persönliches Treffen mit 

dem Ombudsmann/der Ombudsfrau und dem Kind/

Jugendlichen vereinbart. Es besteht die Möglichkeit, sich 

sofort am nächsten Tag zu treffen. Der Einrichtungsleiter 

nimmt bei Bedarf an den Gesprächen mit den Kindern 

und Jugendlichen teil. Der Ombudsmann/die Ombuds-

frau schätzt ein, ob eine Teilnahme des Einrichtungs-

leiters sinnvoll bzw. notwendig ist, z.B. bei Anschuldigun-

gen gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 

Einrichtung. In dem Gespräch werden den Kindern und 

Jugendlichen ihre Möglichkeiten aufgezeigt und gemein-

sam überlegt, welche Handlungsmöglichkeiten sie haben, 

an wen sie sich wenden können und wie der Ombuds-

mann/die Ombudsfrau sie unterstützen kann. Alle Infor-

mationen bleiben zunächst vertraulich. Bevor Informa-

tionen an Dritte weitergegeben werden, erfolgen immer 

Rücksprachen mit den Kindern/Jugendlichen.

Formelle Regelungen: Das Angebot ist kostenlos für 

alle Kinder und Jugendliche der DIAKONIE FREISTATT. Eine 

Dokumentation wird durch den Ombudsmann/die Om-

budsfrau nicht durchgeführt. Die Anzahl der Anfragen 

wird für statistische Zwecke erfasst, aber die inhaltlichen 

Angaben über die Art der Beschwerden werden nicht be-

schrieben. 

GEMEINSAME ERFAHRUNGEN DER 
EINRICHTUNGSINTERNEN OMBUDS- 
UND BESCHWERDESTELLEN

Die beiden beschriebenen einrichtungsinternen Om-

buds- und Beschwerdestellen sind unabhängig vonei-

nander entwickelt worden. Gleichwohl weisen sie eine 

Vielzahl von Gemeinsamkeiten und Parallelen auf, von 

denen einige als plausibel übertragbar auf ähnliche ein-

richtungsinterne Anlaufstellen erscheinen.

Die Parallelen zeigen sich bereits in der Entstehung. 

Beide Beschwerdemodelle wurden aus einem Aufarbei-
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tungsprozess heraus entwickelt. Die Erfahrungen mit 

Fehlverhalten (Grenzüberschreitungen, Gewalt) von Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern in den Einrichtungen 

der DIAKONIE FREISTATT und der EVANGELISCHEN JUGENDHIL-

FE GELTOW – sei es im historischen Rückblick oder auch 

aktuell – führten zu einer Refl exion der Geschehnisse. Es 

wurde offen darüber gesprochen und diskutiert, wie man 

in Zukunft dieses Fehlverhalten unterbinden und die be-

treuten Kinder und Jugendlichen schützen kann. Beson-

ders wichtig ist, dass die jeweiligen Einrichtungsleitun-

gen diese Aufarbeitung aktiv gefordert und unterstützt 

haben. Die Institutionalisierung beider Ombuds- und 

Beschwerdestellen wurde von ihnen explizit mit initiiert 

und wird bis heute aktiv mitgetragen. Dies erscheint als 

eine wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche und 

längerfristige Umsetzung eines solchen Modells.

Eine weitere Voraussetzung für die Glaubwürdig-

keit und damit den Erfolg von einrichtungsinternen 

Ombuds- und Beschwerdestellen ist die Etablierung ei-

ner Einrichtungskultur der Transparenz, Offenheit und 

Wertschätzung. Dies gilt sowohl für die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter untereinander als auch für den 

Umgang mit den Kindern und Jugendlichen. Auch Om-

buds- und Beschwerdestellen müssen ihr Angebot für alle 

Beteiligten transparent gestaltet. Dies bedeutet, dass die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ebenso wie die Kin-

der/Jugendlichen der Einrichtung das Angebot und die 

Vorgehensweise kennen und einschätzen können. Um 

erfolgreich sein zu können, ist darüber hinaus eine gute 

Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern der jeweiligen Einrichtungen erforderlich. Dazu 

bedarf es einer positiven Einstellung der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern zum Thema Beschwerdemanage-

ment, einer Offenheit für Kritik und eines konstruktiven 

Umgangs mit dieser. Eine solche Haltung, dies zeigen die 

Erfahrungen der EVANGELISCHEN JUGENDHILFE GELTOW und 

der DIAKONIE FREISTATT sehr deutlich, kann nicht voraus-

gesetzt werden, sondern muss in der Einrichtung erarbei-

tet und gefördert werden.

In der Arbeit der Ombuds- und Beschwerdestellen 

geht es nicht nur um die Bearbeitung einzelner Anliegen, 

sondern darin immer auch um einen Prozess der Verän-

derung und Verbesserung des bestehenden Angebotes aus 

Sicht der Kinder und Jugendlichen. Beide Einrichtungen 

haben mittels eines Fragebogens die Kinder/Jugendlichen 

zu ihren Wünschen und Vorstellungen befragt und ihr 

Angebot auf der Grundlage der Rückmeldungen modi-

fi ziert.

Beide Anlaufstellen sind darum bemüht, die Schwel-

len für die Betroffenen möglichst niedrig zu gestalten. So 

sind Beschwerden beispielsweise jederzeit möglich und 

es gibt keine inhaltlichen Einschränkungen. Damit sich 

Kinder und Jugendliche an die Ombuds- und Beschwer-

destellen wenden, müssen die Ansprechpartnerinnen 

und -partner persönlich bekannt und präsent sein. Der 

persönliche Kontakt zu den Kindern und Jugendlichen 

ist zwingend notwendig, um die Arbeit durchführen zu 

können. Es bedarf initiierter Treffen (z.B. gemeinsame 

Nachmittagsgestaltung oder Sommerfeste) und gemein-

samer Schnittpunkte im Alltag (z.B. der Schule, aber 

auch Aushänge mit Fotos der Ansprechpartnerinnen und 

-partner), um das Angebot aufrechtzuerhalten und das 

Vertrauen der Kinder/Jugendlichen zu erlangen.

Schließlich, und dieser Aspekt weist schon auf die 

Gemeinsamkeiten zwischen einrichtungsinternen und 

einrichtungsexternen Ombuds- und Beschwerdestellen 

hin, sind die beschriebenen Stellen in den Einrichtungen 

nicht nur etabliert und verankert, sondern sie werden 

auch stetig weiter entwickelt. In beiden Einrichtungen 

wird regelmäßig über erforderliche Veränderungen und 

Modifi zierungen nachgedacht. 

GEMEINSAMKEITEN UND UNTER-
SCHIEDE ZU TRÄGER- UND 
EIN RICHTUNGSÜBERGREIFEND 
BERATENDEN OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN

Nach der Auswertung der Interviews sind viele GE-

MEINSAMKEITEN oder Parallelen der beiden exemplarisch 

ausgewählten einrichtungsinternen Ombuds- und Be-

schwerdestellen zu träger- und einrichtungsübergrei-

fend beratenden Ombuds- und Beschwerdestellen zu 

erkennen. Dies zeigt sich bereits bei der Initiierung ei-

ner solchen Stelle. Für den Aufbau aller Ombuds- und 

Beschwerdestellen ist das persönliche Engagement der 

Fachkräfte essenziell. Als Akteure agieren bei allen Initia-

tiven Fachkräfte, oft ehrenamtlich tätig. Sind Laien tätig, 

so verfügen sie über besondere Erfahrungen, die sie für 

eine solche Aufgabe qualifi ziert, und es gibt eine zuver-

lässige fachliche Unterstützung.
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Bei beiden Formen der ombudschaftlichen Unterstüt-

zung braucht es zunächst eine Art Entwicklungs- und 

Erprobungsphase (vgl. S. 16, Entwicklungsstadien). Und 

auch nach dem Aufbau sind die Angebote in der Arbeits-

phase nicht statisch, sondern es erfolgt eine fortwährende 

Re fl exion der bestehenden Arbeitsweisen und Verfahren 

und diese werden ggf. angepasst.

In der EVANGELISCHEN JUGENDHILFE GELTOW gibt es 

schriftlich fi xierte und für alle Beteiligten nachvollzieh-

bare Qualitätsstandards. Es erfolgt wie bei träger- und 

einrichtungsübergreifend beratenden Ombuds- und 

Beschwerdestellen (vgl. S. 20, Arbeits- und Verfahrens-

weisen) ein in seinem Verlauf transparenter Bearbei-

tungsprozess von Beschwerden und eine Dokumentation 

anhand vorgegebener standardisierter Bögen (vgl. S. 22, 

Formelle Regelungen).

Eine weitere Gemeinsamkeit zeigt sich im Qualitäts-

kriterium der kollegialen Beratung. In der EVANGELISCHEN

JUGENDHILFE GELTOW sowie in der DIAKONIE FREISTATT erfolgt 

die Beratung ebenso wie bei allen träger- und einrich-

tungsübergreifend beratenden Ombuds- und Beschwer-

destellen (vgl. S. 20, Arbeits- und Verfahrensweisen) nach 

dem Vier-Augen-Prinzip. Wie dort bereits beschrieben, 

wird die Refl exion des Falls mit mindestens zwei Betei-

ligten von allen Initiativen als grundlegend angesehen. In 

der EVANGELISCHEN JUGENDHILFE GELTOW sind immer zwei 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Klärungsrunde 

anwesend und die kollegiale Beratung ist in den Qualitäts-

standards festgeschrieben. Die DIAKONIE FREISTATT gestaltet 

die Refl exion anders. Der Ombudsmann/die Ombudsfrau 

ist direkte Ansprechpartnerin oder direkter Ansprech-

partner für die Kinder und Jugendlichen und in der Regel 

im Gespräch allein, steht aber in Kontakt mit den ande-

ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ombudsstelle 

und hat die Einrichtungsleitung als festen Ansprechpart-

ner zur Fallrefl exion im Hintergrund. Damit wird in der 

Beratungsarbeit die gleiche Ausgestaltung wie ab Seite 20  

beschrieben umgesetzt. 

Ebenso wie die einrichtungsübergreifenden Om-

buds- und Beschwerdestellen betont der Ombudsman 

der DIAKONIE FREISTATT seine Unabhängigkeit von der 

Einrichtung als zentralen Punkt bei der Umsetzung des 

Angebotes.

UNTERSCHIEDE sind im Bereich der Zuständigkeits-

defi nitionen zu fi nden: Während sich die DIAKONIE

FREISTATT und die EVANGELISCHEN JUGENDHILFE GELTOW nur 

für Kinder und Jugendlichen in ihren Einrichtungen zu-

ständig erklären, sind alle anderen Initiativen einrich-

tungsübergreifend und die Mehrzahl (mit Ausnahme 

von zwei Initiativen) trägerübergreifend tätig. Inhaltlich 

richtet sich die Arbeit der einrichtungsinternen Ombuds- 

und Beschwerdestellen auf den Alltag der Hilfe und deren 

Ausgestaltung durch den freien Träger. Konfl ikte mit dem 

Jugendamt wurden bisher nicht bearbeitet. Dem gegen-

über liegt der Schwerpunkt der einrichtungsexternen 

Ombuds- und Beschwerdestellen auf Konfl ikten mit dem 

Jugendamt um Hilfeplanung und Hilfegewährung nach 

dem SGB VIII. Weiterentwicklungen sind zwar geplant, 

aber noch nicht umgesetzt.

Durch den Bekanntheitsgrad und die Präsenz der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort sowie niedrige 

Zugangsschwellen bei den einrichtungsinternen Om-

buds- und Beschwerdestellen wird die Zielgruppe gut er-

reicht. Die Angebote sind jederzeit nutzbar und werden 

besonders auf die Bedürfnisse von Kindern und Jugendli-

chen abgestimmt. Im Gegensatz dazu können nur solche 

jungen Menschen und ihre Familien das Angebot der ein-

richtungsexternen Ombuds- und Beschwerdestellen nut-

zen, die auf das Angebot aufmerksam gemacht werden 

oder selbst in der Lage sind, sich eine solche spezialisierte 

Beratung zu suchen. Termine müssen in der Regel außer-

halb des familiären Umfeldes bzw. der betreuenden Ein-

richtung wahrgenommen werden, was vornehmlich für 

Jugendliche und junge Volljährige eine Herausforderung 

darstellt. Der Zugang von Betroffenen zu diesen Anlauf-

stellen ist also mit einer höheren Schwellenüberwindung 

verbunden.

Bei zwei weiteren Aspekten spricht vieles dafür, dass 

die zu beobachtenden Unterschiede nicht mit der Orga-

nisationsform einrichtungsintern-einrichtungsextern zu 

erklären sind, sondern mit der Art der bearbeiteten Kon-

fl ikte.

Betrachtet man die Arbeits- und Verfahrensweisen, so 

wird ersichtlich, dass die einrichtungsinternen Beschwer-

destellen überwiegend im Bereich der Mediation tätig 

sind. Es wird versucht, in Gesprächen mit allen Beteiligten 

eine Lösung für Konfl ikte zu fi nden, indem der Ombuds-

mann/die Ombudsfrau oder die Beschwerdestelle alle 

Seiten – unter der besonderen Berücksichtigung der 

Interessen der Kinder/Jugendlichen – anhört. Aus diesem 

Grund nennt die EVANGELISCHE JUGENDHILFE GELTOW bei-

spielsweise die Gespräche mit allen Beteiligten »Klärungs-

4
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runde«. Sie klären die Kinder und Jugendlichen über 

ihre Rechte auf, begleiten sie bei ihrer Beschwerde, das 

Problem wird ausführlich besprochen und nach Lösun-

gen gesucht. Der Ombudsman erörtert mit den Kindern 

und Jugendlichen ihre Anliegen, sucht nach Lösungs-

möglichkeiten und bietet Begleitung und Moderation zu 

Konfl iktgesprächen an. Bei den träger- und einrichtungs-

übergreifend beratenden Ombuds- und Beschwerdestel-

len hingegen spielt Mediation eine untergeordnete Rolle. 

Es wird zwar versucht zu vermitteln und die Sichtweise 

der beteiligten Fachkräfte und Träger nachzuvollziehen. 

Es geht aber nicht um eine einvernehmliche Einigung al-

leine zwischen den beiden Parteien (Betroffene/Träger) 

nach deren eigenen Kriterien, sondern um die Prüfung 

des Bedarfes und der Einhaltung rechtlicher Grundlagen 

und Vorgaben nach SGB VIII und SGB X durch den öf-

fentlichen bzw. den freien Träger (vgl. S. 20, Arbeits- und 

Verfahrensweisen). Diese Arbeitsweise wurde bisher je-

doch fast ausschließlich in Konfl ikten zwischen Betrof-

fenen und öffentlichen Trägern realisiert. Es spricht vie-

les dafür, dass Konfl ikte im Alltag von Hilfen auch von 

einrichtungsexternen Ombuds- und Beschwerdestellen 

noch stärker vermittelnd bearbeitet werden müssten.

Damit verbunden ist ein zweiter Aspekt. Es wurde 

deutlich, dass die einrichtungsinternen Ombuds- und 

Beschwerdestellen sich aktiv um die Unterstützung der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der jeweiligen Ein-

richtung bemühen. Eine Offenheit der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter wird als notwendige Voraussetzung für 

die erfolgreiche Umsetzung des Angebotes beschrieben. 

Diese Akzeptanz aller Beteiligten muss für die erfolgrei-

che Arbeit der einrichtungsexternen Ombuds- und Be-

schwerdestellen nicht vorliegen – zumindest nicht bei 

Konfl ikten um Hilfeentscheidungen. Die Unterstützung 

durch betreuende freie Träger und öffentliche Träger ist 

zwar hilfreich und im Interesse der Betroffenen. Die er-

folgreiche Begleitung der Betroffenen bei der Durchset-

zung ihrer Ansprüche ist aber auch dann möglich, wenn 

der betreuende freie Träger nicht anwesend ist, das Anlie-

gen der Kinder und Jugendlichen oder Eltern nicht un-

terstützt oder wenn der öffentliche Träger die Beteiligung 

einer Ombudsstelle als unangemessene Einmischung ab-

lehnt, denn es gibt rechtliche Grundlagen dafür. Im Ver-

gleich zu Alltagskonfl ikten stellt sich die Gesetzeslage für 

die Hilfeentscheidung klarer dar und es gibt Gerichte als 

übergeordnete Entscheidungsinstanzen. Wenn es gelingt, 

zukünftig auch Konfl ikte im Alltag von Hilfen durch ein-

richtungsexterne Ombuds- und Beschwerdestellen zu 

beraten, spricht vieles dafür, dass es hier ähnliche Voraus-

setzungen geben wird wie für einrichtungsinterne Om-

buds- und Beschwerdestellen und die Akzeptanz der be-

teiligten Fachkräfte für eine solche Konfl iktbearbeitung 

an Bedeutung gewinnt.

RESÜMEE

Der Exkurs zu einrichtungsinternen Ombuds- und Be-

schwerdestellen ist exemplarisch angelegt. Er soll die 

Bandbreite möglicher Ausgestaltungsformen solcher 

Stellen aufzeigen und die Chancen, die in dem Konzept 

der Ombuds- und Beschwerdestellen für die gesamte 

Kinder- und Jugendhilfe liegen, verdeutlichen. Auch 

wenn die Verallgemeinerbarkeit einiger Ergebnisse plau-

sibel erscheint, können aus den Ausführungen aufgrund 

der sehr schmalen empirischen Basis jedoch keine reprä-

sentativen Aussagen über einrichtungsinterne Ombuds- 

und Beschwerdestellen abgeleitet werden. Angesichts der 

Bedeutung, die sich für solche Stellen in der Kinder- und 

Jugendhilfe zukünftig abzeichnet, bedarf es hier dringend 

weiterer Forschungsarbeiten.

Im Gesamtblick auf die bisherigen Ausführungen 

zu einrichtungsinternen und -externen Ombuds- und 

Beschwerdestellen kann festgehalten werden, dass beide 

Formen wichtige Elemente einer ihrer Verantwortung 

für junge Menschen und ihre Familien gerecht wer-

denden Kinder- und Jugendhilfe darstellen. Sie können 

nicht alternativ, sondern nur in Ergänzung zueinander 

gedacht werden und sind beide notwendige Bestand-

teile von an den Selbstbestimmungs- und Partizipati-

onsrechten der Klientinnen und Klienten orientierten 

Entwicklungsprozessen in der Kinder- und Jugendhil-

fe. Wie im folgenden Kapitel dargelegt wird, werden in 

der Arbeit solcher Stellen eine Vielzahl von Informatio-

nen und Erfahrungen gesammelt, aus denen freie und 

öffentliche Träger für die Gestaltung ihrer Regelangebo-

te lernen können. In den Gesprächen mit den Intervie-

wpartnerinnen und -partnern wurde jedoch deutlich, 

dass dieses eine Offenheit von Fachkräften für Kritik 

voraussetzt, und diese wiederum wird erleichtert durch 

eine auf allen Ebenen wertschätzende Organisations-

kultur. Die Arbeit der Ombuds- und Beschwerdestellen 

EXKURS: EINRICHTUNGSINTERNE OMBUDS- UND BESCHWERDESTELLEN IN DER KINDER- UND JUGENDHILFE
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kann eine solche Haltung und Kultur zwar unterstützen, 

nicht aber selbst herstellen.

In diesem Exkurs wurden einige Gemeinsamkeiten 

und Unterschiede zwischen einrichtungsinternen und 

einrichtungsexternen Ombuds- und Beschwerdestellen 

deutlich. Nicht alle Unterschiede jedoch sind auf die 

Organisationsform und -anbindung der Stellen zurück-

zuführen. Einige Erfahrungen scheinen eher durch die 

Art von Konfl ikten bedingt, die jeweils bearbeitet werden: 

Die Beratung in Konfl ikten zwischen jungen Menschen 

(sowie deren Familien) und Fachkräften im Alltag meist 

stationärer Hilfen stellt deutlich andere Anforderungen 

an Ombuds- und Beschwerdestellen als die Beratung in 

Konfl ikten mit dem öffentlichen Träger um Hilfeent-

scheidungen. Leider können bisher noch keine Aussa-

gen über die Beratung von Konfl ikten mit freien Trägern 

durch einrichtungsexterne Ombuds- und Beschwer-

destellen gemacht werden. Erst in den nächsten beiden 

Jahren werden hierzu Erfahrungen vorliegen. Dann wird 

vielleicht auch zu diskutieren sein, ob es Zusammenhänge

zwischen Organisationsformen und Zuständigkeitsdefi -

nitionen von Ombuds- und Beschwerdestellen gibt, ob 

also unabhängig von der Organisationsform alle Kon-

fl iktformen bearbeitet werden können oder ob sie sich 

gegenseitig bedingen.

4
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5

SCHLUSSFOLGERUNGEN ZUM 
»LERNEN AUS FEHLERN IM KINDERSCHUTZ«
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Ombuds- und Beschwerdestellen haben Einblick in die 

Perspektive von Klientinnen und Klienten auf Kinder- 

und Jugendhilfe. Sie fungieren als Vermittlungsinstanzen 

zwischen Betroffenen und Fachkräften. Im Folgenden 

wird daher der Frage nachgegangen, welche Berührungs-

punkte einrichtungsexterne Ombuds- und Beschwerde-

stellen mit Kinderschutz haben, inwiefern sie Hinweise 

auf Fehler im Kinderschutz aus der Betroffenenperspek-

tive liefern und welchen Beitrag sie in diesen Fällen leis-

ten (siehe S. 45). Daran schließt sich die Frage an, wie 

dieses Wissen der Ombuds- und Beschwerdestellen zum 

Kinderschutz beitragen kann und potentiell im Sinne des 

Lernens aus Fehlern im Kinderschutz zu erweitern oder 

zu nutzen wäre (siehe S. 50). Aus aktuellem Anlass wird 

darüber hinaus der Frage nachgegangen, welche Hinwei-

se sich aus der Expertise für Überlegungen zu Ombuds-

stellen als Anlaufstellen für Opfer sexueller Gewalt in 

Einrichtungen ableiten lassen (siehe S. 54).

KINDERSCHUTZ IN DER ARBEIT 
DER OMBUDS- UND BESCHWERDE-
STELLEN

In welcher Weise werden Ombuds- und Beschwerde-

stellen in ihrer Arbeit mit Kinderschutz konfrontiert? 

Als klassisches Bild eines Kinderschutzfalles assoziieren 

viele Menschen Familien, in denen die Eltern ihre Kin-

der aktiv verletzen oder nicht vor Gewalt durch Dritte 

schützen und Eingriffe des Jugendamtes ablehnen. Die-

se Form der Kindeswohlgefährdung taucht in den Fällen 

der Ombuds- und Beschwerdestellen eher selten auf. Es 

sind lediglich wenige Einzelfälle, in denen sich Eltern 

mit dem Anliegen an Ombudsstellen wenden, Maßnah-

men der Jugendämter, insbesondere die Beantragung 

der Einschränkung der Personensorge nach §§ 1666 und 

1666a BGB und das damit verbundene Ziel, die Kinder 

stationär unterzubringen, abzuwenden. In diesen Fällen 

gehen Ombuds- und Beschwerdestellen ebenso vor wie 

in anderen Fällen: Vorgeschichte, Verlauf und Bedarf 

werden analysiert und geprüft unter der Fragestellung, 

welche Hilfen im Interesse des Kindes wären. Den Eltern 

wird verdeutlicht, dass die Beratung nicht einseitig par-

teilich für die Eltern ist, sondern für die Kinder. Es wird 

nicht grundsätzlich das Ansinnen der Eltern vertreten, 

sondern es erfolgt zunächst eine fachliche Prüfung und 

Einschätzung des Bedarfs. Dabei wird den Eltern auch 

mitgeteilt, dass es aus Sicht der Ombudsstelle berech-

tigte Gründe für ein solches Handeln des Jugendamtes 

geben kann und zu prüfen ist, ob die Position des Ju-

gendamts geteilt wird. Immer jedoch geht es darum, mit 

den Eltern wertschätzend ins Gespräch zu kommen, ih-

nen das Geschehen auch in langen Beratungsprozessen 

zu verdeutlichen, ihre Sicht ernst zu nehmen, Alternati-

ven zu erwägen und Vermittlungsgespräche vorzuschla-

gen, wenn die Kommunikation zwischen Eltern und 

Jugendamt gestört ist.

Die Reaktionen der Eltern darauf sind unterschied-

lich. Es gibt Einzelne, die sich ausschließlich an die Be-

ratungsstelle wenden, um Unterstützung bei der Abwehr 

des Eingriffs zu bekommen. Wenn diese Eltern dann die 

differenzierte Position der Ombudsstelle erklärt bekom-

men und erfahren, dass sie eine solche Unterstützung 

nicht pauschal erhalten werden, wenden sie sich wieder 

ab. Andere Eltern jedoch können diese Herangehenswei-

se nachvollziehen, die darin liegende Unterstützung gut 

annehmen und sind dankbar für eine solche Vermittlung 

zwischen ihnen und dem Jugendamt. Ombuds- und Be-

schwerdestellen treten zwar nicht einseitig parteilich für 

die Eltern auf, jedoch werden sie von den Betroffenen als 

unparteilich und damit in ihren Äußerungen und Positi-

onierungen als vertrauenswürdig wahrgenommen.

In der Arbeit von Ombuds- und Beschwerdestellen 

sind andere Aspekte von Kinderschutz allerdings we-

sentlich bedeutsamer als solch zugespitzte und einseitige 

Fallkonstellationen. Für die Betrachtung dieses Zusam-

menhangs ist es wichtig, sich die Komplexität und Viel-

schichtigkeit des Themas zu vergegenwärtigen. Kindes-

wohl ist ja nicht als Alternative zwischen »gegeben« und 

»nicht gegeben« zu beschreiben, also nicht dichotom zu 

klassifi zieren, sondern stellt, wenn überhaupt, ein Kon-

tinuum zwischen der Einschätzung »keine Gefahr« und 

»höchste Gefahr« dar.14 Der Begriff des Kindeswohls lässt 

die Vielfalt möglicher Facetten von Kindeswohl und 

Kindeswohlgefährdung, die damit verbundenen Schwie-

rigkeiten und Widersprüche nicht erkennen, sondern 

reduziert im sozialpädagogischen wie im juristischen 

Sprachgebrauch die Komplexität des Sachverhalts. Er 

5

14 Münder/Mutke/Schone 2000, S. 357f.
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vermittelt den Eindruck eines in sich schlüssigen, eindeu-

tigen und klaren Kriteriums für Entscheidungen, das je-

doch de facto nicht existiert. Die Regel der Kinderschutz-

fälle sind keine eindeutigen, sondern unklare Situationen, 

in denen Fachkräfte mit der Familie arbeiten, ihnen Hil-

fen anbieten und immer wieder neu zu einer angemes-

senen Einschätzung fi nden müssen. 

Vor diesem Hintergrund kann Kinderschutz in den 

Fällen, in denen sich Eltern, aber auch Jugendliche und 

junge Erwachsene aufgrund von Konfl ikten mit dem Ju-

gendamt an Ombuds- und Beschwerdestellen wenden, in 

vielen Facetten eine Rolle spielen. In diesem Befund wird 

bereits ein zentraler Beitrag von Ombuds- und Beschwer-

destellen zum Kinderschutz deutlich. Die Beratungsar-

beit dieser Stellen zeigt nicht nur die Vielfalt möglicher 

Fallkonstellationen auf, in denen das Kindeswohl gefähr-

det ist oder sich Entwicklungen abzeichnen, die dazu füh-

ren können, dass ein Kinderschutzfall entsteht. Sie zeigt 

auch, dass die Träger der Kinder- und Jugendhilfe durch 

ihr Handeln diese Prozesse aktiv mitgestalten und somit 

sowohl an deren Verschärfung als auch an ihrer Entschär-

fung beteiligt sind. Um dies zu verdeutlichen, werden im 

Folgenden die häufi ger zu beobachtenden Varianten sol-

cher Fälle typisiert beschrieben und anhand von anony-

misierten Fallbeispielen illustriert.

VARIANTE A

Konfl ikte über eine Hilfe gefährden die Hilfe-

leistung. Kommt die Hilfe nicht zustande, droht 

eine Einschränkung des elterlichen Sorgerechts.

Nach den Erfahrungen der Ombuds- und Beschwerde-

stellen gibt es eine Vielzahl von Gründen, die zu Konfl ik-

ten zwischen Personensorgeberechtigten und öffentli-

chem Träger über eine Hilfeleistung führen können. Diese 

Entwicklungen sind keineswegs einseitig auf die Familien 

zurückzuführen, sondern können stets auf beiden Seiten 

begründet sein. Entscheidend sind meist persönliche und 

emotionale und/oder inhaltliche Faktoren. Aber auch 

sachfremde Überlegungen können zu Konfl ikten führen. 

So gab es beispielsweise in mehreren Jugendämtern aus 

fi nanziellen Gründen pauschale Dienstanweisungen zur 

Rückführung von Kindern und Jugendlichen aus stati-

onären Hilfen und zum Vorrang ambulanter Hilfen, die 

massive Auswirkungen auf das Vorgehen in der individu-

ellen Hilfeplanung hatten. Ebenso gibt es Sorgeberech-

tigte, die aufgrund der Kostenbeteiligung oder aufgrund 

anderer Interessenslagen eine stationäre Hilfe ablehnen. 

Leidtragende dieser Konfl ikte sind stets die Kinder, um 

deren erzieherischen Bedarf es geht und dessen Gewähr-

leistung durch solche Konfl ikte gefährdet ist.

Es gibt Anfragen von meist Sorgeberechtigten an die 

Ombudsstellen, und diese Fälle werden hier der Variante 

A zugeordnet, bei denen davon auszugehen ist, dass das 

Jugendamt im Falle der Nichteinigung in der Hilfepla-

nung einen Antrag auf Einschränkung des elterlichen 

Sorgerechts beim Familiengericht erwägt. Die Sorgebe-

rechtigten sind keineswegs grundsätzlich gegen eine Zu-

sammenarbeit und sehen selbst einen Hilfebedarf. Es gibt 

jedoch Konfl ikte, die aus ihrer Sicht einer solchen Zusam-

menarbeit im Weg stehen und die sie alleine nicht lösen 

können. Beraterinnen und Berater von Ombuds- und Be-

schwerdestellen versuchen in diesen Fällen zunächst, den 

zugrunde liegenden Konfl ikt zu erfassen und vermittelnd 

tätig zu werden bzw. je nach Sachlage auf die Rechte der 

Betroffenen in diesen Konfl ikten hinzuweisen. Viele Sor-

geberechtigte erleben die Einbeziehung einer neutralen 

Stelle als Chance, doch noch zu einer guten Zusammen-

arbeit mit dem Jugendamt zu kommen, eine Einigung 

mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Jugend-

amtes zu erzielen und das Sorgerecht für ihre Kinder zu 

behalten. Ein solches Beispiel ist der Fall »Jasmin«.

»Jasmin« – Konfl ikte zwischen Mutter und Familien-

helferin

Frau Walter, 24 Jahre alt, wendet sich mit ihrer drei-

jährigen Tochter Jasmin an den BRJ und bittet um Hilfe. 

Das Jugendamt droht ihr mit einem Antrag auf Entzug 

der elterlichen Sorge beim Familiengericht, wenn sie sich 

weigert, mit der sozialpädagogischen Familienhelferin 

Frau Kaiser zusammenzuarbeiten. Die Mutter berichtet 

im Gespräch, dass sie Frau Kaiser als sehr rigide und be-

stimmend erlebt. Frau Kaiser sei doppelt so alt wie sie, 

sie fühle sich ihr unterlegen und sei eifersüchtig, da Frau 

Kaiser sehr viel mit Jasmin allein unternehme und die-

se sie zunehmend als »Oma« betrachte. Das möchte die 

junge Frau nicht, sie habe gleich ein komisches Gefühl 

gehabt, als sie Frau Kaiser kennen lernte, und vertraue ihr 

nicht. Beim Jugendamt hatte sie daher um eine andere 

Familienhelferin gebeten. Diese Bitte wurde jedoch mit 

der Begründung abgelehnt, Frau Kaiser sei eine erfahrene 

Kollegin, bei diesem Träger sei gerade keine andere Fach-

kraft verfügbar und sie solle der Familienhelferin doch 
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sagen, dass sie nicht die »Oma« sei und offen mit ihr da-

rüber reden.

Frau Walter fühlt sich nun vom Jugendamt im Stich 

gelassen. Sie vermeidet zunehmend den Kontakt zur Fa-

milienhelferin, geht ihr aus dem Weg und arbeitet nicht 

an der Umsetzung der Hilfeplanziele mit. In der Hilfe-

plankonferenz wird der »negative« Bericht der Famili-

enhelferin, in dem Frau Walter u.a. mangelnde Mitwir-

kungsbereitschaft zugeschrieben wird, verlesen und das 

Jugendamt droht bei weiterer Verweigerungshaltung mit 

dem Familiengericht.

Die Beraterinnen und Berater des BRJ klären zunächst 

Frau Walter über ihre Rechte, insbesondere das Wunsch- 

und Wahlrecht nach §5 SGB VIII, auf und vereinbaren 

mit ihr gemeinsam einen Weg, wie ein erneutes Gespräch 

mit dem Jugendamt zustande kommen und Frau Walter 

ihre Sicht noch einmal mit Unterstützung der Berate-

rinnen und Berater formulieren kann. So gestärkt kann 

Frau Walter erneut auf die Fachkräfte zugehen und das 

Jugendamt stimmt schließlich einem Wechsel der Fami-

lienhelferin zu.

Dieses Beispiel illustriert eine Verknüpfung des § 8a 

SGB VIII mit dem Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 SGB 

VIII in der Hilfegewährung, die in den Fällen der Om-

buds- und Beschwerdestellen relativ häufi g vorkommt. 

Die Kindesmutter wurde in diesem Fall nicht über ihr 

Wunsch- und Wahlrecht aufgeklärt, dem Wunsch- und 

Wahlrecht wurde nicht entsprochen und die Weigerung 

zur Zusammenarbeit kann als eine Folge dieser mangeln-

den Aufklärung und Berücksichtigung der Rechte und 

Pfl ichten von Personensorgeberechtigen nach dem SGB 

VIII gedeutet werden.

VARIANTE B

Konfl ikte über eine Hilfe gefährden die Hilfe-

leistung. Es liegt kein Grund für eine Einschrän-

kung der elterlichen Sorge vor. Kommt die Hilfe 

nicht zustande, bleibt der Bedarf des Kindes 

daher unerfüllt.

In der Variante B geht es um ähnliche Konfl ikte wie in 

der Variante A, allerdings sind die Problemlagen nach 

Einschätzung des Jugendamts nicht so vehement, dass 

sie einen Eingriff in die Personensorge rechtfertigen wür-

den. Gelingt es nicht, eine Einigung zwischen Anspruchs-

berechtigten und Jugendamt zu erzielen, so kommt die 

Hilfe nicht zustande und der erzieherische Bedarf des 

Kindes bleibt unerfüllt. Auch hier können Ombuds- und 

Beschwerdestellen als unabhängige Instanz vermitteln. 

Ein solches Beispiel ist der Fall »Lucie«. Während es im 

Fall »Jasmin« darum ging, das Wunsch- und Wahlrecht 

der Mutter gegenüber dem Jugendamt zu vertreten, ging 

es bei »Lucie« darum, die Mutter für die fachlichen Ein-

schätzungen zu öffnen und persönliche und emotionale 

Konfl ikte zwischen Mutter und Fachkräften zu lösen.

»Lucie« – Konfl ikte zwischen Mutter und Psychologin

Lucie ist elf Jahre alt und besucht die 6. Klasse. Ihre Eltern 

stellen sie wegen schulischer Probleme im Schulpsycho-

logischen Beratungszentrum vor, wo eine Rechenschwä-

che diagnostiziert wird. Die Eltern lassen Lucie zusätzlich 

in einem Sozialpädiatrischen Zentrum (SPZ) diagnos-

tizieren. Die Dyskalkulie wird bestätigt und spezielle 

Trainingsprogramme, d.h. außerschulische Maßnahmen 

in Form von Lerntherapie, empfohlen. Des Weiteren be-

scheinigt der Psychologe eine beginnende seelische Be-

hinderung und empfi ehlt weitere Diagnostik. Die Eltern 

stellen daraufhin einen Antrag auf Lerntherapie gemäß 

§ 35a SGB VIII beim zuständigen Jugendamt. Nach An-

tragseingang wird Lucie beim Kinder- und Jugendpsy-

chiatrischen Dienst (KJPD) vorgestellt. Dieser bestätigt 

das Gutachten des SPZ und die Zuordnung zum Perso-

nenkreis des § 35a SGB VIII. Lucie soll eine gekoppelte 

Lern- und Psychotherapie erhalten. Diese Koppelung 

wird sowohl vom Schulpsychologischen Dienst als auch 

vom KJPD empfohlen.

Der Empfehlung einer Psychotherapie kann die Mutter 

jedoch nicht folgen. Ihre Tochter, so die Mutter, brauche 

keine »Couch«-Therapie. Das Jugendamt bietet ihr ver-

schiedene Einrichtungen und Einzelpersonen an, die sie 

sich auch ansieht. Aus ihrer Sicht sind sie jedoch alle unge-

eignet, da sie nicht über ausreichende Qualifi kationen im 

Bereich Dyskalkulie verfügen würden. Sie selbst favorisiert 

eine Einrichtung, welche ausschließlich auf Dyskalkulie 

spezialisiert ist und keine Psychotherapie anbietet.

In dieser Situation wendet sie sich an den BRJ. Dort 

berichtet sie auch von einem persönlichen Konfl ikt mit 

der Psychologin des Schulpsychologischen Dienstes, da 

diese sich in ihrer Empfehlung gegenüber dem Jugend-

amt vorrangig für eine Psychotherapie ausgesprochen 

hatte, in die auch die Mutter einbezogen werden sollte. 

Das Beratungsteam der Ombudsstelle führt daraufhin 

mit der Mutter und der zuständigen Sozialarbeiterin des 

5
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Jugendamtes mehrere Gespräche. Es wird deutlich, dass 

für die Mutter der persönliche Konfl ikt mit der Psycholo-

gin zentral ist. Sie fühlt sich von der zuständigen Sozial-

arbeiterin des Jugendamtes nur unzureichend aufgeklärt 

und hat Vorurteile gegenüber einer Psychotherapie. Die 

Gutachten der Fachdienste belegen unabhängig vonei-

nander, dass eine zusätzliche Psychotherapie bei Lucie 

angeraten ist. Die vom Jugendamt angebotenen Einrich-

tungen und Einzelpersonen waren nach Einschätzung des 

BRJ-Beratungsteams fachlich qualifi ziert und geeignet. 

Die Mutter wurde über ihre Rechte im SGB VIII aufge-

klärt, das Handeln der Sozialarbeiterin und die Aufgabe 

von Fachdiensten wurden detailliert erklärt und sie wur-

de für die Annahme einer gekoppelten Lern- und Psycho-

therapie sensibilisiert. Am Ende des Beratungsprozesses 

konnte sie sich für eine vom Jugendamt angebotene Ein-

richtung entscheiden.

VARIANTE C

Es gibt Konfl ikte zwischen Kindern oder Ju-

gendlichen und ihren Eltern über die Hilfe-

leistung. Das Jugendamt unterstützt und 

schützt die Kinder oder Jugendlichen nicht 

ausreichend und geht trotz vorliegender Gründe 

nicht gegen die Eltern vor.

Es gibt Fälle, in denen sich Kinder bzw. Jugendliche und 

ihre Sorgeberechtigten uneinig sind über die Inanspruch-

nahme oder Ausgestaltung von Hilfeleistungen und das 

Jugendamt sich auf die Seite der Eltern stellt oder ander-

weitig die Kinder und Jugendlichen nicht ausreichend 

unterstützt. Ombuds- und Beschwerdestellen werden in 

solchen Fällen eher von den – meist älteren – Kindern 

und Jugendlichen um Unterstützung gebeten. Das Vor-

gehen der Ombuds- und Beschwerdestellen reicht von 

vermittelnden Gesprächen bis zur Unterstützung der 

Minderjährigen bei den ihnen möglichen rechtlichen 

Schritten. Dies war im Fall »Veronika« erforderlich.

»Veronika« - Klage vor dem Familiengericht

Die 14-jährige Veronika wendet sich an die INITIATIVE SA-

LOMON. Sie lebt seit zehn Monaten in einer stationären 

Einrichtung, obwohl sie mehrfach gegenüber dem Ju-

gendamt und der Einrichtung betont hat, dass sie keines-

falls in einem Heim leben will, sondern in einer Familie 

aus ihrem Umfeld, die früher schon als Pfl egefamilie für 

das Jugendamt tätig war. 

Grund für die Unterbringung der Jugendlichen im Heim 

waren erhebliche Erziehungsdefi zite der sorgeberechtig-

ten Mutter (Alkohol und Gewalt). Im Alter von 13 Jahren 

war die Jugendliche von zu Hause weggelaufen und zur 

Polizei gegangen. Nach einer vom Jugendamt durchge-

führten Rückführung in den elterlichen Haushalt und 

erneuten Übergriffen der Mutter kommt die Jugendliche 

notgedrungen in ein Heim. Das Jugendamt hat Veronika 

vor die Wahl gestellt: wiederum nach Hause zurück oder 

ins Heim zu gehen.

Die Betreuerinnen und Betreuer im Heim und das 

Jugendamt engagieren sich vor allem für die Mutter und 

bereiten die Rückkehr der Jugendlichen zur Mutter vor, 

obwohl das Mädchen selbst das kategorisch ablehnt und 

in der Pfl egefamilie des Umfeldes leben möchte.

Eine Mitarbeiterin der INITIATIVE SALOMON nimmt 

nach einem persönlichen Gespräch mit der 14-Jährigen 

Kontakt mit dem Jugendamt auf und möchte als Beistand 

des Mädchens an der nächsten Hilfeplankonferenz teil-

nehmen. Die zuständige Sozialarbeiterin des Jugendam-

tes verweigert einen Beistand mit der Begründung, Vero-

nika hätte nicht das Recht dazu, sie sei keine Beteiligte 

im Verfahren und somit nicht berechtigt einen Beistand 

mitzubringen.

Mit Unterstützung der INITIATIVE SALOMON wird nun 

ein Verfahren vor dem Familiengericht eingeleitet mit dem 

Ziel, eine Unterbringung in der Pfl egefamilie zu erreichen. 

Die Kosten für eine Anwältin werden übernommen, die 

im Namen der 14-Jährigen eine neue Regelung des Sor-

gerechts anstrebt. Das Jugendamt übernimmt die Position 

der Kindesmutter und sieht keinen Grund, die Jugendliche 

in ihrem eigenen Weg zu unterstützen. Die Heimleitung 

versucht vehement, den Kontakt der Jugendlichen mit der 

Anwältin zu unterbinden, indem sie sich auf die Anwei-

sungen der sorgeberechtigten Mutter bezieht und die Per-

sönlichkeitsrechte der Jugendlichen ignoriert. 

Das Familiengericht der ersten Instanz weist den (un-

gewöhnlichen) Antrag der Jugendlichen auf eine Neure-

gelung des Sorgerechts gegen die Eltern nach der Anhö-

rung der Beteiligten und des Jugendamtes ohne weitere 

Ermittlungen zurück. Erst die Richter des Oberlandesge-

richts nehmen das Anliegen der Jugendlichen ernst und 

fi nden eine Lösung durch die Übertragung des Sorge-

rechts auf den Vater mit der Maßgabe der Einwilligung 

zur Unterbringung der Jugendlichen in der Pfl egefamilie. 

Das Jugendamt erklärt sich nur bereit, der Pfl egefamilie 
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eine Pfl egeerlaubnis nach § 44 SGB VIII zu erteilen, nicht 

aber die Pfl egefamilie als eine Maßnahme der Hilfe zur 

Erziehung nach den §§ 27, 33 SGB VIII anzuerkennen. 

Der Fall ist noch nicht abgeschlossen, aktuell wird um die 

Kostenübernahme des Jugendamtes verhandelt.

VARIANTE D

Die Hilfeentscheidung des Jugendamts ist 

fachlich bedenklich, erfüllt nicht den Bedarf der 

Kinder oder Jugendlichen oder gefährdet sogar 

das Kindeswohl.

Die hier als Variante D bezeichneten Fälle sind besonders 

brisant. Es geht um fehlerhafte Einschätzungen und Ent-

scheidungen von Jugendämtern, die nicht nur zur Nicht-

erfüllung erzieherischer Bedarfe führen, sondern darüber 

hinaus das Kindeswohl gefährden können. Es sind unter-

schiedliche Menschen, die solche Fälle an Ombuds- und 

Beschwerdestellen herantragen, z.B. die Jugendlichen 

selbst, Verwandte und beteiligte Fachkräfte. Häufi g mel-

den sich auch Pfl egefamilien, wie im Fall von »Maik«.

»Maik« – Verfahren vor dem OLG um Rückführung 

aus Pfl egefamilie

Maik, sieben Jahre alt, lebt seit sechs Jahren bei einer 

Pfl egefamilie. Davor war er in unterschiedlichen Bereit-

schaftspfl egefamilien untergebracht. Maik ist starker 

Asthmatiker und Allergiker. Seine Mutter war bei seiner 

Geburt 17 Jahre alt und aufgrund massiver Probleme 

nicht in der Lage, ihn adäquat zu versorgen. Im Hilfeplan 

wurde das Pfl egeverhältnis stets als Dauerpfl egeverhält-

nis beschrieben und dementsprechend keine Rückfüh-

rung geplant und vorbereitet.

2010 ändert sich dies plötzlich. Das Jugendamt plant 

gemeinsam mit der Kindesmutter Maiks Rückführung 

zur Mutter. Sie hat inzwischen ein weiteres Kind und lebt 

derzeit in einem betreuten Wohnprojekt für junge Müt-

ter. Die Mutter ist Inhaberin des Sorgerechts und stellt 

einen Antrag beim Familiengericht. Zu ihrer Vertretung 

im familiengerichtlichen Verfahren zieht die Pfl ege-

familie nach eigener Recherche einen auf das Themenfeld 

Pfl ege familie spezialisierten Anwalt hinzu. Dieser teilt 

ihnen mit, dass er in so einem schwierigen Fall nicht nach 

Gebührenordnung abrechnen kann und schließt mit der 

Familie einen gesonderten, erheblich höheren Honorar-

vertrag ab. Die Pfl egeeltern müssen sich hierfür verschul-

den, da sie über keine Rücklagen in dieser Höhe verfügen.

In dieser Situation wenden sich die Pfl egeeltern an die 

INITIATIVE HABAKUK. Sie berichten dort von ihrer Ein-

schätzung, dass die Mutter auch weiterhin keine ange-

messene Versorgung des Jungen gewährleisten könne 

und der Junge sich stark an die Pfl egefamilie gebunden 

habe. Nach einer fachlichen Prüfung teilen die Berate-

rinnen und Berater der INITIATIVE HABAKUK diese Ein-

schätzung und vermuten, dass es vor allem fi nanzielle 

Aspekte sind, die zur Entscheidung des Jugendamts ge-

führt haben. Die Pfl egeeltern werden über das Juristen-

netzwerk darin unterstützt, die weiteren gerichtlichen 

Schritte zu gehen.

Vor dem Familiengericht erhalten die Pfl egeeltern 

Recht. Der Antrag der Mutter wird abgelehnt, Sie ent-

scheidet sich, das OLG als nächste Instanz anzurufen. 

Dieses bestellt eine Gutachterin, die sich nach intensiver 

Prüfung eindeutig für den Verbleib des Kindes in der 

Pfl egefamilie ausspricht. Das OLG empfi ehlt der Mutter 

daraufhin, die Beschwerde zurückzunehmen. Die Mutter 

folgt dieser Empfehlung.

Trotz dieser Entscheidung verweigert das Jugendamt 

den Pfl egeeltern weiterhin einen Teil des ihnen zustehen-

den Pfl egegeldes. Nachdem der Rechtsanwalt auch unter 

Einbeziehung des Jugendamtsleiters hierzu keine Eini-

gung erzielen konnte, erwägen sie nun abermals juristi-

sche Schritte. Auch hierbei sind sie auf die Unterstützung 

der INITIATIVE HABAKUK angewiesen.

Es wäre eine weitere Variante E denkbar, in der es um 

Kinderschutz in Einrichtungen geht. Junge Menschen und 

ihre Familien könnten sich an Ombudsstellen wenden, 

wenn in Einrichtungen Grenzverletzungen durch Fach-

kräfte stattfi nden. Bisher gibt es jedoch in diesem Bereich 

keine praktischen Erfahrungen. Allerdings sind dies po-

tentielle Fälle der beiden in Kapitel 4 dargestellten ein-

richtungsinternen Ombuds- und Beschwerdestellen.

ENTSCHÄRFUNG VON KONFLIKTEN 

IN DER HILFEPLANUNG DURCH 

DEN EINBEZUG VON OMBUDS- UND 

BESCHWERDESTELLEN

Im Ergebnis der vorgestellten Fallanalysen zeigt sich, dass 

Konfl ikte in der Hilfeplanung auch in solchen Fällen, in 

denen zunächst keine Kindeswohlgefährdung vorliegt, 

dazu führen können, dass sich Problemlagen verschärfen 

und Kinderschutzfälle entstehen. Um solche Eskalations-

5
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prozesse zu verhindern, gilt es Konfl ikte in der Hilfepla-

nung durch einen konstruktiven und fachlich angemes-

senen Umgang zu entschärfen.

Ombuds- und Beschwerdestellen arbeiten mit Men-

schen, die sich im Konfl ikt mit Fachkräften der Kinder- 

und Jugendhilfe befi nden. Hierfür gibt es unterschiedli-

che Gründe. Sie sind keineswegs einseitig den Betroffenen 

anzulasten, sondern auch die Fachkräfte selbst, die ins-

titutionellen Gegebenheiten, Rahmenbedingungen etc. 

tragen zu diesen Konfl ikten bei. Ebenso wie bei den Fäl-

len, in denen ein erzieherischer Bedarf, nicht aber eine 

potentielle Gefährdung der Kinder und Jugendlichen im 

Mittelpunkt steht, verhält es sich in Kinderschutzfällen. 

Auch hier entstehen Konfl ikte nicht nur durch einsei-

tig »uneinsichtige« Eltern, sondern beispielsweise auch 

durch Kommunikationsstörungen, unterschiedliche 

Drucksituationen wie Zeit- und Geldnot oder fehlende 

Supervision.

Einige dieser Aspekte können durch das Hinzu-

ziehen einer Ombuds- und Beschwerdestelle gelindert 

oder ausgeglichen werden. Ziel ist es, durch die Vermitt-

lung in diesen Konfl ikten dazu beizutragen, eine weitere 

Zuspitzung zu vermeiden, notwendige Hilfeleistungen 

zu ermöglichen und damit der Entstehung oder Ver-

schärfung von Kinderschutzfällen vorzubeugen. Om-

buds- und Beschwerdestellen haben in der Regel einen 

sehr guten Einblick in die Perspektive der Familien und 

können differenziert nachvollziehen, wie die Mitglieder 

der Familie die Fachkräfte des Jugendamts und die In-

stitution erleben. Besonders hervorzuheben ist die Be-

deutung von Ombuds- und Beschwerdestellen daher für 

verfahrene Kommunikationssituationen und persönli-

che Konfl ikte, in denen die Einbeziehung einer unab-

hängigen Stelle zur Versachlichung der Auseinanderset-

zung im Interesse der Kinder beitragen kann. Aber auch 

der Vorwurf an Fachkräfte, nach sachfremden Kriterien, 

z.B. fi nanziellen Gesichtspunkten, zu entscheiden, ist 

durch eine solche Stelle überprüfbar. Für die Betroffe-

nen, und auch dies ist eine große Chance von Ombuds- 

und Beschwerdestellen, erleichtert die Möglichkeit der 

Rückvergewisserung bei einer unabhängigen Stelle das 

Vertrauen in Entscheidungen der Institution Jugend-

amt. Sie sind dann eher bereit, die Entscheidungen und 

die daraus resultierenden Folgen zu tragen.

Der Anspruch aus Fehlern im Kinderschutz lernen zu 

wollen geht allerdings über die bloße Zusammenarbeit in 

Einzelfällen hinaus. Er richtet sich auf die Analyse und 

Refl exion konfl ikthafter und problematischer Fallver-

läufe in Hinsicht auf mögliche Schlussfolgerungen für 

kommende Fälle und besteht als Anspruch an Fachkräfte 

sowohl des öffentlichen als auch der freien Träger. Wie 

können das Wissen und die Arbeit einrichtungsexterner 

Ombuds- und Beschwerdestellen also genutzt werden, 

um das »Lernen aus Fehlern im Kinderschutz« zu unter-

stützen?

BEITRÄGE VON OMBUDS- UND 
BESCHWERDESTELLEN ZUM 
»LERNEN AUS FEHLERN IM 
KINDERSCHUTZ«

Spricht man von »Lernen aus Fehlern im Kinderschutz«, 

so ist zunächst zu klären, von welchem Fehlerverständ-

nis ausgegangen wird. Die vorliegende Expertise knüpft 

an das Fehlerverständnis des Forschungs- und Praxis-

entwicklungsprojekts »Aus Fehlern lernen – Qualitäts-

management im Kinderschutz« an. Demnach sind zwei 

Aspekte entscheidend:

Erstens stellt sich die Frage, wie die Beurteilung einer 

Entscheidung als Fehler entsteht bzw. anhand welcher 

Kriterien sie erfolgt. Ob etwas als professioneller Fehler 

betrachtet wird oder nicht, ist keinesfalls selbstverständ-

lich, sondern das Ergebnis »sozial-kommunikativer Kon-

struktionen (…), die auf gesellschaftliche Erwartungen, 

gesetzliche Regelungen, selbst erzeugte, d.h. (inter-)pro-

fessionelle wie (inter-)organisationale Werte, Normen 

und Haltungen und die daraus resultierenden Qualitäts-

standards verweisen. Sie können für die in der Sozialen 

Arbeit vorkommenden komplex-dynamischen Praxis-

kontexte nicht als ein für allemal normativ feststehend 

beschrieben (…) werden.«15 In der Sozialpädagogik ste-

hen unterschiedliche fachliche Ausrichtungen berechtigt 

nebeneinander und Fachkräfte haben regelmäßig Inter-

pretations- und Entscheidungsspielräume auszufüllen. 

Ein naives Verständnis von richtig und falsch wird diesem 

Aufgabenfeld daher nicht gerecht.

15   Biesel (i.V.)
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Zweitens ist die gängige Koppelung des Begriffs »Fehler« 

mit »Schuld« problematisch. Im Alltagsverständnis wird 

betrachtet, wer einen Fehler gemacht hat und damit die 

Schuld für die Folgen zu tragen habe. In der Sozialpäd-

agogik sind Entscheidungen jedoch nur bedingt einzel-

nen Fachkräften zurechenbar, denn professionelle Fehler 

»sind multi-komplex. Ob eine Entscheidung und daraus 

resultierende Handlung als professioneller Fehler be -

obachtet werden kann, hängt deshalb von den zur gege-

benen Zeit vorfi ndbaren Praxiskontexten und den sich im 

Nachhinein als ungenutzte Möglichkeiten herausstellen-

den Alternativen ab.«16 Zu Beginn dieser Expertise wur-

de bereits auf die vielfältigen Rahmenbedingungen und 

Anforderungen, die in der Hilfeplanung in Konkurrenz 

mit fachlichen Aspekten geraten und Entscheidungen 

beeinfl ussen können, hingewiesen (vgl. S. 9, Zur struk-

turellen Notwendigkeit von Ombuds- und Beschwerde-

stellen in der Kinder- und Jugendhilfe). In den gegebenen 

Fallbeispielen (vgl. S. 25, Fallportraits sowie S. 46 bis 49, 

Varianten A-D) wurde darüber hinaus verdeutlicht, wie 

sich diese Einfl üsse im Einzelnen gestalten und welche 

Risiken sie bedingen. Betrachtet man professionelle Feh-

ler als Ergebnis schuldhaften Handelns eines Einzelnen, 

so wird man der Komplexität professionellen Handelns 

daher nicht gerecht, kann kein wirkliches Verständnis der 

Geschehnisse entwickeln und entsprechend auch keine 

sinnvollen Folgerungen ableiten.

Ein angemessenes und konstruktives Fehlerverständ-

nis in der Sozialpädagogik muss daher verbunden sein 

mit einer Sensibilität und Analyse der Komplexität pro-

fessioneller Entscheidungen und der zugrunde liegenden 

Bewertungskriterien. Diese Grundlage ermöglicht eine 

notwendige Analyse struktureller Fehlerpotentiale und 

Risiken professionellen Handelns in der Kinder- und Ju-

gendhilfe, mit denen es verantwortlich umzugehen gilt. 

Ausgeschaltet werden können sie hingegen nicht, denn 

sie sind in der Struktur des Feldes angelegt. Einseitig in-

dividualisierte Fehlerzuschreibungen verstellen den Blick 

auf diese Strukturen und bilden damit keine sinnvolle 

Grundlage für die Suche nach Wegen des verantwort-

lichen Risikomanagements. Mit anderen Worten: Eine 

Voraussetzung, um aus den Fällen lernen zu können, 

ist das Eingeständnis, dass auch hoch qualifi zierte Fach-

kräfte Entscheidungen treffen können, die zumindest im 

Nachhinein als Fehler oder als problematisch beurteilt 

werden, und dass hieraus die Verantwortung von Fach-

kräften resultiert, ihr Handeln einer geeigneten Kontrolle 

zu unterziehen. Eine solche Fehleranalyse stellt einen ho-

hen fachlichen wie auch persönlichen Anspruch an die 

Fachkräfte, ist aber auch aus vorgenannten Gründen ein 

entscheidendes Qualitätsmerkmal der Arbeit.

Leider ist eine solche Haltung bei Trägern der Kin-

der- und Jugendhilfe noch nicht breit entwickelt. Die 

Existenz von Ombudsstellen wird derzeit häufi g noch als 

unberechtigte Infragestellung der eigenen Arbeit wahr-

genommen und nicht als Beitrag zur Qualitätsentwick-

lung der Kinder- und Jugendhilfe genutzt. Viele Familien 

hingegen, die sich an Ombuds- und Beschwerdestellen 

wenden, nehmen diese als eine notwendige unabhängige 

Kontrollmöglichkeit des Handelns von Institutionen der 

Kinder- und Jugendhilfe wahr. Sie wenden sich an solche 

Stellen, wenn ihre eigenen Konfl iktlösungsmöglichkeiten 

mit den Trägern erschöpft sind und die Fortführung der 

Zusammenarbeit gefährdet ist. Sie berichten dann von 

schwierigen und problematischen Erfahrungen mit den 

Fachkräften der Träger, und zwar sowohl auf der persön-

lichen als auch auf der inhaltlichen Ebene. Es sind sol-

che Konfl iktsituationen, in denen die Grundstrukturen 

der Kinder- und Jugendhilfe und die daraus resultieren-

den Schwierigkeiten deutlich werden. Aus der Analyse 

solcher Einzelerfahrungen können daher Hinweise auf 

strukturelle Probleme und Risiken sozialpädagogischen 

Handelns gewonnen sowie Entwicklungserfordernisse 

und mögliche konstruktive Umgangsweisen abgeleitet 

werden. Die Arbeit der Ombuds- und Beschwerdestellen 

könnte von Jugendämtern und freien Trägern daher in 

besonderer Weise zur Fehleranalyse genutzt werden. In 

den Erfahrungen dieser Stellen werden sozusagen wie 

durch ein Brennglas Konfl ikte sichtbar und bearbeitbar. 

Dabei geht es Ombuds- und Beschwerdestellen nicht um 

juristische, fachliche oder gar persönliche Schuldzuwei-

sungen oder Sanktionen. Ihr Ziel ist es, junge Menschen 

und ihre Familien bei der Durchsetzung ihrer Leistungs-

berechtigung zu unterstützen. Nur wenn es zur Durch-

setzung von Rechtsansprüchen erforderlich ist, werden 

hierzu auch juristische Schritte erwogen.

Die Umsetzung von Fallrefl exionen und deren Unter-

stützung durch Ombuds- und Beschwerdestellen sind in 

5

16 Ebd.
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unterschiedlicher Weise denkbar. Dabei ist für das »Ler-

nen aus Fehlern im Kinderschutz« nicht entscheidend, 

nur solche Fälle zu betrachten, die schließlich in Gefähr-

dungssituationen gemündet sind. Die Ausführungen im 

Abschnitt Kinderschutz in der Arbeit der Ombuds- und 

Beschwerdestellen (S. 45) haben deutlich gemacht, dass 

die frühe Entschärfung von Konfl ikten in der Hilfepla-

nung einen Beitrag zur Verhinderung von Kindeswohlge-

fährdungen darstellt. Je besser die Kooperation zwischen 

Fachkräften und Familien in der Hilfeplanung gelingt 

und je qualifi zierter Entscheidungen getroffen werden, 

desto geringer ist die Gefahr von Eskalationen. Daher ist 

die Beratungsarbeit der Ombuds- und Beschwerdestel-

len insgesamt für die Weiterentwicklung der Träger der 

Kinder- und Jugendhilfe im Sinne von Qualifi zierung des 

Kinderschutzes bedeutsam.

• Einzelfallrefl exion

Eine erste Möglichkeit der Fallrefl exion bezieht sich auf 

den Einzelfall. Nach Abschluss von Konfl iktfällen könn-

ten die beteiligten Vertreterinnen und Vertreter des Ju-

gendamts bzw. freien Trägers gemeinsam mit den be-

teiligten Beraterinnen und Beratern der Ombuds- und 

Beschwerdestelle den Einzelfall hinsichtlich der darin lie-

genden Konfl iktsituationen, Kommunikationsstrukturen 

und Handlungsmöglichkeiten refl ektieren. Dabei wäre es 

auch denkbar, die Betroffenen zu beteiligen, insbesonde-

re um besser nachvollziehen zu können, wie Familien die 

Fachkräfte und die Institutionen erleben und wie es in 

ihrer Wahrnehmung zu dem Konfl ikt bzw. den Konfl ik-

ten gekommen ist. Durch eine solche Fallanalyse erhalten 

die beteiligten Fachkräfte eine Außensicht auf die eigene 

Arbeit und das eigene Auftreten. Wie in den Fallbeispie-

len deutlich wird, geht es für einige Betroffene im Kern 

nicht um inhaltliche Konfl ikte, sondern eher um persön-

liche Verletzungen oder um das Gefühl, nicht wirklich 

individuell wahrgenommen und wertgeschätzt worden 

zu sein. Für Fachkräfte liegt in solchen Rückmeldungen 

ein wichtiges Lernpotential. Sie können in der Retrospek-

tive außerdem kritisch prüfen, welche Kriterien tatsäch-

lich entscheidungsrelevant waren, ob Entscheidungen 

sachdienlich waren und nach Veränderungsmöglichkei-

ten suchen. Die beteiligten Fachkräfte müssten jeweils 

entscheiden, welche Refl exionsprozesse gemeinsam mit 

den anderen am Fall Beteiligten vollzogen werden kön-

nen und welche Auseinandersetzungen besser ohne Au-

ßenstehende und ggf. auch im Rahmen von Supervision 

erfolgen sollten.

Die beschriebene Lernchance gilt nicht nur für Fach-

kräfte der Jugendämter und freien Träger. Auch für die 

Beraterinnen und Berater der Ombuds- und Beschwer-

destellen liegen in einer solchen gemeinsamen Refl exion 

weitreichende Qualifi zierungspotentiale durch Spiege-

lung der Außenwahrnehmung ihrer Person, Qualifi ka-

tion und Tätigkeit, aber auch durch Einblicke in Ent-

scheidungszusammenhänge der beteiligten Kinder- und 

Jugendhilfeträger.

• Analyse »gemeinsamer« Fälle im Vergleich

Oberhalb der Ebene konkreter Einzelfälle könnten in 

Kooperation der Jugendämter bzw. freien Träger mit 

den Ombuds- und Beschwerdestellen fallübergreifende 

Analysen von »gemeinsamen« Fällen erfolgen. Dabei ist 

es sinnvoll, geeignete Leitfragen zu formulieren, etwa 

»Welche Grundkonfl ikte wurden von den Betroffenen 

benannt?« oder »Was hat schließlich zur Entschärfung 

des Konfl ikts beigetragen oder warum war eine Entschär-

fung/Einigung nicht möglich?« Anhand solcher Ana-

lysen ist zu überprüfen, inwiefern es in den Konfl ikten 

um individuelle Konstellationen, etwa Beratungs- und 

Qualifi zierungsbedarf konkreter Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter oder besondere Bedürfnisse der beteiligten 

Familien, ging und welche Hinweise es auf Hemmnisse 

durch institutionelle Strukturen, Verfahrensweisen oder 

Rahmenbedingungen gibt.

Werden nur solche Fälle analysiert, die tatsächlich 

von der jeweiligen Institution bearbeitet wurde, ist die 

Relevanz der Ergebnisse für die Institution offensichtlich. 

Anders bei der dritten Möglichkeit:

• Analyse der allgemeinen Beratungserfahrungen 

von Ombuds- und Beschwerdestellen

Die Analyse der Fallarbeit von Ombuds- und Beschwer-

destellen insgesamt liefert Hinweise auf kritische Mo-

mente, schwierige Strukturen und häufi g auftretende 

Konfl iktpunkte in Hilfeplanverfahren, wie sie unter an-

derem aus den Fallauswertungen des BRJ ersichtlich wer-

den. Beispiele hierfür sind etwa Kommunikationsprob-

leme zwischen Familien und Fachkräften sowie unerfüllte 

Beratungs- und Aufklärungsbedarfe der Betroffenen im 

Hilfeplanungsverfahren. Zu beobachten sind aber auch 

unterschiedliche Formen des Schwellenaufbaus und der 
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Verzögerungstaktiken in der Hilfeplanung. Hierzu gehö-

ren Zuständigkeitsgerangel, erhebliche Zeitverzögerun-

gen, Intransparenz des Handelns im Jugendamt oder die 

Einbeziehung vieler Ansprechpartnerinnen und -partner, 

Fachdienste und Prüfungsinstanzen. Eine zentrale Rolle 

spielt in den Fällen auch das Wunsch- und Wahlrecht 

nach §5 SGB VIII. Viele Familien erleben, dass ihren 

Vorstellungen nicht ausreichend entsprochen wird und 

ihnen Hilfen bzw. Leistungserbringer angeboten werden, 

die für sie nicht tragbar sind.

Auch diese Auswertungen könnten von Jugendäm-

tern und/oder Einrichtungen für die Refl exion der eige-

nen Arbeit genutzt werden. Nehmen Institutionen diese 

Erfahrungen ernst und sind offen für Selbstkritik, so 

könnten sie prüfen, wo in ihrer Arbeit diese Aspekte vor-

kommen und welche Veränderungen möglich sind, um 

Derartiges zu verhindern.

Diese drei Formen stellen Zugangsmöglichkeiten 

zur Refl exion von Konfl ikten in der Hilfeplanung dar. Es 

sind unterschiedliche Zugänge zur Überprüfung der im 

eigenen Träger bzw. im eigenen Handeln liegenden Ri-

siken und damit der erste Schritt zu einem verantwort-

lichen Risikomanagement in Institutionen der Kinder- 

und Jugendhilfe. Bisher ist ein solches systematisches 

Lernen und Nutzen der Erfahrungen der Ombuds- und 

Beschwerdestellen jedoch noch nicht erfolgt. Zwar gehen 

die Auswertungen des BRJ als älteste und etablierteste 

Stelle mit umfangreichen Beratungserfahrungen regel-

mäßig auch den öffentlichen Trägern auf Landesebene 

und Multiplikatoren auf Bundesebene zu. Es gibt jedoch 

von dieser Seite keine Rückmeldungen und es ist nicht 

bekannt, dass die Ergebnisse dort systematisch zur Quali-

tätsentwicklung oder gar zum Risikomanagement in Trä-

gern genutzt werden.

Würden – und dies wäre im Interesse der betroffenen 

jungen Menschen unbedingt wünschenswert – solche 

Entwicklungen vollzogen und Ombuds- und Beschwer-

destellen in Qualitätsentwicklungsprozesse von Trägern 

einbezogen werden, so müssten bei diesen Stellen aller-

dings entsprechende Voraussetzungen geschaffen wer-

den. Die derzeitige ungesicherte und primär ehrenamt-

lich getragene Struktur wäre mit einer solchen Aufgabe 

überfordert.

Neben der Frage nach Qualitätsentwicklungsmög-

lichkeiten bei den Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 

ergibt sich auch die Frage, ob aus der Arbeit der Om-

buds- und Beschwerdestellen Hinweise auf gesetzliche 

Entwicklungsbedarfe in der Kinder- und Jugendhilfe 

abgeleitet werden können. Zunächst einmal ist die hohe 

Erfolgsquote in der Fallberatung von Ombuds- und Be-

schwerdestellen ein Hinweis darauf, dass die gesetzlichen 

Vorgaben eine gute Grundlage für die Kinder- und Ju-

gendhilfe bilden.

Allerdings gibt es zwei Einschränkungen: Zum ei-

nen berichten alle Ombuds- und Beschwerdestellen über 

rechtliche Unklarheiten und Schwierigkeiten der Vermitt-

lung an den Schnittstellen der Kinder- und Jugendhilfe zu 

anderen Sozialgesetzen, insbesondere den SGB II, III und 

XII. Hier gibt es dringenden Klärungsbedarf. Zum ande-

ren, und hier komme ich auf die im Abschnitt: Zur struk-

turellen Notwendigkeit von Ombuds- und Beschwerde-

stellen in der Kinder- und Jugendhilfe (S. 9) ausgeführte 

Ausgangsanalyse zurück, wird in der Arbeit der Ombuds- 

und Beschwerdestellen deutlich, dass Betroffene darauf 

angewiesen sind, dass Fachkräfte die rechtlichen Vorga-

ben verantwortlich einhalten und Betroffene über ihre 

Rechte aufklären. Erfolgt dies – aus welchen Gründen 

auch immer – nicht, so können die sinnvollen Regelun-

gen bspw. der §§ 5 und 8 SGB VIII ihre Wirksamkeit nicht 

entfalten. Hier gilt es strukturelle Regelungen zu fi nden, 

die nicht den Inhalt dieser Vorschriften verändern, son-

dern deren Umsetzung sichern, indem sie nicht allein der 

professionellen und (verwaltungs-)rechtlichen Selbstver-

pfl ichtung überlassen bleibt, sondern Betroffenen unab-

hängige Beratungsmöglichkeiten eröffnet werden. Wie 

im Abschnitt: Möglichkeiten der strukturellen Absiche-

rung unabhängiger Ombuds- und Beschwerdestellen in 

der Kinder- und Jugendhilfe (S. 34) vorgeschlagen wäre 

ein sinnvoller Weg die Verankerung des Anspruchs auf ei-

nen vom örtlichen Jugendhilfeträger unabhängigen Zu-

gang zu ombudschaftlicher Jugendhilfeberatung und der 

Einrichtung von Beschwerdeinstanzen als Ombudschaf-

ten für die Gewährung stationärer Hilfen in §8 SGB VIII. 

Die entsprechende strukturelle und vor allem fi nanzielle 

Absicherung könnte in §79 SGB VIII erfolgen.

5

17 Wensierski 2006
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OMBUDS- UND BESCHWERDE-
STELLEN ALS ANLAUFSTELLEN FÜR 
OPFER SEXUELLER GEWALT IN 
EINRICHTUNGEN

Nach der Veröffentlichung des Leides tausender Heim-

kinder in der Fürsorgeerziehung und der Freiwilligen Er-

ziehungshilfe der 50er- und 60er-Jahre durch Wensierski17

wird seit Anfang 2010 erneut öffentlich intensiv über 

Misshandlungen und insbesondere sexuelle Gewalt in 

Internaten und Einrichtungen der Kinder- und Jugend-

hilfe diskutiert. Ausgangspunkt war das Bekanntwerden 

von Fällen sexueller Gewalt von Lehrern an Schülern am 

renommierten Berliner Canisius-Kolleg in den 70er- und 

80er-Jahren. Während diese Expertise erstellt wurde, ver-

lief jedoch kaum eine Woche, in der nicht neue Informa-

tionen über ähnliche Vorkommnisse in anderen Interna-

ten oder auch stationären Einrichtungen der Kinder- und 

Jugendhilfe öffentlich wurden. Es sind Einrichtungen 

unterschiedlichster in stitutioneller Anbindung betroffen. 

Allerdings stehen vor allem kirchliche Einrichtungen im 

Mittelpunkt der Kritik. Ihnen wird in besonderer Weise 

vorgeworfen, Hinweise auf diese Vorkommnisse systema-

tisch verschleiert, die Opfer nicht ernst genommen und 

die Täter weiter beschäftigt zu haben.

In den öffentlichen Debatten werden v.a. länger zu-

rückliegende Geschehnisse thematisiert. In Fachkreisen 

ist jedoch bekannt, dass es auch heute noch Grenzver-

letzungen von Fachkräften gegenüber Kindern und Ju-

gendlichen gibt. Seit April dieses Jahres beschäftigt sich 

daher neben dem seit 2009 existierenden »Runden Tisch 

Heimerziehung« ein »Runder Tisch Sexueller Kindes-

missbrauch«18 mit diesen Vorkommnissen und sucht 

nach Möglichkeiten, wie diese zukünftig verhindert wer-

den können. In beiden Zusammenhängen tauchte die 

Frage auf, ob die Einrichtung von Ombudsstellen ein 

sinnvoller Beitrag zur Verhinderung sexueller Gewalt in 

Institutionen sei.

Es war nicht Auftrag der vorliegenden Expertise, diese 

Frage zu bearbeiten. Aus der Untersuchung sind jedoch 

zwei zentrale Ergebnisse hierzu abzuleiten, die für die 

Diskussion bereichernd sein können.

Das erste Ergebnis gründet auf den Erfahrungen der 

einrichtungsinternen Ombuds- und Beschwerdestellen. 

Sowohl die EVANGELISCHE JUGENDHILFE GELTOW als auch die 

DIAKONIE FREISTATT haben ihre Ombuds- und Beschwer-

destellen aus der Erfahrung von Übergriffen von Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern gegen Kinder und Jugend-

liche in den Einrichtungen entwickelt. Allerdings sind die 

Ombuds- und Beschwerdestellen in beiden Einrichtungen 

nicht isoliert zu betrachten, sondern stellen einen wichti-

gen Baustein ihrer Gesamtkultur dar, die dazu beitragen 

soll, das Risiko erneuter Übergriffe zu verringern. So wer-

den bspw. in der EVANGELISCHEN JUGENDHILFE GELTOW neue 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt in diese Kultur 

eingeführt, es gibt einen schriftlichen Verhaltenskodex, 

der von neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu 

unterzeichnen ist, und es wird ihnen verdeutlicht, dass 

die Rechte der betreuten jungen Menschen auf allen Hi-

erarchieebenen ernst genommen werden und auch durch 

die Hinzuziehung der Beschwerdestelle von den Kindern 

und Jugendlichen eingefordert werden können. Eines von 

mehreren Zielen dieses Verfahrens liegt darin, potentiel-

le Täterinnen und Täter als Bewerber abzuschrecken. Es 

wäre unrealistisch zu behaupten, dass Übergriffe in diesen 

beiden Einrichtungen aufgrund ihrer Gesamtkultur und 

partizipativer Entwicklungsprozesse verunmöglicht wür-

den. Gerade im Eingestehen der potentiellen Gefahr liegt 

jedoch die zentrale Voraussetzung für eine Verringerung 

derselben und den verantwortlichen Umgang damit.

Das erste Ergebnis lautet daher: Ombuds- und Be-

schwerdestellen als ernst gemeinter Teil einer an Partizi-

pation und den Selbstbestimmungsrechten junger Men-

schen orientierten Gesamtkultur von Einrichtungen der 

Kinder- und Jugendhilfe geben das Signal an Betroffene 

und an potentielle Täterinnen und Täter, dass in den 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe eine »Kultur 

des Hinsehens« praktiziert wird und entsprechende Hin-

weise ernst genommen und bearbeitet werden. Sie sind 

ein Statement des Systems Kinder- und Jugendhilfe und 

tragen dazu bei, die Wahrscheinlichkeit von Übergriffen 

gegen Kinder und Jugendliche zu verringern.

Dieses Ernst nehmen von Hinweisen, so das zweite 

Ergebnis, ist der wichtige Beitrag von Ombuds- und Be-

schwerdestellen für Opfer von Übergriffen und Gewalt 

auch in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Die 

Beratungserfahrungen für Opfer sexueller Gewalt zeigen, 

dass diese Menschen nicht nur an der Tat selbst (primäre 

18 Ich nutze im Folgenden den präziseren und unmissverständlichen Begriff der sexuellen Gewalt.

SCHLUSSFOLGERUNGEN ZUM »LERNEN AUS FEHLERN IM KINDERSCHUTZ«
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Viktimisierung) leiden, sondern häufi g nach der Tat au-

ßerdem die Erfahrung einer sekundären Viktimisierung 

machen müssen, etwa durch Bagatellisierung oder das 

Zuschreiben von Mitschuld. Angesichts der Rückmel-

dung von jungen Menschen und ihren Familien, dass sie 

sich in den einrichtungsübergreifenden Ombuds- und 

Beschwerdestellen in ihren Anliegen und mit ihrer Per-

spektive ernst genommen und wert geschätzt fühlen, 

könnte diese Form der Anlaufstelle auch für Opfer sexu-

eller Gewalt eine Unterstützung darstellen.

Sowohl in einrichtungsinternen als auch in einrich-

tungsexternen Ombuds- und Beschwerdestellen lägen 

Chancen für von sexueller Gewalt in Einrichtungen 

Betroffene. Einrichtungsinterne Stelle erscheinen nied-

rigschwelliger, da sowohl die Institution als auch die 

Personen in den Einrichtungen allen Kindern und Ju-

gendlichen bekannt und leicht kontaktierbar sind. Aller-

dings müssen die Betroffenen Vertrauen in die Offenheit 

und Unabhängigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter von Ombuds- und Beschwerdestellen haben können. 

Bestehen hingegen Befürchtungen hinsichtlich eventu-

eller Involviertheit oder persönliche Verstrickungen der 

Ansprechpartnerinnen und -partner in die Tatkontexte, 

so werden die Betroffenen wahrscheinlich eine einrich-

tungsexterne, unabhängige Kontaktmöglichkeit bevorzu-

gen.

Wenn über Ombudsstellen als Angebote für Opfer 

sexueller Gewalt nachgedacht wird, ist auch zu klären, 

ob es um Ombudsstellen geht, die ausschließlich für 

solche Fälle zuständig sind, oder ob es darum geht deut-

lich zu machen, dass Ombuds- und Beschwerdestellen 

in der Kinder- und Jugendhilfe auch für dieses Thema 

zuständig sind. Einrichtungsinterne Ombuds- und Be-

schwerdestellen stellen Bestandteile einer Gesamtkultur 

der Einrichtung dar und sollten sich für die Vertretung 

der Rechte junger Menschen in Einrichtungen in ihrer 

ganzen Breite zuständig fühlen. Meines Erachtens wäre 

es nicht sinnvoll, hier die Zuständigkeit auf eine einzige 

Form der Grenzverletzung zu begrenzen. Eine breitere 

Zuständigkeit bietet Kindern und Jugendlichen außer-

dem die Möglichkeit, sich über andere, vielleicht weniger 

gefährlich erscheinende Themen dieser Stelle zu nähern 

und zu prüfen, ob sie sich auch mit diesem Problem an 

sie wenden möchten. Es ist jedoch zu bedenken, ob bei ei-

ner breiten Zuständigkeit für einige Themen – und hierzu 

würde sexuelle Gewalt in Einrichtungen deutlich zählen – 

eine zusätzliche Qualifi kation der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Ombuds- und Beschwerdestellen sinnvoll 

wäre bzw. ob bei entsprechenden Fällen eine spezialisierte 

Beratungsstelle hinzugezogen werden kann.

Bei einrichtungsübergreifend arbeitenden Ombuds-

stellen stellt sich die Frage nach einer Spezialisierung auf 

Fälle sexueller Gewalt in Einrichtungen anders. Hier wä-

ren grundsätzlich beide Varianten, eine Spezialisierung 

und eine breitere Zuständigkeitsbestimmung, denkbar. 

Allerdings wird die Beratung von Konfl ikten in Einrich-

tungen durch einrichtungsübergreifende Ombudsstellen 

derzeit noch zu wenig umgesetzt, als dass eine Einschät-

zung erfahrungsbasiert erfolgen könnte.

5
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Die Erfahrungen der fast 100-jährigen Zusammenarbeit 

im sogenannten Hilfedreieck zeigen die Interessenvielfalt 

und -konfl ikte aller Beteiligten im Hilfeplanungsprozess. 

Die strukturelle Machtasymmetrie in der Helfer-Klient-

Beziehung führt zu strukturellen Problemen bei der Si-

cherung von Betroffenenrechten. Daraus resultiert die 

Frage, welche Möglichkeiten den Betroffenen offen ste-

hen, wenn sie alleine nicht in der Lage sind, ihre Rechte 

juristisch einzufordern und die professionelle Selbstver-

pfl ichtung zur Sicherung der Betroffenenrechte nicht 

umgesetzt wird.

Seit langem gibt es Diskussionen darum, wie in dieser 

Konstellation Betroffenenrechte und Entscheidungen im 

Sinne des Kindeswohls sichergestellt werden können. Ein 

Vorschlag, der aus unterschiedlichen Anlässen diskutiert 

wird, ist die Einbeziehung einer unabhängigen Stelle in 

den Hilfeplanungsprozess und die Etablierung von Be-

schwerdestellen in Einrichtungen der Kinder- und Ju-

gendhilfe. Ombuds- und Beschwerdestellen knüpfen an 

solche Überlegungen an und entwickeln und erproben 

Umsetzungsmöglichkeiten. Die dargestellten Erfahrun-

gen zeigen zum einen, dass Ombuds- und Beschwerde-

stellen erfolgreich zu mehr Einzelfallgerechtigkeit in der 

Kinder- und Jugendhilfe beitragen können, und zum 

anderen, dass junge Menschen und ihre Familien ein 

solches Angebot gerne annehmen und es als konstruktiv 

und hilfreich erleben, um auf Grenzverletzungen hinzu-

weisen und ihre Rechte in der Kinder- und Jugendhilfe 

zu wahren.

Bisher sind die Chancen und Möglichkeiten solcher 

Stellen noch in keiner Weise »ausgereizt«, wie die darge-

stellten Überlegungen zum »Lernen aus Fehlern im Kin-

derschutz« und zu Ombuds- und Beschwerdestellen als 

Anlaufstellen für Opfer sexueller Gewalt in Einrichtun-

gen zeigen. Auch bleibt es bisher dem Zufall überlassen, 

ob Klientinnen und Klienten der Kinder- und Jugend-

hilfe Zugang zu Ombuds- und Beschwerdestellen haben 

oder nicht. Es muss daher die Verankerung von Ombuds- 

und Beschwerdestellen als notwendiger Teil von Kinder- 

und Jugendhilfe erfolgen. Betroffene müssen das Recht 

und die Möglichkeit haben, sich mit Anliegen in Bezug 

auf freie und auf öffentliche Träger an eine unabhängi-

ge Beratungsstelle zu wenden. Eine solche Institutiona-

lisierung von Ombuds- und Beschwerdestellen muss die 

Unabhängigkeit und die Qualität dieser Angebote unab-

weisbar sicherstellen.

Im Umkehrschluss resultiert daraus allerdings eine hohe 

Verantwortung und Qualitätsanforderung an Ombuds- 

und Beschwerdestellen. Wer für sich eine solche unab-

hängige Rolle in Konfl iktfällen in Anspruch nimmt, muss 

sich an hohen fachlichen Qualitätskriterien messen las-

sen. Es wird daher in Zukunft zu klären sein, ob eine sol-

che Arbeit langfristig auf ehrenamtlicher Basis möglich 

ist oder selbst einen Professionalisierungsprozess durch-

laufen muss, der einen höheren Anteil hauptamtlicher 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfordert.

Fachkräfte von freien und öffentlichen Trägern haben 

vielfach noch Vorbehalte gegen Ombuds- und Beschwer-

destellen. Es ist wichtig, eine neue Fehler- und Konfl ikt-

kultur zu entwickeln und die Akzeptanz bei Fachkräften 

gegenüber der Einbeziehung von Ombuds- und Beschwer-

destellen als Bestandteil der Qualitätsentwicklung in der 

Kinder- und Jugendhilfe zu fördern. Die Einrichtung und 

Sicherung solcher Stellen wäre ein wichtiges Signal für eine 

partizipative und refl exive Jugendhilfekultur.

6
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